
Editorial

Liebe SoVD-Mitglieder, liebe Freundinnen und Freunde,

Berlin steht vor einer wegweisenden Wahl zum Abgeordnetenhaus. 
In Zeiten gesellschaftlicher Umbrüche und komplexer Herausforde-
rungen ist es wichtiger denn je, unsere demokratischen Grundwerte 
nicht nur als gegeben hinzunehmen, sondern sie aktiv zu schützen und 
zu erhalten. Demokratie lebt vom Dialog, von der Transparenz und vor 
allem von informierten Bürger*innen, die ihre Wahlentscheidung auf 
Basis fundierter Fakten treffen.

Wir vom SoVD-Landesverband Berlin-Brandenburg möchten Sie 
bestmöglich auf diesen demokratischen Prozess vorbereiten, ohne 
dabei Wahlempfehlungen aufzudrängen. Deshalb haben wir eine In-
terviewreihe gestartet, in der wir den Spitzenkandidat*innen jener 
Parteien auf den Zahn fühlen, die realistische Chancen haben, das Amt 
des Regierenden Bürgermeisters oder der Regierenden Bürgermeis-
terin zu bekleiden. Wir möchten wissen: Welche konkreten Lösungen 
bieten sie für die drängendsten sozialen Probleme unserer Stadt an?

  Den Auftakt konnten wir bereits erfolgreich gestalten: Wir ha-
ben den amtierenden Regierenden Bürgermeister Kai Wegner sowie 
Werner Graf von den Grünen zu ihren Plänen für Berlin befragt. In 
dieser Ausgabe finden Sie bereits erste, prägnante Auszüge aus diesen 
Gesprächen, die Ihnen einen Vorgeschmack auf die Positionen der 
Kandidaten geben.

Doch wir gehen noch weiter: Um Ihnen ein umfassendes Bild zu 
vermitteln, haben wir die Interviews filmisch begleitet. Die vollstän-
digen Aufnahmen werden wir im Laufe des Sommers auf unserer In-
ternetseite zur Verfügung stellen. Das geben wir auf unseren Social-
Media-Kanälen bei Facebook und Instagram bekannt, auf denen wir 
zusätzlich auch Kurzvideos veröffentlichen.

Inhaltlich haben wir dabei keine Kompromisse gemacht. Im Fo-
kus standen Themen, die den SoVD und den Alltag in unserer Stadt 
besonders prägen: der dringende Bedarf im Wohnungsbau, die Zu-
kunftsfähigkeit unserer Schulpolitik, die Barrierefreiheit im Verkehr, 
die Sicherung der gesundheitlichen Versorgung sowie der Kampf ge-
gen Armut und für mehr soziale Gerechtigkeit.

Wir laden Sie herzlich ein, diese Gespräche zu verfolgen und sich 
eine eigene Meinung zu bilden. Bleiben Sie gespannt auf die kommen-
den Veröffentlichungen. Gemeinsam tragen wir dazu bei, dass Berlin 
eine lebendige und starke Demokratie bleibt.

Eure Sabine Schwarz, Joachim Melchert und Armin Dötsch

Die Frauen-Alterssiche-
rungskonferenz 2026 von 
SoVD und ver.di widmet 
sich der Frage, wie Alterssi-
cherung, Arbeitszeitpolitik 
und ökonomische Unabhän-
gigkeit von Frauen zusam-
menhängen. Welche Folgen 
haben die aktuellen renten- 
und arbeitszeitpolitischen 
Debatten für Frauen – insbe-

sondere vor dem Hintergrund 
von Teilzeit, Sorgearbeit, unter-
brochenen Erwerbsbiografien 
und nach wie vor ungleichen 
Einkommen? Wie lässt sich Al-
tersarmut von Frauen wirksam 
bekämpfen? Was braucht es, 
damit gute Arbeit und soziale 
Absicherung auch im Alter für 
Frauen verlässlich zusammen-
gehen?

7. Juli, ver.di-Bundesver-
waltung, Paula-Thiede-Ufer 
10, 10179 Berlin (auch als 
Livestream)

Ansprechpartnerin beim 
SoVD: Heike Roß-Ritterbusch, 
Tel.: 030 / 26 39 38 21 oder 
0160 / 92 82 45 99 (mit AB),  
E-Mail: ehrenamt@sovd-bbg. 
de.

Alterssicherungskonferenz

Was heißt sozial, Berlin?
Der SoVD-Landesverband Berlin-Brandenburg führt anlässlich der Berliner Abgeordnetenwahl 

2026 Interviews mit den Spitzenkandidat*innen der Parteien. Die Reihe startet mit dem Regierenden 
Bürgermeister Kai Wegner (CDU). Die Fragen stellt SoVD-Landesvorstandssprecher Armin Dötsch.

Häusliche Gewalt gegen Frau-
en findet in Berlin täglich statt. 
Was wollen Sie dagegen tun?

Es ist tatsächlich so, dass wir 
stark steigende Zahlen haben 
bei häuslicher Gewalt, Femizide, 
und Ehrenmorde, die in dieser 
Stadt stattfinden. Sogenannte 
Ehrenmorde deswegen, weil das 
ja wirklich alles andere als etwas 
mit Ehre zu tun hat, wenn man 
eine Frau umbringt. Ich finde das 
unerträglich und ich glaube, man 
muss auch alles beim Namen 
nennen. Wir haben steigende 
Zahlen und ehrlicherweise sind 
diese steigenden Zahlen nicht 
die ganze Wahrheit. Denn es gibt 
eine hohe Dunkelziffer, wo Frauen 
es gar nicht zur Anzeige bringen, 
wo Frauen es ertragen, wo sie 
über Jahre schlecht behandelt 
werden mit Gewalt in der Bezie-
hung.   

Und ich glaube, dass wir deut-
lich mehr machen müssen, was 
Beratungsangebote angeht. Weil 
viele Frauen auch Angst haben. 
Angst, aus so einer Gewaltehe 

bzw. Gewaltbeziehung auszu-
brechen. Wo sollen sie hin? Was 
heißt das gesellschaftlich? Und 
dass oftmals das Schamgefühl 
bei den Frauen viel zu groß ist. 
Ich glaube, der Scham muss die 
Seite wechseln. Nicht Frauen 
müssen sich dafür schämen. Ganz 
im Gegenteil: Männer, die Frauen 
so was antun, die müssen sich 
schämen. 

Wir haben über das Sonder-
vermögen sichergestellt, dass es 
ein weiteres Frauenhaus in Berlin 
gibt. Mir wäre lieber, wir bräuch-
ten das nicht. Aber solange der 
Bedarf so hoch ist, brauchen wir 
es. Was wir außerdem brauchen, 
ist die gesellschaftliche Ächtung 
von Gewalt gegen Frauen. 

Wir haben in Berlin Fußfesseln 
gesetzlich geregelt. Das heißt, 
dass Männer, die Gewalt gegen 
eine Frau ausüben, eine Fußfes-
sel bekommen und sich dieser 
Frau nicht mehr nähern können. 
In besonders harten Fällen sind 
das die richtigen Maßnahmen, 
weil wir Frauen vor Gewalt schüt-

zen müssen. Und noch mal: Die 
Scham darf nicht auf der Seite 
der Frau liegen, sondern ganz im 
Gegenteil.

Was ist mit den Schüler*innen 
mit besonderem Förderbedarf? 
Wollen Sie eine inklusive Be-
schulung oder wollen Sie wie-
der verstärkt auf Förderschulen 
setzen?

Ich glaube, wir müssen genau 
darauf achten, was geht und auch, 
was für die Kinder gut ist. Aber 
es geht auch darum, was sich die 
Eltern wünschen. Natürlich wün-
sche ich mir Inklusion so gut es 
geht und so viel es geht. Und da 
schaffen wir ja auch vieles an un-
seren staatlichen Schulen.  

Aber ich habe ganz oft mit 
Eltern gesprochen, die in Regel-
schulen gedrängt werden. Sie 
sagten mir: „Herr Wegner, mein 
Kind war eigentlich besser auf-
gehoben in einer Förderschule. 
Weil sie für die Entwicklung des 
Kindes besser war. Das habe ich 
beim Kind gespürt.“

Wir müssen beides anbieten. 
Das heißt Inklusion, wo immer es 
möglich ist. Das ist wichtig und 
es ist mir persönlich wichtig. Aber 
da, wo wir ganz besondere För-
derbedarfe haben, wo Eltern sa-
gen, das ist für die Entwicklung 
meines Kindes vielleicht erst mal 
besser, noch in einer Förderschule 
zu sein, da sollte dieses Angebot 
da sein. Aber Inklusion, da wo 
möglich, auf jeden Fall.

Das vollständige Interview 
steht auf der SoVD-Webseite 
und kann bald auf YouTube 
ange-sehen werden. Dort er-
zählt Kai Wegner, warum ihm 
ein vielfäl-tiges Schulsystem 
wichtig ist und wie er gegen die 
Armut in Berlin vorgehen will.

V. li.: Armin Dötsch, SoVD-Landesvorstandssprecher, Kai Wegner, 
Regierender Bürgermeister von Berlin, und Quentin Mönnich,  
Referent für Sozialpolitik und Sozialrecht beim Landesverband. 

Inklusive Regatta
Auch dieses Jahr veranstaltet der SoVD-Landesverband Ber-

lin-Brandenburg wieder die Inklusive Regatta. Sie steht für 
gesellschaftliche Teilhabe bei Sport und Spiel für Menschen 
mit und ohne Behinderungen. 

23. August, 12–17 Uhr, Regattastrecke Grünau, Regatta- 
straße 191, 12527 Berlin.

Es werden Neumitglieder begrüßt, das Sozialmobil ist vor 
Ort, und es gibt Slush-Eis, Essen und Getränke, Spiel und Spaß 
mit der SoVD-Jugend, Kinderschminken, einen LineDance-
Workshop, Infostand und zum Schluss die Siegerehrung. 

Landesverband
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Was heißt sozial, Berlin?
Der SoVD-Landesverband Berlin-Brandenburg führt anlässlich der Berliner Abgeordnetenwahl 

2026 Interviews mit den Spitzenkandidat*innen der Parteien, hier mit dem Spitzenkandidaten von 
Bündnis 90 / Die Grünen, Werner Graf. Die Fragen stellt SoVD-Landesvorstandssprecher Armin Dötsch.

Viele soziale Träger stehen 
unter Druck. Sie brauchen eine 
langfristige Finanzierung. Wie 
möchten Sie das gewährleis-
ten?

Ich finde die letzten Jahre der 
Haushaltspolitik, die die CDU ver-
antwortet hat, wirklich eine Ka-
tastrophe. Und ich kann das gar 
nicht beschreiben, wie geschockt 
ich davon bin. Ich glaube, uns 
allen ist klar, dass die Haushalte 
im Augenblick sehr unter Druck 
stehen. Und wenn ich mit den 
sozialen Trägern spreche, dann 
verstehen die das auch. Aber die 
brauchen eine Verlässlichkeit. Es 
wurde Ihnen erst gesagt: „Es wird 
Geld weggenommen.“ Dann wur-
de wieder Geld dazu versprochen. 
Dann wieder weniger, ein Hin und 
Her. Ich höre von vielen, dass sie 
sagen: „Wir brauchen erst mal 
einen verlässlichen Pfad.“ Ich 
würde mit Ihnen einmal auch 
noch mal in die Evaluation von 
den ganzen Projekten gehen. Was 
macht Sinn, was macht keinen 
Sinn, was geben wir in die Dauer-
finanzierung? Wir geben euch ein 
bestimmtes Geld, wir verhandeln 
über das Budget, aber das muss 
dann auch stehen.  

Es darf nicht alle halbe Jahre 
wieder mehr oder weniger wer-
den. Ich kenne jetzt Sozialträger,

die haben im November ihre 
Mie-te gekündigt, weil sie dach-
ten, dass sie im Januar gekündigt 
wer-den. So geht man mit Men-
schen, die sich um diese Stadt 
kümmern, nicht um.  

Hier braucht es vor allem Ver-
lässlichkeit. Was ich nicht ver-
sprechen kann, ist, dass wir da 
viel, viel mehr Geld haben, das 
wirkt unredlich. Was ich verspre-
chen kann, ist, dass wir zusam-
men mit den Trägern, die sich 
auch um dieses soziale Herz der 
Stadt kümmern, einen Pfad auf-
stellen, an dem wir uns auch hal-
ten werden.

Die Altersarmut in Berlin hat 
einen neuen Höchstwert er-
reicht. Wie stellen Sie sicher, 
dass ein würdiges Leben im  Al-
ter möglich wird?

Also wir müssen – und das 
gehört zur Ehrlichkeit dazu – un-
terscheiden. Ich trete jetzt zur 
Berlin-Wahl an und möchte gern 
Regierender Bürgermeister wer-
den. Das heißt, ich bin auf Lan-
desebene aktiv. Viele Leistungen 
kommen von der Bundesebene. 
Da kann ich eine Bundesratsini-
tiative mit auf den Weg bringen. 
Wenn es um die Rentenversor-
gung, die Grundrente geht, das 
ist aber nicht der erste Hand-

lungsspielraum. Ich glaube, was 
wir schaffen müssen, ist, dass wir 
wieder gute Leistungen hinbe-
kommen. Dazu gehört auch, mal 
selbstkritisch die eigene Regie-
rungszeit zu betrachten. Die Ab-
schaffung des Berlinpasses war 
falsch. Wir können wieder eine 
solche Leistung machen, die es 
dann in Berlin gibt. Als berech-
tigte Person hätte ich dann auch 
einen günstigen Eintritt in Muse-
en, ich kann ins Freibad, ich kann 
auch versuchen, wieder mit vielen 
anderen zusammenzukommen. 
Und wir müssen gerade auch für 
ältere Menschen Barrierefreiheit 
zur Verfügung stellen, sodass 
man die Teilhabe am allgemei-
nen Leben weiter hat. 

Wir brauchen auch viele Se-
niorentreffs, wo man einfach 
zusammenkommt, und Nachbar-
schaftscafés. Ich war neulich bei 
einer neuen Wohneinheit, da wur-
den auch viele Geflüchtete mit 
aufgenommen. Es gab dann ein 
Sprachcafé. Und das Interessante 
war, dass gerade ältere Menschen 
total gerne in dieses Sprachcafé 
gegangen sind, weil sie dort dann 
Menschen getroffen haben, in so-
ziale Kontakte gekommen sind 
und sich austauschen konnten. 
Und die waren voller Begeiste-
rung darüber, wie sie sich gegen-
seitig helfen konnten.  

Und ich glaube, gerade diese 
Teilhabe: Wie kann ich am Leben 
mit anderen Menschen auch teil-
haben, anstatt zu vereinsamen, 
das ist das Entscheidende, was 
wir voranbringen werden.

Das vollständige Interview 
steht auf der SoVD-Webseite 
und bald auf YouTube. Dort er-
zählt Werner Graf unter ande-
rem, wie in Berlin umverteilt 
werden könnte, warum ihm 
Gemeinschaftsschulen wichtig 
sind und wie er barrierefreie 
Mobilität vorantreiben will.V. li.: Werner Graf im Gespräch mit Armin Dötsch.

Die „Aktion Herzkissen“ des 
SoVD-Landesverbandes Ber-
lin-Brandenburg wird bei der 
traditionellen Saisoneröff-
nung des Fußballclubs Her-
tha BSC, den Blau-Weißen, am 
12. Juli von 10 bis 18 Uhr mit 
einem Infostand im Olympia-
park dabei sein.

Die Veranstaltung bietet 
ein buntes Rahmenprogramm 
wie den Hertha-Cup, eine Au-
togrammstunde der Profis, 
Interviews und weitere Ak-

tions- und Informationsstän-
de. Die Idee für die Zusammen-
ar-beit ist entstanden, nachdem 
sich Hertha BSC im letzten Jahr 
im sogenannten „Pinkto-ber 
2025“, dem internationa-len 
Brustkrebsmonat, mit einer 
Vielzahl an tollen Aktionen für 
Aufklärung, Vorsorge und Brust-
krebsforschung öffentlichkeits-
wirksam eingesetzt und damit 
ein starkes Zeichen für betrof-
fene Frauen gesetzt hat. 

Die „Aktion Herzkissen“ der

Gruppe des SoVD-Landes-
verbandes spendet mittler-
weile an eine Vielzahl an 
Brustkrebszentren in Berliner 
Krankenhäusern und an ei-
nige Praxen auf Brustkrebs-
behandlung spezialisierter 
Ärzt*innen. Dazu gehören 
seit Neuestem auch die Cha-
rité Mitte und das Urbankran-
kenhaus. Insgesamt wurde 
bereits rund 800 Herzkissen 
verteilt und die Nachfrage 
reißt nicht ab.

SoVD-Aktion bei Hertha BSC

Queer Pride in Berlin
Der Christopher Street Day ist ein Tag des Gedenkens, der 

politischen Forderungen und des emanzipatorischen Mitei-
nanders. Seit über 40 Jahren gehen in Berlin einmal im Jahr 
tausende Menschen auf die Straße, um an die Stonewall-Auf-
stände zu erinnern und für die Rechte der queeren Community 
zu demonstrieren. 

Mitglieder und Interessierte des SoVD-Landesverbandes 
Berlin-Brandenburg treffen sich am 

25. Juli, 11.30 Uhr, Bundesgeschäftsstelle (Erich Kuttner-
Haus), Stralauer Straße 63, 10179 Berlin.  

Neben dem Lastenfahrrad wird es auch zwei Fahrradrik-
schas geben, damit mobilitätseingeschränkte Mitglieder 
ebenfalls an der Demo teilnehmen Können. Es wird auch aus-
reichend T-Shirts mit dem Slogan „SoVD für Vielfalt”“geben. 

Eine neue SoVD-Umfrage zeigt, dass über 80 Prozent der Men-
schen in Berlin und Brandenburg nicht mehr an eine ausreichende 
gesetzliche Rente glauben und die Sorge vor Altersarmut wächst.

Die von der Politik immer wieder forcierte Förderung der pri-
vaten Altersvorsorge ist dagegen längst nicht allen möglich. Die 
Umfrage zeigt, dass private Vorsorge für viele Menschen keine re-
alistische Option darstellt, da sie nicht über die finanziellen Mög-
lichkeiten verfügen. Nur rund ein Drittel der Befragten kann sich 
überhaupt eine private Altersvorsorge leisten.

Dazu sagt Armin Dötsch, Sprecher des SoVD-Landesvorstandes 
Berlin-Brandenburg: „Die Ergebnisse der Umfrage unterstreichen, 
dass die private Altersvorsorge nicht die Lösung für die steigende 
Altersarmut ist. Stattdessen braucht es eine Stärkung der gesetz-
lichen Rente. Das gilt besonders für Ostdeutschland, wo die be-
triebliche Altersvorsorge weniger verbreitet ist.“

Die Bevölkerung ist tiefgreifend verunsichert, auch dadurch, 
dass die gesetzliche Rente gezielt schlecht geredet wird. Sie ist 
jedoch deutlich besser als ihr Ruf und hat sich in Krisenzeiten als 
sta-bil, verlässlich und solidarisch erwiesen und bildet nach wie 
vor das Rückgrat der Alterssicherung in Deutschland. Daher muss 
die gesetzliche Rente gezielt gestärkt werden, damit die Menschen 
wieder Vertrauen in eine verlässliche Alterssicherung haben.

Auch hat die Umfrage gezeigt, daß sich die Menschen struktu-
relle Reformen mit einer breiteren Finanzierungsbasis wünschen. 
70 Prozent sprechen sich dafür aus, zur langfristigen Finanzierung 
alle Erwerbstätigen einzubeziehen. Gleichzeitig muss das Renten-
niveau stabilisiert und perspektivisch angehoben werden. 

Aus Sicht des SoVD ist eine verlässliche Alterssicherung nicht nur 
eine soziale Frage, sondern auch eine Frage des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts. Damit die gesetzliche Rente den Lebensstandard 
im Alter tatsächlich sichern kann, müssen die Renten künftig höher 
ausfallen. Voraussetzung dafür ist auch ein starker und inklusiver 
Arbeitsmarkt mit guten Löhnen und stabilen Erwerbsbiografien. 

Keine Ressourcen für 
private Altersvorsorge

Vielen haben im Alter nur die gesetzliche Rente

Eines der berühmtesten Zitate der deutschen Nachkriegs-ge-
schichte ist der Satz „Die Rente ist sicher“. Im Rahmen einer Re-
gierungskampagne warb der damalige Bundesarbeitsminister für 
das Vertrauen in das gesetzliche, umlagefinanzierte Rentensystem.

Privat für die Rente vorsorgen ist für Menschen mit geringem Ein-
kommen nicht möglich, weil am Monatsende nichts übrig bleibt.

Foto: pexels / jhenning-retiree
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Sozialrechtsberatung
Landesgeschäftsstelle

Jeden zweiten Dienstag, 
9–12 Uhr: Offene Sprechstun-
de der Sozialrechtsberatung, 
letzte Anmeldung 11 Uhr. Bera-
tung maximal 15 Minuten pro 
Person, Landesgeschäftsstelle, 
Kurfürstenstraße 131, 10785 
Berlin.

Kreisverband Berlin-Ost
Dienstags 10–12 Uhr und 

donnerstags nach Vereinba-
rung, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Ansprechpartner: Uwe 
Beck, Tel.: 030 / 72 62 22 385, 
E-Mail: ks.berlinost@sovd-
bbg.de.

Kontaktstelle Berlin-Pankow
Berliner Allee 124, 13088 

Berlin. Montags von 10 bis 
13 Uhr, nach Vereinbarung. 
Ansprechpartner: Peter Uwe 
Reif, Tel.: 01525 / 65 84 965,  
E-Mail: ks.weissensee.sovdbbg.
de.

Ortsverband
Treptow-Köpenick

Mittwochs 10–12 Uhr nach 
Vereinbarung, Galileistrasse 
31, 12435 Berlin (im Wahl-
kreisbüro von Alexander 
Freier-Winterwerb, MdA), An-
sprechpartner: Uwe Beck, Tel.: 
030 / 72 62 22 385, E-Mail: 
ks.berlinost@sovd-bbg.de.

SoVD-Beratungsstelle
Bürgerzentrum Neukölln

Jeden Mittwoch, 13–15 

Uhr, Werbellinstraße 42, 
12053 Berlin. Ansprechpart-
ner: Quentin Mönnich, Tele-
fon: 0170 / 30 98 284, E-Mail:  
quentin.moennich@sovd-bbg.
de.

Kreisverband
Charlottenburg-Wilmersdorf

Jeden 2. und 4. Donnerstag im 
Monat, Nachbarschaftsheim, 
Holsteinische Straße 30, 12161 
Berlin. Ansprechpartner*in: Jut-
ta Zoll, Tel.: 0151 / 10 02 62 69, 
E-Mail: jutta.zoll@sovd-bbg.
de; Jürgen von Rönne und Bodo 
Feilke, Tel.: 030 / 26 39 38 02, 
E-Mail: kv.charwil@sovd-bbg.
de.

Kreisverband Reinickendorf
Jeden zweiten Diens-

tag, 10–14 Uhr, Eichborn-
damm 96, 13403 Berlin. 
Ansprechpartner: Quentin 
Mönnich, E-Mail: quentin. 
moennich@sovd-bbg.de.

Kreisverband Spandau
Dienstags 10–12 Uhr, Fal-

kenhagener Straße 26, 13585 
Berlin. Ansprechpartner: Armin 
Dötsch, Tel.: 030 / 26 39 38 09, 
E-Mail: kv.spandau@sovd-bbg.
de.

Ortsverband Falkensee
Dienstags 10–12 Uhr, Falken-

hagener Straße 26, 13585 Ber-
lin. Ansprechpartner: Roland 
Harnoth, Tel.: 030 / 26 39 38 09, 
E-Mail: ov.falkensee@ 

sovd-bbg.de. 

Kreisverband
Steglitz-Zehlendorf

Beratungstermine nach 
Vereinbarung, Ansprechpart-
ner: Wolfgang Engelmann, 
Tel.: 030 / 26 39 38 04, E-Mail: 
kv.steglitz@sovd-bbg.de.

Kreisverband
Tempelhof-Schöneberg

Termine nach Vereinba-
rung, Kurfürstenstraße 131, 
10785 Berlin. Ansprechpart-
nerin: Sabine Schwarz, Tel.: 
030 / 26 39 38 08, E-Mail: 
kv.tempschoen@sovdbbg.de.

Kreisverband
Tiergarten-Wedding

Beratungstermine jeden 
Dienstag und nach Vereinba-
rung, Waldstraße 48, 10551 
Berlin. Ansprechpartner*in: 
Joachim Krüger und Ma-
rion Halten-Bartels, Tel.: 
030 / 26 39 38 06, E-Mail: 
kv.tierwedding@sovd-bbg.de.

Cottbus
Beratungstermine nach 

Vereinbarung. Ansprechpart-
ner: Michael Netzker, Tel.: 
0176 / 93 22 85 83, E-Mail: 
ks.cottbus@sovd-bbg.de.

Kreisverband
Brandenburg Nord-Ost
Ortsverband Prignitz-Ruppin

Termine nach Vereinbarung. 
Ansprechpartner: Thorsten 

Waue, Tel.: 0163 / 87 00 665, 
E-Mail: kv.brbnordost@so-
vdbbg.de und Dr. Martin Bock, 
Tel.: 03341 / 42 18 72, E-Mail: 
ov.fuerstenwalde@sovd-bbg.de.

Sozialberatungsstelle
Hoppegarten

Beratung jeden 2. und 4. 
Donnerstag im Monat, 14–16 
Uhr, im Haus der Generatio-
nen (Musiksaal), Lindenallee 
12, 15366 Hoppegarten. An-
sprechpartner: Armin Dötsch, 
Tel.: 0171 / 12 51 999, E-Mail: 
ks.hoppegarten@sovd-bbg.de.

Eisenhüttenstadt
OT Fürstenberg / Oder-Spree

Sozialberatung montags 
16.30–17.30 Uhr und don-
nerstags 15.30–17.30 Uhr. 
Ansprechpartner: Christoph 
Kröber, Tel.: 0177 / 46 31 307.  
E-Mail: ks.oder-spree@ 
sovdbbg.de.

Brandenburg an der Havel
Ritterstraße 91, 14770 Bran-

denburg / Havel. Ansprech-
partner: Frank Gerstmann, 
Tel.: 0160 / 43 27 623, E-Mail: 
k s . b r a n d e n b u r g - h a ve l @ 
sovdbbg.de.

SoVD-Sozialmobil
im südlichen Brandenburg

Mobile Sozialberatung nach 
Vereinbarung, Kirchhainer 
Straße 1, 03238 Finsterwal-
de. Ansprechpartnerin: Ines 
Bärsch, Tel.: 0151 / 17 85 18 41, 

E-Mail: mobil@sovd-bbg.de.

Sozialberatungsstelle
Finsterwalde

Beratungstermine nach Ver-
einbarung, Kirchhainer Straße 1, 
03238 Finsterwalde. Ansprech-
partnerin: Cornelia Schreiber, 
Tel.: 01511 / 56 54 036, E-Mail: 
ks.finsterwalde@sovdbbg.de.

Kontaktdaten des
Landesverbandes
Berlin-Brandenburg

Adresse: Kurfürstenstraße 
131, 10785 Berlin (barriere-
freier Eingang: Karl-Heinrich-
Ulrichs-Straße 12). 

Landesgeschäftsführung 
(kommissarisch): Michael 
Meder, Tel.: 030 / 26 39 38 27,  
E-Mail: gf@)sovd-bbg.de.

Mitgliederverwaltung: Bern-
hard Kippert, E-Mail: kontakt@
sovd-bbg.de.

Ehrenamtsbüro: Hei-
ke Roß-Ritterbusch, Tel.: 
030 / 26 39 38 21, E-Mail:  
ehrenamt@sovd-bbg.de.

Presse / Verbandszeitung / 
Homepage: Ute Loßin und Je-
roen Brozek, E-Mail: redaktion 
@sovd-bbg.de.

Bitte wenden Sie sich mit Ih-
rem Anliegen immer zuerst an 
die zuständige Sozialberatung 
in Ihrer Gliederung. Zur Kon-
taktaufnahme bitte deutlich 
Name, Mitglieds- und Telefon-
nummer auf dem AB hinter-
lassen!

Aus den Orts- und Kreisverbänden

Ortsverband Treptow-Köpenick

Ortsverband
Treptow-Köpenick

Am 12. Mai fand der 5. inklu-
sive Begegnungsnachmittag im 
Stadion „An der Alten Försterei“ 
beim 1. FC Union Berlin in Berlin 
Köpenick statt. Es war ein toller, 
stimmungsvoller Nachmittag. 
Ein besonderer Dank geht an 
Yvonne Kalisch-Vonhoff, eine 
der Verantwortlichen, und alle 

Helfer*innen. Über den Nach-
mittag verteilt kamen circa 
700 Fans und Besucher*innen, 
um sich zu informieren und ge-
meinsam zu feiern. Das Team 
des SoVD-Ortsverbandes um 
Holger Kahl, Uwe Beck, Klaus 
Radel und Dagmar Reschke-
Radel konnte sich über viele 
Besucher*innen am Infostand 
freuen und Fragen zu sozialpo-

litischen Themen beantworten.
Spielerin Anna Weiß blieb 

lange am SoVD-Stand stehen, 
um Fragen der Fans zur Frauen-
mannschaft des 1. FC Union zu 
beantworten. Auch der Bürger-
meister von Treptow-Köpenick, 
Oliver Igel, sowie Stefan Schau, 
Beauftragter für Menschen mit 
Behinderungen, und die Inte-
grations-und Gleichstellungs-
beauftragte Rena Beekmann 
schauten am Infostand vorbei. 
(S. Foto, v. li.: Uwe Beck, Alltags-
und Sozialberater Kreisverband 
Berlin-Ost, Holger Kahl, 2. Vorsit-
zender Kreisverband Berlin-Ost, 
Spielerin Anna Weiß, Mitglied 
Ramona Schultz und Landesvor-
standssprecher Armin Dötsch.) 

Ortsverband
Spandau Nord / Süd

Auf dem Mitgliedertreffen 
im April gab Landesvorstands-
sprecher Armin Dötsch einen 
Überblick über aktuelle sozi-
alpolitische Themen. Im Fokus 
standen geplante Kürzungen 
bei Sozialleistungen und stren-

gere Sanktionen beim Bürger-
geld. Danach gab es eine Wein-
verkostung. 

Kreisverband
Charlottenburg-Wilmersdorf

Am 2. Mai fand im Restau-
rant „Ännchen von Tharau“ 
das traditionelle Spargeles-
sen statt. Zum Schluss gab es 
noch wichtige Informationen 

vom Kreisvorsitzenden Bodo 
Feilke: Im Herbst 2026 stehen 
neue Kreisvorstandswahlen 
an. Es wird dringend ehren-
amtliche Verstärkung für fol-
gende Funktionen gesucht: 1. 
Vorsitzende*r, stellvertretende*r 
Vorsitzende*r, Schatzmeister*in, 
Schriftführer*in, Frauenspre-
cherin, Beisitzer*innen und 

Ortsverband Spandau Nord / Süd
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Revisor*innen. Interessierte 
können sich telefonisch bei 
Bodo Feilke melden unter Tel.: 
030 / 81 78 682 (AB, bitte deut-
lich Namen und Rückrufnum-
mer angeben) oder per E-Mail 
an: b.feilke@gmx.de.

Kreisverband
Tiergarten-Wedding

Kreisschatzmeisterin Rita 
Krüger-Bieberstein überreichte 
Helene Pyka im Rahmen eines 
Mitgliedertreffens einen Prä-
sentkorb zum 90. Geburtstag 
(s. Foto 1). Pyka ist seit Jahren 
eine erfahrene und engagierte 
Kassenprüferin im Kreisver-
band und erfreut die Mitglieder 
mit Selbstgebackenem. Eben-
falls überbrachte Krüger-Bie-
berstein Glückwünsche an die 
stellvertretende Kreisvorsitzen-
de Marion Halten-Bartels zum 
86. Geburtstag. Sie engagiert 
sich auch als Vorsitzende der 
Seniorenvertretung in Charlot-
tenburg-Wilmersdorf und ist 
dort Mitglied des bezirklichen 
Behindertenbeirates.

Kreisverband
Steglitz-Zehlendorf

Der Kreisverband hatte seine 
Mitglieder und Gäste zu einer 
Spargelfahrt am 14. Mai nach 
Elsholz eingeladen. Gemeinsam 
mit den Mitgliedern des Spar-
vereins „Hinein“ aus Lichtenra-

Herzlichen Glückwunsch

Im Namen des gesamten Vorstandes und des Mitarbeiter*innen-
Teams gratuliert der Landesverband Berlin-Brandenburg seinen 
Mitgliedern herzlich zum Geburtstag!

Besondere Glückwünsche gehen an:
90 Jahre: 3.7.: Veronika Kafke-Loschen, Berlin; 22.7.: Hans Drenck-
mann, Berlin; 26.7.: Joachim Rode, Berlin; 8.8.: Erika Drukiewicz, 
Berlin; 12.8.: Marianne Girbig, Berlin; 12.8.: Klaus Quast, Berlin; 
22.8.: Gisela Tolksdorf, Berlin.
91 Jahre: 12.7.: Norbert Kunitz, Berlin; 13.7.: Helga Maugeri, Berlin; 
10.8.: Timo Hübner, Berlin; 19.8.: Horst Kuhring, Berlin. 
92 Jahre: 11.7.: Herbert Nietet, Berlin; 24.7.: Helmut Kriszo, Berlin; 
24.7.: Edith Winter, Berlin; 5.8.: Ingeborg Lange, Berlin.
93 Jahre: 3.7.: Eveline Jochem, Berlin; 3.8.: Manfred Schlei,
Luckenwalde; 20.8.: Helga Frank, Berlin; 28.8.: Maria Hahn, Frank-
furt (Oder).
95 Jahre: 5.7.: Thea Kaiser, Berlin.
96 Jahre: 18.8.: Helga Bloch, Berlin.
98 Jahre: 9.7.: Gerhard Taege, Berlin.
101 Jahre: 22.7.: Günter Butter, Berlin.

Glückwünsche und Dank für langjährige Treue zum Verband ge-
hen an:
35 Jahre: 1.7.: Renate Furchert, Berlin; 1.7.: Helga Kreml, Berlin; 
1.8.: Doris Lüdecke, Berlin; 1.8.: Karl-Heinz Schulz, Berlin; 1.8.: Ale-
xander Senger, Berlin.
40 Jahre: 4.8.: Manfred Lippmann, Berlin; 20.8.: Gisela Thiele, Berlin.
45 Jahre: 21.7.: Erich Stoppe, Berlin; 1.8.: Gabriele Blumenschein, 
Berlin.
50 Jahre: 19.7.: Heidemarie Hylla, Berlin; 26.8.: Ria Horn, Berlin.
55 Jahre: 11.8.: Gerhard Cholera, Berlin.

Wer die Gegenwart genießt,
hat in Zukunft eine wundervolle Vergangenheit!

unbekannt
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Aus den Orts- und Kreisverbänden

de und Mitgliedern aus anderen 
SoVD-Kreis- und Ortsverbänden 
ging es mit zwei kleinen Bussen 
in die Brandenburger Region um 
Beelitz. Alle Teilnehmer*innen 
verbrachten einen schönen Tag 
beim Spargelessen in Elsholz, 
Spargel kaufen in Busendorf 

Kreisverband
Tiergarten-Wedding Foto 1

Kreisverband
Tiergarten-Wedding Foto 2

Kreisverband Steglitz-Zehlendorf

sowie bei Kaffee und Sahne-
schnitte essen in Fichtenwalde, 
wo der Vorsitzende Wolfgang 
Engelmann über die Demo am 
Europäischen Protesttag zur 
Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen am 5. Mai 
berichtete.

Termine
Landesgeschäftsstelle

Jeden Mittwoch, 17–19 
Uhr: LineDance. Anmel-
dung bei Sabine Laudahn, 
Tel.: 0171 / 41 45 266, E-Mail:  
sabine.laudahn@sovd-bbg.de. 

Jeden Donnerstag, 12–17 
Uhr: Nähwerkstatt. Anmeldung 
bei Heike Roß-Ritterbusch, 
Tel.: 0160 / 92 82 45 99, E-Mail:  
ehrenamt@sovd-bbg.de. Jeden 
Dienstag, 10–16 Uhr: Aktion 
Herzkissen, Ansprechpartne-
rin: Heike Roß-Ritterbusch, 
Tel.: 0160 / 92 82 45 99, E-Mail:  
ehrenamt@sovd-bbg.de. 

27. Juli und 24. August, 16–18 
Uhr: AG-Ehrenamt, Teilnahme 
auch online möglich. Anmel-
dung bei Heike Roß-Ritter-
busch, Tel.: 0160 / 92 82 45 99, 
E-Mail: ehrenamt@)sovd-bbg.
de. 

Ort: Landesgeschäftsstelle, 
Kurfürstenstraße 131, 10785 
Berlin, barrierefreier Eingang 
Karl-Heinrich-Ulrichs-Straße 
12. 

15. Juli, 8.45 Uhr: Ausflug zur 
Mecklenburgischen Seenplatte 
nach Waren, circa zwei Stun-
den Fahrzeit, Fahrscheine bitte 

selbst besorgen! Rückfahrt cir-
ca 19 oder 20 Uhr.

12. August: SoVD-Tages-
ausflug: Prenzlau mit Stadt-
spaziergang und Einkehr. Alle 
weiteren Infos über: www. 
sovd-bbg.de. Anmeldung für die 
Tagesausflüge bei Dieter Roch, 
EMail: d.r-bear50@web.de, Tel.: 
0176 / 46 04 19 60.

Ortsverband
Stadtverband Berlin-Ost

Ansprechpartner: Bernd 
Röber, Tel.: 030 / 26 39 38 01,  
E-Mail: ov.berlinost@sovdbbg.
de.

Ortsverband Berlin-Mitte
15. Juli und 19. August, 16 

Uhr: Offener Stammtisch, Res-
taurant „Ännchen von Tharau“, 
Rolandufer 6, 10179 Berlin. An-
sprechpartner: Michael Meder, 
Tel.: 030 / 26 39 38 01, E-Mail: 
ov.berlinmitte@sovd-bbg.de.

Ortsverband Treptow-Köpenick
18. August, 15 Uhr: Mitglie-

derversammlung, Kiezklub 
Rathaus Johannisthal, Stern-
damm 102, 12487 Berlin. An-

sprechpartnerin: Katrin Sprieß, 
Tel.: 030 / 26 39 38 01, E-Mail: 
ov.trepkoep@sovd-bbg.de.

Kreisverband
Charlottenburg-Wilmersdorf

11. August, 9.30 Uhr: Ausflug 
in den Spreewald. Ansprech-
partner: Joachim Melchert, Tel.: 
0171 / 30 61 641, Bodo Feilke, 
E-Mail: b-feilke@gmx.de, Tel.:  
0178 / 74 34 982, Jürgen von 
Rönne, Tel.: 0172 / 82 46 105.

Treffpunkt Charlottenburg: 
Keine Versammlungen im Juli  
und August.

Treffpunkt Wilmersdorf: Kei-
ne Versammlungen im Juli und 
August. 

Kreisverband Neukölln
Ortsverband Neukölln-Britz-
Buckow-Rudow

17. August, 16 Uhr: Mitglie-
dertreffen, Gast ist Christopher 
Förster mit Themen aus Neu-
kölln. Gemeindehaus ev. Dorf-
kirche Alt-Buckow 38, 12349 
Berlin. Ansprechpartner: Alfred 
Lotz, Tel.: 030 / 26 39 38 03, E-
Mail: kv.neukoelln@sovd-bbg.
de. 

Kreisverband Spandau
Ortsverband Spandau-Mitte

12. Juli und 9. August, 14 Uhr: 
Mitgliedertreffen mit Kaffeeta-
fel, Havelterrassen, Spandauer 
Burgwall 27-29, 13581 Berlin.

Ansprechpartnerin: Elke 
Beuke, Tel.: 030 / 26 39 38 09,  
E-Mail: ov.spandaumitte@ 
sovd-bbg.de.

Ortsverbände Spandau
Nord / Süd und Falkensee

16. Juli, 18.30 Uhr: Mitglie-
dertreffen mit Vortrag über 
die digitale Patientenakte,  
Seniorenclub Lindenufer, Mau-
erstraße 10 A, 13597 Berlin, 
Ansprechpartnerin: Sigrid 
Petersdorf, 0178 / 90 32 182.  
E-Mail: ov.spandaunordsued@
sovd-bbg.de.

Kreisverband
Steglitz-Zehlendorf

2. Juli und 6. August, 15 Uhr: 
Mitgliedertreffen, SoVD-Treff 
Maria-Rimkus-Haus, Gallwitzal-
lee 53, 12249 Berlin. 

22. Juli und 26. August, 15 Uhr: 
Mitgliedertreffen, SoVD-Treff 
Hertha-Müller-Haus, Argenti-

nische Allee 89, 14163 Berlin. 
Ansprechpartner: Wolfgang En-
gelmann, Tel.: 030 / 26 39 304 
oder 030 / 76 40 32 10, E-Mail: 
kv.zehlendorf@sovd-bbg.de.

Kreisverband
Tempelhof-Schöneberg
Ortsverband
Kreuzberg-Schöneberg

Ansprechpartnerin: Sabine 
Schwarz, Tel.: 030 / 26 39 38 08, 
E-Mail: kv.tempschoen@ 
sovdbbg.de.

Kreisverband
Tiergarten-Wedding

14. Juli, 14.30 Uhr: Mitglieder-
treffenunter dem Motto: „Fran-
zösischer Nachmittag“ mit Lan-
desspezialitäten zum dortigen 
Nationalfeiertag.

 28. Juli, 14.30 Uhr: Mitglie-
dertreffen: Motto: „Ab in die 
Sommerferien“, mit Eis und küh-
len Getränken. 

Ort: Waldstraße 48, 13403 
Berlin. Ansprechpartnerin: 
Rita Krüger-Bieberstein, 
Tel.: 030 / 26 39 38 06 oder 
030 / 41 44 662, E-Mail: 
kv.tierwedding@sovd-bbg.de.

Foto: ortis / Adobe Stock
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Liebe Mitglieder, 

ich hoffe doch sehr, dass eine 
halbwegs erfolgreiche Fußball-
WM aus deutscher Sicht einen 
Beitrag leisten kann gegen den 
Zustand permanenter negativer 
Erregung, in dem wir leben. Was 
früher als lästige Ausnahme galt, 
ist heute für viele zum Grundmo-
dus geworden: Gereiztheit, Über-
forderung, das ständige Gefühl, 
nur noch einen kleinen Anlass 
vom nächsten Wutausbruch entfernt zu sein. 

Der Ärger, so berechtigt er oft sein mag, verändert die Wirklichkeit 
nicht. Er beschleunigt keinen Zug, löst keinen Stau und verbessert kein 
Miteinander. Auch bei „Mensch ärgere Dich nicht“ bringt einen der 
Frustanfall mitnichten schneller zum Sieg. Im Gegenteil: Wer sich im-
mer wieder in Wut und Frust hineinsteigert, schadet nicht nur seinen 
Beziehungen, sondern auch sich selbst. Stresshormone werden ausge-
schüttet, Herz und Kreislauf werden belastet, auf Dauer können sich 
sogar Gehirnstrukturen verändern.

Hierzu gehört auch Ungeduld, vor allem, wenn es nicht schnell genug 
geht. Aus Ungeduld wird Frust und der entstehende Ärger wird oft 
genug an denen abgeladen, die am wenigsten Schuld an der Situation 
haben. Denn was auf der Strecke bleibt, ist ein vernünftiges, tolerieren-
des Miteinander für die Menschen. 

Deutschland hat mit 233 Einwohner*innen pro Quadratkilometer die 
höchste Bevölkerungsdichte in Europa. In Rheinland-Pfalz sind es 208 
Einwohner*innen und im Saarland zählte man 392 Einwohner*innen 
pro Quadratkilometer. In Frankreich sind es dagegen nur 105 
Einwohner*innen pro Quadratkilometer. Die hohe Bevölkerungsdichte 
stellt Deutschland im Zusammenhang mit der demoskopischen Ent-
wicklung vor große Herausforderungen. 

In unserem Nachbarland Schweiz wurde über die „Zehn-Millionen- 
Obergrenze“ der Bevölkerung abgestimmt. In Deutschland (wir haben 
derzeit circa 83,5 Millionen) werden in den nächsten zehn Jahren rund 
vier Millionen Arbeitskräfte fehlen. Die Gründe hierzu sind vielfältig, 
aber zumeist hausgemacht.

Das kann nicht gut gehen, vor allem nicht jetzt! Es werden in allen 
Bereichen der Wirtschaft Ingenieure, Fachkräfte und Auszubildende 
gesucht. Es fehlen Ärzt*innen und Pflegepersonal; an unseren Schulen 
hapert es an allen Ecken und Kanten. 
•	 Wir brauchen eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, aber keine 

Vier-Tage-Woche.
•	 Wir brauchen eine leistungsgerechte Entlohnung, keine Minijobs 

ohne Rentenanspruch.
•	 Wir brauchen schlankere, bürgernah und verständlich agierende Ver-

waltungen, keine Regulierungsflut durch immer größere Ministerien.
•	 Wir brauchen eine bessere Zuwanderungspolitik für alle, die bei uns 

arbeiten wollen.
Wir vom SoVD setzen uns mit Forderungen an Politik und Ver-

waltung für unsere Mitglieder ein. Wir haben aber auch eine ganze 
Reihe an Broschüren mit Hilfestellungen zu vielen Themen wie Vorsor-
gevollmacht, Patientenverfügung, Grundrente und vieles mehr. Diese 
können Sie sich aus vielen Quellen besorgen, zum Beispiel bei unseren 
Landesgeschäftsstellen in Kaiserslautern. Sehr viele Informationen be-
kommen Sie auch hier in der SoVD-Zeitung und auf unseren Webseiten.

Ihr Norbert Weber, Landesvorsitzender 

Editorial
Pflege zukunftssicher gestalten

Mit dem Anfang Juni vorgestellten Pflegeinfrastrukturbericht legt das Saarland erstmals eine um-
fassende Bestandsaufnahme der pflegerischen Versorgungsstrukturen im Land vor und schafft damit 
eine wichtige Grundlage für zukünftige politische Entscheidungen.

Nach den Erkenntnissen des 
Pflegeinfrastrukturberichts 
wird die Zahl der über 75-Jäh-
rigen im Saarland bis zum Jahr 
2040 um rund 25 Prozent stei-
gen – von 116.400 Personen 
im Jahr 2021 auf etwa 159.300 
Menschen. Damit wächst auch 
der Bedarf an pflegerischer 
Versorgung und unterstützen-
den Angeboten erheblich. Die 
Zahl älterer Menschen nimmt 
also kontinuierlich zu, während 
gleichzeitig die Gewinnung 
von Fachkräften eine der größ-
ten Herausforderungen für das 
Gesundheits- und Pflegesystem 
bleibt.

Gleichzeitig wünschen sich 
die meisten pflegebedürftigen 
Menschen, möglichst lange in 
ihrem vertrauten häuslichen 
Umfeld versorgt zu werden. Der 
ambulanten und häuslichen 
Pflege kommt deshalb eine 
Schlüsselrolle bei der zukünfti-
gen Versorgung zu.

Steigende Eigenanteile in 
der stationären Pflege belasten 
viele Betroffene und ihre Fami-
lien zunehmend. „Das Saarland 
setzt sich für einen sogenann-
ten Pflegedeckel ein, der die 
Eigenanteile in der stationären 
Pflege wirksam begrenzt und 
mehr Planungssicherheit für 
Pflegebedürftige und ihre An-
gehörigen schafft“, erklärt der 
saarländische Gesundheitsmi-
nister Magnus Jung (SPD).

Die zentralen Ergebnisse 
der Studie
•	Die häusliche Pflege wird 

künftig weiter an Bedeutung 
gewinnen.

•	 Im ambulanten Bereich be-
steht grundsätzlich ein flä-
chendeckendes Versorgungs-
netz.

•	Die Zahl der Altenpflegekräf-
te hat sich zwischen 2011 
und 2021 zwar verdoppelt, 
ein struktureller Personal-
aufbau konnte jedoch bislang 
nicht erreicht werden.

•	Die Zahl der zu versorgenden 
Personen pro Pflegedienst 
steigt kontinuierlich.

•	Besonderer Handlungsbedarf 
besteht im Bereich der jun-
gen Pflege.

•	Pflegeeinrichtungen gelingt 
es überwiegend, ihre Auszu-
bildenden langfristig an die 
jeweiligen Versorgungsberei-

che zu binden.
•	Viele Einrichtungen bewer-

ten die Zahl der Ausbildungs-
plätze als ausreichend, ver-
zeichnen jedoch zu wenige 
Bewerbungen.

•	Die internationale Fachkräf-
tegewinnung spielt bislang 
noch nicht in allen Einrich-
tungen eine zentrale Rolle.

Spezielle Initiativen der 
Landesregierung

Die Landesregierung hat die 
Stärkung der Pflege bereits zu 
Beginn der Legislaturperiode zu 
einem Schwerpunkt ihrer Arbeit 
gemacht. Zunächst wurde eine 
eigene Stabsstelle eingerichtet, 
aus der inzwischen eine Fachab-
teilung für Pflege im Gesund-
heitsministerium hervorgegan-
gen ist, die bereits vorhandene 
Referate zentral bündelt. Mit 
der Konzertierten Aktion Pflege 
Saar (KAP Saar) wurde ein lan-
desweites Netzwerk geschaf-
fen, das mittlerweile mehr als 
360 Akteurinnen und Akteure 
aus Pflege, Gesundheitswesen, 
Wissenschaft, Verbänden und 
Verwaltung zusammenführt. 
Ziel ist es, die pflegerische Ver-
sorgung nachhaltig zu stärken 
und bis 2030 insgesamt 4.000 
zusätzliche Pflegekräfte für das 
Saarland zu gewinnen. 

Mit dem Programm „Saar66“ 
setzt das Saarland daneben 
auf Gesundheitsförderung, Be-
wegung, soziale Teilhabe und 
frühzeitige Unterstützung für 
Seniorinnen und Senioren. Ziel 
ist es, Menschen dabei zu unter-
stützen, möglichst lange selbst-

bestimmt in ihrem gewohnten 
Umfeld leben zu können. „Jeder 
Monat und jedes Jahr, in dem 
Menschen länger selbstständig 
leben können, ist ein Gewinn – 
für die Betroffenen selbst, für 
ihre Angehörigen und für unser 
Gesundheitssystem insgesamt“, 
betonte der Minister.

Es stehen erhebliche  
Herausforderungen bevor

Der Pflegeinfrastrukturbe-
richt macht deutlich, dass das 
Saarland in vielen Bereichen 
bereits gut aufgestellt ist, zu-
gleich aber vor erheblichen 
Herausforderungen steht. Die 
gewonnenen Erkenntnisse lie-
fern eine wichtige Grundlage, 
um die pflegerische Versorgung 
im Land vorausschauend wei-
terzuentwickeln.  Quelle: Saar-
ländisches Ministerium für Arbeit, 
Soziales, Frauen und Gesundheit

Saarländisches Sozialministerium stellt Pflegeinfrastrukturbericht vor

Durch den Pflegekräftemangel ist es wichtig, Auszubildende aus 
aller Welt für den Beruf zu gewinnen und auszubilden.

Foto: alvaro / Adobe Stock

Im hohen Alter sind viele im  
Alltag auf Hilfe angewiesen..

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Norbert Weber

www.sovd-rps.de
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Sprechstunden
Benötigen Sie einen 

sachkundigen Rat unserer 
Sozialrechtsberater*innen 
rund um das Sozialrecht, wen-
den Sie sich bitte telefonisch 
an die Landesgeschäftsstelle 
in Kaiserslautern unter Tel.: 
0631 / 73 657. Dort nennt man 
Ihnen den*die zuständige*n 
Berater*in.

Zur groben Orientierung über 
die Zuständigkeiten:
•	 In Bad Kreuznach findet eine 

monatliche Sprechstunde 
jeden letzten Mittwoch im 
Monat, nach vorheriger Ter-
minvereinbarung im Lotte-
Lemke-Haus, Saline-Theo-
dorshalle 22 statt.

•	 In Bingen, Saarlandstraße 30, 
finden Sprechtage dienstags, 
mittwochs und donnerstags 
nach vorheriger Terminver-
einbarung statt. 

•	 Für die Region Germersheim, 
Kaiserslautern, Kusel, Rhein-
pfalz steht Ihnen Rechtsan-
walt Ralf Geckler unter Tel.: 
06236 / 46 56 43 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung. 

•	 In Germersheim findet eine 
Sprechstunde nach Termin-
vereinbarung in der Bergstra-
ße 21 statt. 

•	 In Rülzheim findet einmal 
im Monat eine Sprechstun-
de, im barrierefreien Rathaus, 
Deutschordensplatz 1, nach 
Terminvereinbarung statt. 

•	 Für die Region Saar-Pfalz 

steht Ihnen Sozialrechtsbe-
rater Sven Keller unter Tel.: 
06351 / 13 14 141 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung.

•	 Für die Region Rheinhessen-
Nahe steht Ihnen Sozialrechts-
beraterin Andrea Klosova 
unter Tel.: 0151 / 43 13 59 02 
mit vorheriger Terminverein-
barung zur Verfügung. 

•	 In Bad Kreuznach findet eine 
monatliche Sprechstunde 
jeden letzten Mittwoch im 
Monat, nach vorheriger Ter-
minvereinbarung im Lotte-
Lemke-Haus, Saline-Theo-
dorshalle 22 statt.

•	 Für die Region Wörth steht 
Ihnen Sozialrechtsberater 
Jürgen Nesweda unter Tel.: 
0151 / 22 43 52 99 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung.

•	 Für die Region Westerwald 
steht Ihnen Sozialrechtsbe-
raterin Sigrid Jahr unter Tel.: 
0151 /43 10 67 54 mit vorhe-
riger Terminvereinbarung zur 
Verfügung.
Die Vergabe von Vor-Ort-Ter-

minen in den Beratungsstellen 
und von telefonischen oder 
Online-Beratungen erfolgt über 
die Sozialrechtsberater*innen.

Neben den hauptamtlichen 
Sozialrechtsberater*innen ste-
hen Ihnen auch ehrenamtlich 
Beratende nach Terminabspra-
che mit Rat und Tat zur Seite, 
zum Beispiel Gabriele Schep-

pelmann, Spiesen-Elversberg, 
Tel.: 0176 / 34 03 41 58 sowie 
Helmut Burkhardt, Kusel, Tel.: 
06382 / 80 01. Nähere Infor-
mationen erhalten Sie bei der 
Landesgeschäftsstelle.

Sozialrechtsberatung  
im Saarland

Der Landesverband bietet in 
Kooperation mit der AWO Saar-
land e. V. Sozialrechtsberatun-
gen vor Ort an verschiedenen 
Standorten im Saarland an. 

Sozialrechtsberater Sven 
Keller steht persönlich zur 
Verfügung. Selbstverständlich 
sind sozialrechtliche Beratun-
gen auch telefonisch oder on-
line zwischen den Sprechtagen 
möglich. Sprechtage werden 
nur nach Terminvereinbarung 
unter Tel.: 06351 / 13 14 141 
oder 0151 / 41 49 15 98 abge-
halten; Änderungen vorbehalten.

Spiesen-Elversberg: 8. Juli 
und 5. August, 9.30–12 Uhr, 
AWO-Begegnungsstätte, Haupt-
straße 120.

Homburg (Saar): 8. Juli und 
5. August,13.30–16 Uhr, AWO 
Haus der Begegnung, Spandau-
er Straße 10.

Nonnweiler: 22. Juli und 19. 
August, 9.30–12 Uhr, AWO-
Wohnheim (das Sozialbüro ist 
links), Am Hammerberg 1.

Saarbrücken: 22. Juli und 19. 
August, 14–16.30 Uhr, AWO-
Landesgeschäftsstelle, Hohen-
zollernstraße 45.

Termine

Glückwünsche

Ortsverbände Homburg-Saarbrücken 
und Hüttigweiler-Spiesen-Ottweiler

Vorschau: 
2. September, 10 Uhr: Teilnahme am Memorytag in St. Ingbert, 

Fußgängerzone.
5. September, 10 Uhr: Teilnahme an „Homburg lebt gesund“, 

Christian-Weber-Platz.
16. September, 10 Uhr: Teilnahme am Memorytag in Homburg, 

Christian-Weber-Platz.

Ortsverband Rülzheim
Vorschau: 
6. September, Vereinslauf der LG-Rülzheim für Menschen 

jeden Alters. Der SoVD möchte mit möglichst vielen SoVD-
Teilnehmer*innen dabei sein. 

12. September, 8 Uhr: Tagesausflug nach Freiburg im Breisgau, 
Treffpunkt: Rathaus, Zwischenstopp mit traditionellem SoVD- 
Frühstück. Weiterfahrt nach Freiburg in das Stadtzentrum. Nach 
Ankunft Zeit zur freien Verfügung in der Stadt, Spaziergänge etc. 
Rückfahrt mit einer Verzehr- und Trinkpause, circa 19.45 Uhr An-
kunft in Rülzheim. 

Alle weiteren Infos dazu unter: www.sovd-ruelzheim.de oder per 
E-Mail an: ruelzheim@sovd-rps.de.

Allen Mitgliedern, die im Juli und im August Geburtstag haben,  
gratuliert der Landesverband recht herzlich und wünscht ihnen 
alles Gute und Gesundheit.

Aus technischen Gründen muss die Nennung der einzelnen Geburts-
tage leider entfallen.

ortis / Adobe Stock

Die privaten Versicherungs-
schäden im Juli 2021 beliefen 
sich auf insgesamt 8,75 Milliar-
den Euro. Für den Wiederaufbau 
unversicherter Immobilien und 
öffentlicher Infrastruktur stellte 
der Bund damals 30 Milliarden 
Euro bereit. Im Dezember 2023 
führte Dauerregen in Nord-
deutschland zu einem bedenk-
lichen Anstieg der Wasserstän-
de, zu Pfingsten 2024 trat die 
Donau im Süden über die Ufer. 

Die Bundesregierung unter 
Kanzler Friedrich Merz hat sich 
daher im Mai 2025 die Einfüh-
rung einer flächendeckenden 
Elementarschadenversiche-
rung für Hausbesitzer*innen 
vorgenommen. Diese soll einen 
Versicherungsschutz gegen 
Elementarschäden wie Hoch-
wasser oder Starkregen bieten. 

Im Koalitionsvertrag wurde 
vereinbart, die Elementarscha-

denversicherung künftig struk-
turell zu stärken. Geplant ist 
unter anderem, dass Wohnge-
bäudeversicherungen im Neu-
geschäft nur noch mit Elemen-
tarschutz angeboten werden 
und bestehende Verträge ent-
sprechend erweitert werden. 
Ergänzend ist eine staatliche 
Rückversicherung vorgesehen. 
Ein vergleichbares Konzept 
einer solidarischen Pflichtver-
sicherung hatte die VZ RLP be-
reits im Juni 2024 vorgeschla-
gen.

„Mit diesen Vereinbarungen 
liegt ein tragfähiges Konzept 
auf dem Tisch“, sagt Heike 
Troue, Vorständin der VZ RLP. 
„Für Verbraucher*innen ent-
scheidend ist nun, dass diese 
Maßnahmen auch umgesetzt 
werden.“

Durch die Zusammenarbeit 
von Bund und Versicherungs-

branche würden auch die 
Steuerzahler*innen erheblich 
entlastet, da der Staat im Not-
fall nicht mehr Milliarden aus 
dem Haushalt bereitstellen 
müsste. Der Bund würde nur 
mit einer staatlichen Garantie 
für die Differenz einspringen, 
wenn eine besonders extreme 
Katastrophe die Kapazitäten 
der Versicherungen übersteigt.

„Gerade vor dem Hintergrund 
zunehmender Extremwetter-
ereignisse ist es wichtig, diese 
Lücke zeitnah zu schließen“, er-
läutert True. Die Entscheidung 
über die konkrete Ausgestal-
tung liegt nun auf der Bundes-
ebene. Das vorgesehene Modell 
– mit verpflichtendem Elemen-
tarschutz in Neuverträgen, der 
Einbeziehung bestehender Ver-
sicherungen sowie einer staat-
lichen Rückversicherung – bie-
tet eine nachhaltige Grundlage 

für einen besseren Schutz. Aus 
Sicht der VZ RPL braucht es nun:
•	Die zügige Umsetzung der im 

Koalitionsvertrag vorgesehe-
nen Regelungen

•	Solidarisches Versicherungs-
modell mit staatlicher Absi-
cherung

•	Bezahlbarer Zugang zu Ele-
mentarschutz

Fünf Jahre nach der Ahrflut sieht die Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz (VZ RLP) weiterhin 
Handlungsbedarf bei der finanziellen Absicherung gegen Elementarschäden. Die Bundesregierung 
hat im Koalitionsvertrag einen klaren Rahmen für besseren Schutz vor Naturgefahren festgelegt – 
entscheidend ist nun die zügige Umsetzung.

Bessere Absicherung gegen Elementarschäden
Fünf Jahre nach der Ahrtal-Flut: Bundesregierung setzt Rahmen für umfassenderen Versicherungsschutz

Nach Hochwasser-Katastrophen bleiben immense Schäden an 
Landschaft und Häusern zurück.

Foto: daniel / Adobe Stock

•	Klare und verständliche Rege-
lungen für Verbraucher*innen.
Fazit: Fünf Jahre nach der 

Ahrflut besteht aus Sicht der 
VZ RLP die Chance, zentrale 
Lehren aus der Katastrophe 
nachhaltig umzusetzen und 
den finanziellen Schutz für 
Verbraucher*innen spürbar zu 
verbessern.          Quelle: VZ RLP
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Liebe Mitglieder,

„Armut bekämpfen, soziale Si-
cherheit stärken“ ist und bleibt 
das Ziel eines Sozialstaates. Doch 
im Augenblick muss man den 
Eindruck gewinnen, dass dieses 
Ziel in weite Ferne gerückt ist. 
Kein Tag vergeht, ohne dass Kür-
zungen im sozialen Bereich unter 
den Deckmantel notwendiger Re-
formen verkündet werden. 

Deutschland gehört zu den 
wirtschaftsstärksten Ländern der 
Welt. Dennoch wächst die Armut 
in unserem Land. Millionen Menschen kämpfen mit steigenden Le-
benshaltungskosten, niedrigen Einkommen und unzureichenden Ren-
ten. Besonders betroffen sind Alleinerziehende, Menschen mit Behin-
derungen, Erwerbslose sowie immer mehr Rentner*innen.

Wir als SoVD fordern deshalb eine konsequente Bekämpfung von 
Armut. Soziale Teilhabe darf nicht vom Geldbeutel abhängen. Not-
wendig sind faire Löhne, bezahlbarer Wohnraum und eine soziale 
Absicherung, die Menschen vor Armut schützt.

Ein zentraler Baustein ist eine gerechte Rentenreform. Wer jahr-
zehntelang gearbeitet, Kinder erzogen oder Angehörige gepflegt hat, 
muss im Alter von seiner Rente leben können. Altersarmut ist kein  
individuelles Versagen, sondern Ausdruck politischer Fehlentwicklun-
gen. Die gesetzliche Rentenversicherung muss gestärkt und langfristig 
auf ein armutsfestes Niveau gebracht werden.

Mit Sorge beobachten wir zugleich den fortschreitenden Sozialab-
bau. Kürzungen bei sozialen Leistungen treffen häufig diejenigen, die 
ohnehin wenig haben. Statt Leistungen abzubauen, müssen soziale 
Sicherungssysteme modernisiert und bedarfsgerecht ausgestaltet 
werden. Ein starker Sozialstaat ist keine Belastung, sondern eine In-
vestition in den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Angesichts zunehmender Hitzewellen gewinnt auch der Hitzeschutz 
im Sommer an Bedeutung. Besonders ältere Menschen, chronisch 
Kranke und Menschen mit Behinderungen sind von hohen Tempe-
raturen betroffen. Bund, Länder und Kommunen müssen wirksame 
Hitzeschutzmaßnahmen umsetzen – von ausreichend kühlen Aufent-
haltsräumen über Trinkwasserangebote bis hin zu besseren Schutz-
konzepten in Pflegeeinrichtungen.

Soziale Gerechtigkeit bedeutet, Menschen in allen Lebenslagen zu 
unterstützen. Wir als SoVD setzen uns weiterhin dafür ein, Armut zu 
bekämpfen, die Rente zu sichern, Sozialabbau zu verhindern und den 
Gesundheitsschutz angesichts des Klimawandels zu stärken. 

Wir, der Landesvorstand sowie die Geschäftsstelle mit ihren 
Mitarbeiter*innen, wünschen ihnen unabhängig von der Entwicklung 
eine schöne Sommerzeit – und bleiben Sie gesund!

Ihre Gabriele Katzmarek,
1. Landesvorsitzende

Editorial

Gabriele Katzmarek

Landesbeauftragte eingespart?
Kaum im Amt, sucht die Landesregierung bereits nach Einsparpotenzialen. Sparen mag legitim 

sein. Wer jedoch bei den Rechten und der politischen Vertretung von Menschen mit Behinderungen 
kürzen will, setzt ein fatales Zeichen. Für den SoVD ist klar: So darf Politik nicht gemacht werden!

Die neue Landesregierung 
hat angekündigt, alle Landes-
beauftragten auf den Prüfstand 
zu stellen. Damit gerät auch 
die Beauftragte der Landes-
regierung für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen 
ins Visier. Der öffentliche Pro-
test dagegen ist berechtigt und 
notwendig – nicht nur aus Sicht 
des SoVD, sondern aus Sicht 
vieler Verbände, Initiativen und 
Betroffener.

Seit die möglichen Pläne be-
kannt wurden, schweigt die Lan-
desregierung. Doch Schweigen 
ist keine Entwarnung. Solange 
keine unmissverständliche Ab-
sage erfolgt, bleibt die Sorge 
bestehen, dass aus einem frag-
würdigen Gedankenspiel poli-
tische Realität werden könnte.

Der SoVD erwartet eine ein-
deutige und öffentliche Klar-
stellung, dass diese Überlegun-
gen endgültig vom Tisch sind. 
Die Abschaffung der Behinder-
tenbeauftragten wäre nicht nur 
ein schwerer politischer Fehler, 
sondern ein Angriff auf Teilha-
be, Mitbestimmung und demo-
kratische Repräsentation.

Die Beauftragte für Menschen 
mit Behinderungen ist weit 
mehr als ein symbolisches Amt. 
Sie ist unabhängige Ansprech-
partnerin, kritische Kontroll-
instanz und eine starke politi-
sche Stimme für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen. 
Wer dieses Amt abschaffen will, 
baut keine Bürokratie ab – son-
dern Schutz, Beteiligung und 
Sichtbarkeit.

Damit riskiert die Landesre-
gierung, dass die Anliegen von 

Menschen mit Behinderungen 
politisch weiter an den Rand 
gedrängt werden. Gerade weil 
es noch immer massive Bar-
rieren in Bildung, Arbeitswelt, 
Mobilität, Wohnen und Gesund-
heitsversorgung gibt, ist eine 
starke Interessenvertretung un-
verzichtbar. Wer Inklusion ernst 
meint, darf ihre institutionellen 
Grundlagen nicht demontieren.

Für den SoVD ist die geplan-
te Abschaffung deshalb ein ver-
heerendes politisches Signal. 
Einerseits wird öffentlich über 
Teilhabe, Gleichberechtigung 
und Inklusion gesprochen, an-
dererseits sollen ausgerechnet 
die Strukturen geschwächt wer-
den, die diese Rechte sichern. 
Das widerspricht nicht nur dem 
Anspruch einer sozialen und in-
klusiven Gesellschaft, sondern 
auch den Verpflichtungen aus 
der UN-Behindertenrechtskon-

vention. „Wer die Stimme von 
Menschen mit Behinderungen 
aus politischen Entscheidungs-
prozessen drängt, beschädigt 
das Vertrauen in die Demo-
kratie. Teilhabe braucht starke 
Strukturen – keine Sparpolitik 
auf Kosten der Betroffenen“, 
erklärt die Landesvorsitzende 
des SoVD Baden-Württemberg, 
Gabriele Katzmarek.

Der Landesverband fordert 
die Landesregierung auf, diese 
Pläne unmissverständlich zu-
rückzunehmen und stattdes-
sen die Beteiligungsrechte von 
Menschen mit Behinderungen 
konsequent zu stärken. Eine so-
ziale und moderne Politik zeigt 
sich nicht in der Schwächung 
von Interessenvertretungen, 
sondern darin, dass sie Rech-
te schützt, Mitsprache sichert 
und gleichberechtigte Teilhabe 
möglich macht.

Die Kürzungsmaßnahmen der Landesregierung gefährden Teilhabe und Inklusion

Die Landesregierung soll soll die Notwendigkeit aller Landesre-
gierung prüfen. Damit ist auch das Amt der Landesbeauftragten 
für Menschen mit Behinderung gefährdet.

Foto: Wolfilser / Adobe Stock

Kerstin Tinter wurde auf der 
Landesvorstandssitzung am 
18. Mai einstimmig zur 2. Lan-
desvorsitzenden gewählt. Die 
bisherige 2. Landesvorsitzende 
Ursula Bäuerlein will weiterhin 
den Landesvorstand als Beisit-
zerin unterstützen. 

Kerstin Tinter, die vor ihrem 
Vorruhestand eine verantwort-
liche Position bei einem inter-
national agierenden Unterneh-
men des IT-Branche innehatte, 
engagiert sich bereits seit län-

gerer Zeit im Ortsverband 
Schwetzingen-Neulußheim. 
Hier will sie sich bei der nächs-
ten Hauptversammlung bei den 
Wahlen als 1. Ortsvorsitzende 
aufstellen lassen und Ursula 
Bäuerlein, die aus Altersgrün-
den nicht mehr kandidieren 
möchte, ablösen. 

Der Landesverband freut sich 
über diese tatkräftige Verstär-
kung des Vorstandsteams und 
wünscht Kerstin Tinter gutes 
Gelingen und viel Erfolg. 

Personalien

Kerstin Tinter

Ortsverband Schwetzingen-Neulußheim
17. bis 23. Juli: sechstägige Busreise nach Büchelberg bei Passau 

ins Hotel Beinbauer (www.hotel-beinbauer.de). Es sind noch einige 
Zimmer frei – auch für Nichtmitglieder. Preise im Doppelzimmer: 
780 Euro inklusive Halbpension und umfangreichem Ausflugspro-
gramm (Einzelzimmer-Zuschlag: 90 Euro). Es sind Ausflüge nach 
Altötting und Passau, eine große Rundfahrt im Bayerischen Wald, 
eine Schifffahrt auf dem Moldaustausee sowie weitere Highlights 
geplant.

Weitere Informationen zum Programm und zur Anmeldung bitte 
direkt über Jahnke Reisen, Hockenheim, Tel.: 06205 / 48 68 oder 
per E-Mail an: buero@jahnke-reisen.de, unter Angabe der Rei-
senummer 26 / 495.

Termine

Landesverband
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Baden-Württemberg Hinsichtlich der Auskunftertei-
lung und Beratung verweisen wir 
auf die jeweiligen Sprechstun-
den der Kreise und Ortsverbände
E-Mail: info@sovd-bawue.de
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Eine persönliche Sozialberatung findet in den Regionen zu den 
angegebenen Sprechstunden durch die Sozialberater*innen statt. 
Neben telefonischer Beratung sind, je nach technischen Voraus-
setzungen, auch Online- / Video-Beratungen möglich. Aufgrund  
derzeit eingeschränkter Kapazitäten können wir eine zeitnahe 
Erledigung rechtlicher Angelegenheiten (Anfragen zu Rechtsbe-
ratungen / -vertretungen) nicht gewährleisten. 

Mit einer Bearbeitungszeit von mehreren Wochen müssen Rat-
suchende momentan leider rechnen. Bei Abschluss einer Mitglied-
schaft bitten wir dies zwingend zu berücksichtigen.

Sozialberatung in Albstadt / Raum Bodensee-Alb
Die persönliche Sozialrechtsberatung in der Sonnenstraße 16 in 

72458 Albstadt erfolgt am dritten Donnerstag im Monat von 10 
bis 16 Uhr, nur nach vorheriger Terminvereinbarung bei Beraterin 
Christine Weidenauer unter Tel.: 0176 / 40 13 99 50.

Sozialberatung in Bodman-Ludwigshafen
Terminvereinbarungen erfolgen über die Landesgeschäftsstel-

le unter Tel.: 0621 / 84 14 172 oder per E-Mail an: info@sovd- 
bawue.de.

Sozialberatung in Kressbronn / Lindau / Friedrichshafen
Terminvereinbarungen erfolgen über die Landesgeschäftsstel-

le unter Tel.: 0621 / 84 14 172 oder per E-Mail an: info@sovd- 
bawue.de.

Sozialberatung in Mannheim
Die Sozialberatung findet in der Windeckstraße 9 in 68163 Mann-

heim statt, nur nach Vereinbarung unter Tel.: 0621 / 84 14 172 oder 
per E-Mail an: info@sovd-bawue.de.

Sozialberatung im Ortsverband Höpfingen /  
Raum Neckar-Odenwald

Eine Terminvereinbarung ist erforderlich bei Sozial-
rechtsberater Dario Becci, Tel.: 0621 / 84 14 172, oder Karin  
Lokotsch, Tel.: 06283 / 54 39. Die Sprechstunden finden je- 
den zweiten Freitag im Monat von 10 bis 11.30 Uhr im Landgast-
hof „Zum Ochsen“, statt, Heidelberger Straße 18 in 74746 Höpfin-
gen. Nächste Termine: 10. Juli und 21. August.

Sozialberatung im Ortsverband Hockenheim
Die Sprechstunden finden am letzten Mittwoch eines 

Monats (außer im August und Dezember) von 15 bis 16 
Uhr in der Zehntscheune, Untere Mühlstraße 4 in 68766  
Hockenheim, statt. Terminvereinbarung ist erforderlich bei Sozial-
rechtsberater Dario Becci, Tel.: 0621 / 84 14 172. Nächster Termin: 
29. Juli.

Sozialberatung im Kreisverband Stuttgart
Die Sprechstunden finden jeden Mittwoch von 10 bis 16 Uhr 

im Gebrüder Schmid Zentrum Heslach, Gebrüder-Schmid-Weg 13, 
70199 Stuttgart statt. Bitte unbedingt vorher einen Termin über 
die Landesgeschäftsstelle vereinbaren unter Tel.: 0621 / 84 14 172 
oder per E-Mail an: info@sovd-bawue.de.

Sozialberatung im Raum Mittelbaden und Südbaden
Die Terminvereinbarung zur telefonischen Sozialberatung fin-

det unter Tel.: 0621 / 84 11 172 statt. Für sonstige Fragen steht 
die Landesgeschäftsstelle in 68163 Mannheim unter der gleichen 
Telefonnummer zur Verfügung.

Sprechstunden

Glückwünsche

Allen Mitgliedern, die im Juli und August Geburtstag haben, gra-
tulieren wir recht herzlich. Zugleich wünschen wir den kranken 
Mitgliedern eine baldige Genesung.

Aus technischen Gründen können die individuellen Geburtstage 
diesmal leider nicht erscheinen.
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Pflege wird zum Armutsrisiko
Wer in Baden-Württemberg ins Pflegeheim muss, zahlt so viel wie fast nirgends sonst in Deutsch-

land. Mehr als 3.500 Euro Eigenanteil im ersten Jahr, dazu hohe Zusatzkosten – für viele Familien 
wird Pflege damit zur Existenzfrage. Und obwohl die Politik seit Jahren Reformen ankündigt, bleibt 
schnelle Entlastung weiter aus.

Eine Frau aus dem Raum 
Stuttgart erzählt, wie aus der 
Suche nach einem Pflegeplatz 
für ihre Mutter binnen Tagen 
ein finanzieller Notfall wurde. 
Für die Mutter ist endlich ein 
Heimplatz gefunden – doch 
nach Rente, Pflegeversicherung 
und Ersparnissen bleibt Monat 
für Monat eine Lücke von weit 
über 2.000 Euro. Jetzt geht es 
nicht mehr nur um gute Be-
treuung, sondern um die bange 
Frage, wie lange das Ersparte 
noch reicht, bevor das Vermö-
gen aufgezehrt ist und der Weg 
zum Sozialamt droht.

Ein Heimplatz in BW kostet 
besonders viel

Baden-Württemberg gehört 
weiterhin zu den teuersten Län-
dern bei der stationären Pflege. 
Nach aktuellen Auswertungen 
des Verbandes der Ersatzkassen  
(vdek) lag die Eigenbeteiligung 
im ersten Jahr eines Heimauf-
enthaltes zum Jahresbeginn 
2026 bei rund 3.532 Euro im 
Monat. Damit liegt das Land 
deutlich über dem Bundes-
durchschnitt von 3.245 Euro. 
Ursache sind vor allem hohe 
pflegebedingte Eigenanteile, 
vergleichsweise hohe Kosten 
für Unterkunft und Verpflegung 
sowie erhebliche Investitions-
kosten.

Zwar sinkt der Eigenanteil 
mit längerer Aufenthaltsdauer 
durch die gesetzlich vorgese-
henen Zuschläge der Pflege-
kassen. Dennoch bleibt die 
Belastung hoch: Selbst nach 
mehr als drei Jahren im Heim 
müssen Menschen in Baden-
Württemberg im Schnitt noch 
deutlich über 2.000 Euro pro 
Monat selbst aufbringen. Der 
SoVD-Landesverband Baden-
Württemberg sowie weitere So-
zialverbände und Wohlfahrtsor-
ganisationen warnen deshalb 
seit Längerem, dass Pflegebe-
dürftigkeit zunehmend zum 

Armutsrisiko wird und mehr 
Menschen auf „Hilfe zur Pflege“ 
angewiesen sind.

Im Ländervergleich fällt der 
Südwesten zurück

Ein Blick auf die Länderda-
ten zeigt, wie stark sich die 
finanzielle Belastung in der 
stationären Pflege regional 
unterscheidet (siehe www.vdek.
com/content/dam/vdeksite/
vdek/presse/pm/2026/01_2026_ 
Graf iken_Eigenanteile .pdf ) .  
Besonders aussagekräftig ist 
der Vergleich des Eigenanteils 
im ersten Aufenthaltsjahr und 
der Investitionskosten, die von 
den Ländern sehr unterschied-
lich gefördert werden.

Der Vergleich macht zweierlei 
deutlich: Baden-Württemberg 
liegt beim gesamten Eigenan-
teil im ersten Aufenthaltsjahr 
klar über dem Bundesdurch-
schnitt, bei den Investitions-
kosten aber weit unter dem 
Bundesdurchschnitt. Auch bei 
den Unterkunfts-  und Verpfle-
gungskosten ist Baden-Würt-
temberg Spitzenreiter. 

Die Mehrbelastung landet in 
diesem Bundesland direkt bei 
den Heimbewohner*innen.

Politisch ist das für Baden-
Württemberg mehr als heikel: 
Das Land zählt bei den Heim-

kosten zu den teuersten Län-
dern in Deutschland, gehört bei 
der öffentlichen Förderung der 
Investitionskosten aber eher zu 
den Schlusslichtern. Das ist ein 
klares Versäumnis der Landes-
politik, weil ein zu großer Teil 
der Kosten bei den Pflegebe-
dürftigen und ihren Familien 
landet. Die Landesregierung 
kann zwar auf einzelne Förder-
programme verweisen, doch 
reichen diese nicht aus, um die 
stationäre Pflege spürbar zu 
entlasten.

Die SoVD-Landesvorsitzende 
Gabriele Katzmarek stellt klar: 
„Es ist ein sozialpolitischer 
Skandal, dass Pflegebedürftige 
in Baden-Württemberg zu den 
höchsten Heimkosten im Land 
herangezogen werden, wäh-
rend die öffentliche Förderung 
nicht Schritt hält. Wer ein Leben 
lang gearbeitet und vorgesorgt 
hat, darf im Pflegefall nicht vor 
der Wahl stehen, erst das Er-
sparte aufzubrauchen und am 
Ende doch beim Sozialamt zu 
landen.“

Viel Druck, aber wenig  
Entlastung

In Baden-Württemberg ist 
die Situation besonders bri-
sant, denn hohe Heimkosten 
treffen auf eine alternde Ge-
sellschaft, wachsenden Perso-
nalbedarf und eine Förderung, 
die viele Fachleute für unzu-
reichend halten. Der politische 
Handlungsdruck ist groß. Hinzu 
kommt die von der Bundesre-
gierung angekündigte Pflege-
reform, die weitere Belastun-
gen für Pflegebedürftige und 
ihre Familien vorsieht.  Für viele 
Betroffene bleibt Pflege damit 
vorerst vor allem eines – teu-
er. Deshalb macht der SoVD-
Landesverband Baden-Würt-
temberg deutlich: „Pflege darf 
nicht zum Ticket ins Sozialamt 
werden!“

Baden-Württemberg hat im Ländervergleich sehr hohe Kosten bei Heimplätzen

Stationäre Pflege wird in einer alternden Gesellschaft für immer 
mehr Menschen nötig, aber für immer weniger bezahlbar sein. 

Foto: jovannig / Adobe Stock

Wer eine*n Angehörige*n im Pflegeheim unterbringt, muss durch 
die hohe Zuzahlung oft finanzielle Schwierigkeiten lösen.

Foto: Liubomir / Adobe Stock
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Bürgermeister Andreas Bovenschulte (2. v. re.) besuchte auch die-
ses Jahr wieder den SoVD-Infostand, hier besetzt mit (v. li.) Monika 
Brethauer, Klaus Möhle, Jens Kerber und Udo Schmidt.

Zentral in der Bremer City, an der Nordseite der Liebfrauenkir-
che gelegen, spendet ein Trinkwasserbrunnen zwischen Mai und  
Oktober auf Knopfdruck kostenlos frisches Wasser.

Das diesjährige Motto der 
1.-Mai-Kundgebung lautete: 
„Erst unsere Jobs, dann eure 
Profite“. Reden hielten unter 
anderem Martin Burkert, Vor-
sitzender der Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG), 
die Bremer IGMetall-Geschäfts-
führerin Ute Buggeln und der 
Bremer DGB-Vorsitzende Chris-
tian Wechselbaum. Die Forde-
rung nach sicheren, guten Jobs 
stand im Mittelpunkt der Reden. 
Wie schon viele Banner und 
Plakate der Teilnehmenden des 
Demonstrationszuges deutlich 
machten, gab es vonseiten der 
Gewerkschaft heftige Kritik am 
Kurs der Bundesregierung. 

Daran, dass „Eigentum ver-
pflichtet“ (Artikel 14 im Grund-
gesetz), erinnerte Ute Buggeln 

in ihrer Rede. Sie kritisierte 
den massiven Arbeitsplatzab-
bau in der Industrie, der durch 
Verlagerung der Produktion ins 
Ausland entstehe. Verantwor-
tungsbewusstes Handeln sieht 
ihrer Meinung nach anders aus. 
„Es geht vor allem darum, dass 
das Verhalten der Unternehmen 
– gerade in solchen Krisenzei-
ten – maßgeblich dazu bei-
trägt, dass unsere Demokratie 
stabil bleibt oder nicht“, sagte 
Buggeln. SoDD-Landesschatz-
meister Klaus Möhle teilte den 
Ansatz der Bremer IGMetall-
Chefin: „Ihre Rede brachte eine 
gesellschaftspolitische Dimen-
sion zur Sprache, die nicht oft 
zu hören ist“, sagte er. 

Die beiden anderen Redner 
kritisierten unter anderem die 

teure Energieversorgung, eine 
Gesundheitsreform zulasten 
der Arbeitnehmenden und die 
fehlende Besteuerung von Ver-
mögenden und Superreichen.

Diese und andere Themen 
wurden auch am Stand des 
Landesverbandes diskutiert. 
„Ich habe an diesem 1. Mai viele 
empörte Menschen erlebt“, be-
richtete Klaus Möhle nach der 
Kundgebung. „Aber auch einen 
gut gelaunten Bürgermeister“, 
fügte er verschmitzt hinzu. Dr. 
Andreas Bovenschulte (SPD)
komme jedes Jahr auf einen 
Schnack beim SoVD-Stand vor-
bei, verriet er. Möhle sei einer 
von vielen Gästen am Stand, die 
die Aktivitäten des SoVD unter-
stützten. 

„Wir müssen auch in schwie-

rigen Zeiten zusammenhalten 
und uns gegenseitig Mut ma-
chen“, lautete das Fazit des 1. 
Landesvorsitzenden Joachim 
Wittrien. „So, wie die Gewerk-
schaften der Regierung zum 1. 

Rund 4.500 Teilnehmende hatten sich in diesem Jahr am 1. Mai laut Angaben des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) zur zentralen Kundgebung auf dem Bremer Domshof versammelt. Den 
Platz säumten verschiedene Infozelte lokaler Organisationen. Auch der Landesverband war mit einem 
Stand vertreten. Zur Standcrew zählten Monika Brethauer, Jochen Ehlers, Jens Kerber, Klaus Möhle, 
Uwe Poggenhorn, Udo Schmidt und Thomas Schwerdtner.

„Dieses Jahr viele empörte Menschen erlebt“
SoVD mit Infostand bei 1.-Mai-Kundgebung in Bremen unter dem Motto „Erst unsere Jobs, dann eure Profite“

Mai die rote Karte gezeigt ha-
ben, machen auch wir als So-
zialverband deutlich, dass die 
Errungenschaften unseres So-
zialstaats nicht verhandelbar 
sind.“ 

Nach der Senatsmitteilung 
sollen zusätzlich zu den bereits 
vorhandenen 21 Trinkbrunnen 
an zentralen Plätzen, in Parks 
und an stark frequentierten 
Orten im Jahr 
2026 fünf wei-
tere Standorte 
eingerichtet 
werden. Insge-
samt sind 80 Brunnen geplant.

Diese sollen in maximal 15 
Gehminuten Entfernung er-
reichbar sein, in besonders 
dicht besiedelten oder hoch 
frequentierten Stadtteilen in-
nerhalb von zehn Gehminuten. 

Konkret geht es derzeit um 
die Standorte Findorff an der 
Jan-Reiners-Lok, Arberger Dorf-
platz, Gramkermoorer Land-
straße sowie Huchting, Ortsteil 
Sodenmatt. Ein weiterer Stand-
ort befindet sich aktuell im 
Auswahlprozess. Bremen will 
damit ein deutliches Zeichen 
für Gesundheitsvorsorge, Kli-
maanpassung und Lebensqua-
lität setzen.

„Wir halten den weiteren 

Ausbau für einen bedeutenden 
Schritt in die richtige Richtung“, 
sagt der 1. Vorsitzende des  
SoVD-Landesverbandes, Joa-
chim Wittrien, zu den Plänen. 

„Der Klima-
wandel und 
dessen Folgen 
haben zuneh-
mend Einfluss 

auf die Gesundheit der Men-
schen. So ist Hitze schon heu-
te das größte klimawandel-
bedingte Gesundheitsrisiko in 
Deutschland. Und die gesund-
heitlichen Risiken durch Hitze 
nehmen Jahr für Jahr zu!“ 

Aktuelle Studien wie der 
„Lancet Countdown Europe Re-
port 2026“ be-
legen, dass im 
Vergleich zu 
den 1990er-
Jahren die Zahl 
extremer Hitzewarnungen um 
318 Prozent auf durchschnitt-
lich 4,3 Tage pro Jahr gestiegen 
ist. Ebenfalls stiegdie Zahl der 
Todesfälle: An den Folgen gro-
ßer Hitze starben im Jahr 2024 

nach Schätzungen europaweit 
über 62.000 Menschen.

Darüber hinaus wirkt große 
Hitze indirekt, indem sie zum 
Beispiel Herz- und Lungener-
krankungen verstärkt. Die sich 
daraus ergebenden Folgen tref-
fen die vulnerabelsten Grup-
pen am stärksten: Säuglinge, 
Ältere und Vorerkrankte sowie 
Menschen mit chronischen 
Erkrankungen und Behinde-
rungen. Auch spielen soziale 
Ungleichheiten eine immer 
größer werdende Rolle: Haus-
halte mit niedrigerem Einkom-
men sind durch Ernährungs-
unsicherheiten, Wohnlage und 
medizinische Versorgung stär-

ker betroffen. 
Krankheitsrisi-
ken verändern 
sich ebenfalls 
zum Beispiel 

durch eine erhöhte Gefahr der 
Verbreitung von Infektions-
krankheiten. 

Hitze kann für jede*n gefähr-
lich werden, und das Risiko 
wird in den kommenden Jahren 

weiter steigen. Eine Verminde-
rung der gesundheitlichen Be-
lastungen ist jedoch möglich, 
beispielsweise durch Verringe-
rung der Luftverschmutzung im 
Energie- und Verkehrssektor. 

Daher fordert der SoVD schon 
seit Längerem Hitzefrühwarn-
systeme und verstärkte Schutz-
maßnahmen. Wittrien dazu: 
„Nach unserer Auffassung ist 
es dringend erforderlich, kon-
sequent zu handeln. Es darf 

Der SoVD-Landesverband begrüßt es sehr, dass die Stadtgemeinde Bremen weitere Trinkwasser-
brunnen einrichten wird. Denn dies geht aus einer Mitteilung der Senatorin für Umwelt, Klima und  
Wissenschaft vom 7. Mai über den Ausbau der öffentlichen Trinkwasserversorgung hervor. Der SoVD-
Landesverband fordert aber weitere Schutzmaßnahmen gegen Hitze. 

Ein Schritt in Richtung klimagerechte Stadt
Bremer Senat plant Einrichtung von fünf weiteren Trinkbrunnen als Hilfe bei Hitzewellen

nicht nur dabei bleiben, wei-
tere Trinkwasserbrunnen zu 
installieren – wir benötigen 
flächendeckende kommunale 
Hitzeaktionspläne. Dazu sind 
umfassende Aufklärungs- und 
Informationskampagnen in 
Bildungseinrichtungen und 
sozialen Einrichtungen erfor-
derlich. Die Entwicklung einer 
klimagerechten Stadt muss das 
Ziel der Stadtplanung und aller 
Maßnahmen sein!“

Trinkbrunnen sind ein 
bedeutender Schritt in die 

richtige Richtung

Landesverband fordert 
kommunale  

Hitzeaktionspläne

Landesverband
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Ehrenamt sucht ...
Sie möchten sich ehrenamtlich engagieren und suchen eine 

Aufgabe? Zur Unterstützung seiner Ortsverbände sucht der 
SoVD Bremen Interessierte. Wenn Sie sich angesprochen füh-
len, wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Kreisgeschäfts-
stelle! Über Ihren Anruf freuen sich:
•	Kreisverbände Bremen und Bremen-Nord,  

Tel.: 0421 / 16 38 490;
•	Kreisverband Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006.

Hier finden Sie Kontaktadressen und Ansprechpartner*innen des 
SoVD im Landesverband Bremen. Um Termine für eine Sprechstunde 
zu erhalten, wenden Sie sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle!

Landesverband, Landesrechtsabteilung / 
Kreisverband Bremen, Kreisverband Bremen-Nord

Breitenweg 10–12, 28195 Bremen, Tel.: 0421 / 16 38 490,  
E-Mail: info@sovd-hb.de.

Kreisverband Bremerhaven
Barkhausenstraße 22, 27568 Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006, 

E-Mail: kreis-bremerhaven@sovd-hb.de.

Sozialrechtsberatung

Termine

Allen Mitgliedern, die im Juli und August Geburtstag feiern, gra-
tuliert der SoVD Bremen herzlich und wünscht ihnen für das neue  
Lebensjahr alles Gute, vor allem Gesundheit und Wohlergehen. 
Allen Mitgliedern, die derzeit erkrankt sind, wünscht er eine bal-
dige Genesung.

Glückwünsche

Mitglieder, die einmal monatlich (außer bei der Sommer-
Ausgabe) den E-Mail-Newsletter des SoVD Bremen mit Be-
richten, Veranstaltungsterminen, Tipps und Tricks erhalten 
wollen, senden bitte einen Hinweis an: newsletter@sovd-hb.
de.

Newsletter

Kreisverband Bremen
Ortsverband Bremen-Zentrum

Vorschau: 12. September: Mit-
gliederversammlung mit Vor-
standswahlen.

24. Oktober: Teilnahme am 
Freimarktsumzug.

Ortsverband Bremen-Süd 
21. Juli, 15 Uhr: Klönschnack 

bei Starke Bäcker, Pappelstraße 
89, 28199 Bremen.

1. August, 9 Uhr: Frühstück bei 
Starke Bäcker, Pappelstraße 89, 
28199 Bremen.

18. August, 15 Uhr Klön-
schnack in der Eisdiele Tiziano, 
Pappelstraße 90-92, 28199 Bre-
men.

29.  August, 10 Uhr: Mitglie-
dertreffen mit Bayrischem Büf-
fett im Quartierszentrum Ro-
theo, Niedersachsendamm 20 a, 
28201 Bremen. 

Anmeldung erforderlich beim 
1. Vorsitzenden Erhard Flem-
ming, Tel.: 0421 / 80 90 521, 
oder bei Frau Muhs, Tel.: 
0175 / 46 65 433.

Kreisverband Bremen-Nord
Ortsverband Bremen-Lesum

Alle drei Monate am 2. Freitag, 
17 Uhr: Mitgliedertreffen, Sport-
park Marßel, Stader Landstraße 
100, 28719 Bremen.

6. Juli und 3. August, 9 Uhr: 

Frühstück, Nachbarschaftshaus 
Marßel, Helsingborger Straße 
36, 28719 Bremen.

Kreisverband  Bremerhaven
Ortsverband Bremerhaven-
Leherheide

14. August, 12 Uhr: Infover-
anstaltung mit Grillen, Gemein-
dezentrum, Heideschulweg 9, 
27578 Bremerhaven, Anmel-
dung bei Norbert Krajewski, 1. 
Vorsitzender, Tel.: 0471 / 66 370.

Ortsverband  
Bremerhaven Nord-Süd

14. Juli, 14.30 Uhr: Mitglieder-
treffen bei Kaffee und Kuchen, 
Altbürgerhaus, Neuelandstraße 
48, 27576 Bremerhaven.

11. August, 14.30 Uhr: Mitglie-

dertreffen mit Kaffee und Ku-
chen sowie einem Vortrag von 
Christian Sanders (Radio Weser 
TV) über Fake-News und Künst-
liche Intelligenz.

Anmeldungen und Infos beim 
1. Vorsitzenden Horst Cordes, 
Tel.: 0471 / 29 00 801.

Ortsverband Bremerhaven-
Geestemünde

Vorschau: 11.September, 
14.30 Uhr: Mitgliederversamm-
lung mit Vorstandswahlen, 
Ernst-Barlach-Haus, Am Holzha-
fen 8, 27570 Bremerhaven.

Alle Mitglieder des Kreisver-
bandes Bremerhaven sind herz-
lich eingeladen! Weitere Infos 
unter: kreis-bremerhaven@so-
vd-hb.de oder Tel.: 0471 / 80 06.

JHV mit Wahlen – TOP
Die Tagesordnungspunkte sind: 

•	 Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der 
Revisor*innen,

•	Wahl des Ortsvorstandes,
•	Wahl der Revisor*innen,
•	Beschlussfassung über Anträge und Beschwerden an den 

Kreisvorstand und an die Kreisverbandstagun,
•	Wahl der Delegierten zur Kreisverbandstagung,
•	Entlastung des Ortsvorstandes.

Kreisverband Bremen:
Wahl der Delegierten

Der Kreisverband Bremen lädt alle Mitglieder zur Wahl der 
Delegierten zur Kreisverbandtagung in seine Geschäftsstelle 

am 14. September, Breitenweg 10 / 12, 28195 Bremen.
Verbindliche Anmeldung wird erbeten bis zum 17. August 

bei Christina Zehe, Tel.: 0421 / 16 38 49 32 oder per E-Mail an: 
christinazehe@sovd-hb.de.

Die Wahlzeiten der Mitglieder mit der Zugehörigkeit in den 
einzelnen Ortsverbänden sind wie folgt:
•	Ortsverband Gröpelingen: 13–13.30 Uhr,
•	Ortsverband Habenhausen-Arsten: 13.30–14 Uhr,
•	Ortsverband Hemelingen: 14–14.30 Uhr,
•	Ortsverband Kattenturm-Kattenesch: 14.30–15 Uhr,
•	Ortsverband Osterholz: 15–15.30 Uhr.

Die Wahl der Delegierten zur Kreisverbandtagung des Kreis-
verbandes Bremen ist der einzige Tagesordnungspunkt.

Foto: Yanikap / AdobeStock

Schulpflicht bei Urlaub beachten
Die Schulbehörde erinnert zu Ferienbeginn daran, dass die Schulpflicht auch an den Tagen unmittel-

bar vor und nach den Ferien gilt. Ein vorzeitiger Ferienbeginn oder eine Verlängerung werden grund-
sätzlich nicht genehmigt. Unentschuldigtes Fernbleiben vom Unterricht stellt einen Verstoß gegen 
die Schulpflicht dar und kann die Prüfung eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens nach sich ziehen.

Kinder- und Bildungssenator 
Mark Rackles (SPD) betont: „Uns 
ist bewusst, dass Familien bei 
der Urlaubsplanung manchmal 
vor besonderen Herausforderun-
gen stehen – etwa, wenn Ferien-
zeiten in verschiedenen Bundes-
ländern kaum zusammenpassen 
oder Angehörige im Ausland 
leben. Gleichzeitig ist die Ein-
haltung der Schulpflicht keine 
Formsache, sondern Vorausset-
zung für erfolgreiches Lernen 
und gleiche Bildungschancen. 
Gemeinsame Regeln schaffen 
Fairness für alle Schüler*innen. 
Deshalb bitten wir Eltern, ihre 
Reiseplanungen so zu organi-
sieren, dass ihre Kinder an allen 
regulären Schultagen am Unter-
richt teilnehmen können.“

Der Senator erinnert Eltern 
mit einem aktuellen Schreiben 
an die geltenden Regelungen 
zur Schulpflicht. Anlass sind die 
in den vergangenen Jahren ge-
stiegenen Fallzahlen bei Schul-
pflichtverstößen: Während im 
Schuljahr 2021 / 22 lediglich 

64 Verfahren registriert wurden, 
waren es im laufenden Schul-
jahr 2025 / 26 bereits 201 Ver-
fahren. Dabei ist zu beachten, 
dass die Zahlen für das aktuel-
le Schuljahr vorläufig sind. Da 
Schulpflichtverstöße noch bis zu 
sechs Monate nach der Tat ver-
folgt werden können, ist davon 
auszugehen, dass die Fallzahlen 
bis zum endgültigen Abschluss 
des Schuljahres weiter anstei-
gen.

Das Bremische Schulgesetz 
sieht bei Verstößen gegen die 
Schulpflicht durch Erziehungs-
berechtigte Bußgelder von bis 
zu 1.000 Euro vor. Die Schulen 
sind deshalb aufgefordert, die 
Fehlzeiten in den Wochen un-
mittelbar vor und nach den Fe-
rien besonders aufmerksam zu 
prüfen. Sofern Eltern im Einzel-
fall aus besonders begründetem 
Anlass eine Beurlaubung durch 
die Schule erhalten haben, sollte 
diese bei der Ab- beziehungswei-
se Anreise mitgeführt werden.

In Abstimmung mit der Innen-

behörde wird die Schulbehörde 
in diesem Sommer stichproben-
artige Kontrollen in den Wochen 
vor und nach den Ferien durch-
führen lassen, insbesondere an 
Bahnhöfen und am Flughafen.

Quelle: Senat für Kinder 
und Bildung Bremen

Eigenmächtige Ferienverlängerung ist eine Ordnungswidrigkeit

Bei Reisen mit schulpflichtigen 
Kindern dürfen Eltern die Schul-
ferien nicht einfach verlängern.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Seite 12 Nr. 7 + 8 | Juli + August 2026BREMEN



Liebe Mitglieder,

wie im Juni angekündigt stellen 
wir in dieser Ausgabe unsere bei-
den hauptamtlichen Vorstände 
und die neuen Aufgabenbereiche 
vor. Ich wünsche den beiden, Dr. 
Sally Peters und Mathias Mol-
lenhauer, allzeit ein glückliches 
Händchen im Sinne unseres Ver-
bandes und freue mich auf neue 
Impulse. 

Ich habe seit nunmehr 15 Jah-
ren die Geschicke des Verbandes gelenkt. Mit Stolz, Freude und Dank-
barkeit für alle ehren- und hauptamtliche Unterstützung blicke ich auf 
erfolgreiche Jahre zurück, aber auch mit viel Zuversicht in die Zukunft. 
Mit Dr. Sally Peters haben wir nun eine erfahrene junge Frau für den 
Vorstand gewonnen, die eine große Expertise bezüglich unserer sozi-
alpolitischen Schwerpunkte mitbringt. Mathias Mollenhauer wird sich 
weiterhin mit juristischem Sachverstand und langjähriger Erfahrung 
einbringen. Sie kennen mich, natürlich werde ich nicht gänzlich von 
der Bühne verschwinden. Als Vorsitzender des bald neu gegründeten 
Landesverbandsrates werde ich dazu beitragen, dass wir gute Rahmen-
bedingungen setzen und grundsätzliche Entscheidungen herbeiführen 
sowie die Arbeit des Vorstandes unterstützen, damit wir weiterhin er-
folgreich bleiben. Auf Bundesebene bin ich im Bundesverbandsrat und 
als Vorsitzender des gesellschaftspolitischen Ausschusses weiterhin 
tätig. Ich bin mir sicher: So sind wir gut aufgestellt für eine Zukunft, in 
der uns die Menschen mehr denn je brauchen werden. 

Das reiche Hamburg hat sich bei der Armutsentwicklung von Platz 
8 auf Platz 3 im Bundesvergleich massiv verschlechtert! Hier ist in-
zwischen jede*r Fünfte von Armut betroffen. Die Zahl der Einkom-
mensmillionäre wächst hingegen weiter an. Wir warnen seit Langem 
vor den Folgen dieser Entwicklung, doch bis jetzt haben Senat und 
Bürgerschaft keinen erkennbaren Plan, wie Armut in Hamburg gemäß 
dem Nachhaltigkeitsziel 1 der Vereinten Nationen „in all ihren Formen 
und überall bis 2030 zu beenden“ ist. Die Vorschläge des SoVD dazu 
liegen auf dem Tisch. Die Sparpläne auf Bundesebene drohen zudem, 
die soziale Ungleichheit auch in Hamburg weiter zu verschärfen. 
Besonders armutsgefährdet sind ältere Menschen, Jugendliche und 
Kinder und Alleinerziehende, die die hohen Lebenshaltungskosten 
der Großstadt mit ihren geringen Einkünften nicht mehr finanzieren 
können. Hamburg streicht Zuwendungen für dringend benötigte An-
gebote im Quartier und lässt Kinder und Jugendliche einfach im Stich. 
Da darf man sich nicht wundern, wenn die Menschen gegen Olympia 
stimmen – sie haben ganz andere Sorgen.

Wir werden deshalb unermüdlich weiter laut sein – für die Men-
schen, die sich das Leben in Hamburg kaum noch leisten können und 
die sich von der Politik allein gelassen fühlen. Die zu erwartenden 
Lasten aus den Streichungen im Gesundheitswesen, in der Pflege, 
Eingliederungshilfe und Rente werden die soziale Spaltung weiter 
vorantreiben. Es droht, dass sich dadurch mehr Menschen nicht mehr 
in unserer demokratischen Gesellschaft aufgehoben fühlen. Davor 
warne ich nachdrücklich. 

Ihr Klaus Wicher, Landesvorsitzender

Klaus Wicher
Foto: Jonas Walzberg

Editorial
Sparen auf Kosten der Kinder

In Hamburg sorgen drohende Kürzungen in der offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) seit Mona-
ten für Proteste. Ein trauriges Beispiel ist der Timo-Jugendklub in Hamburg-Horn: Seit 1968 war er ein 
wichtiger Treffpunkt für Kinder und Jugendliche im Stadtteil. Ende Juni musste die Einrichtung samt 
der dort angesiedelten Suchtprävention schließen, weil die Stadt die Zuwendung gestrichen hatte. 

Gerade jetzt, zu den Sommer-
ferien, treffen Schließungen von 
Jugendeinrichtungen viele Fa-
milien hart. Während die meis-
ten Kinder verreisen, verbringen 
andere sechs Wochen voller 
Langeweile, Enge und Verzicht. 
Denn Kinderarmut ist im rei-
chen Hamburg bittere Realität. 
Der aktuelle Armutsbericht des 
Paritätischen Gesamtverbandes 
zeigt: Hamburg hat sich auf ei-
nen unrühmlichen dritten Platz 
„hochgearbeitet“. Fast jede*r 
Fünfte – vor allem Ältere und Fa-
milien – ist von Armut betroffen. 

Für Schulkinder wird die so-
ziale Ungleichheit schmerzhaft 
nach den Ferien deutlich. Wäh-
rend Mitschüler*innen von ihren 
Ferienerlebnissen berichten, ste-
hen Kinder aus armen Familien 
still daneben. Sie waren weder 
am Meer noch in den Bergen – 
weil das Geld fehlte. Das Gefühl, 

nicht mithalten zu können, prägt 
viele weit über die Ferien hinaus.

Die Einrichtungen der offenen 
Kinder- und Jugendarbeit sind 
weit mehr als „nur“ Freizeitan-
gebote. Sie schaffen sichere Orte, 

an denen Kinder Gemeinschaft 
erleben, Unterstützung finden 
und einfach Kind sein dürfen. 
Sie bieten Struktur, warme Mahl-
zeiten und soziale Kontakte. Für 
manche sind sie ein Schutzraum 
vor Konflikten, Einsamkeit oder 
Problemen zu Hause. 

„Kinder brauchen Perspekti-
ven, Orte der Begegnung und 
Menschen, die ihnen zuhören“, 
weiß SoVD-Landesvorsitzender 
Klaus Wicher. „Kürzungen in der 
Kinder- und Jugendarbeit sparen 
nicht an Gebäuden oder Pro-
jekten, sie sparen Teilhabe und 
Chancen junger Menschen ein.“

Armut im reichen Hamburg – Kürzungen bei Einrichtungen vergrößern die Kluft

Erzählen andere Kinder ihre Ferienerlebnisse, sind einige außen vor.
Foto: mit KI erstellt / ChatGPT

Hilfe für aktive Ferien
Ferienangebote für Kinder und Jugendliche sind im Ferien-

pass zusammengefasst: https://ferienpass-hamburg.de. 
Bedürftige Familien können zudem beim SoVD Hamburg einen 

Zuschuss aus dem Verfügungsfonds für ihren Urlaub beantragen: 
www.sovd-hh.de/sozialberatung-hamburg/hilfe-beduerftige. 

Soziale Ungleichheit verschärft
Die neue Grundsicherung, mögliche Kürzungen beim Wohngeld und Einsparungen im Gesundheits-

wesen würden nach Einschätzung des SoVD Hamburg vor allem Menschen mit geringem Einkommen 
belasten, insbesondere in teuren Großstädten wie Hamburg. 

Die Regierung treibt mehrere 
Reform- und Sparpläne zugleich 
voran. Im Gesundheitswesen 
sollen Ausgabenbegrenzung 
und höhere Effizienz die gesetz-
lichen Krankenkassen stabilisie-
ren. Für Patient*innen kann das 
etwa steigende Zuzahlungen be-
deuten, so beim Zahnersatz. „Wir 
werden also bald am Zahnstatus 
sehen, was der Geldbeutel noch 
so hergibt“, meint SoVD-Landes-
chef Klaus Wicher. „Das ist men-
schenverachtende Politik.“

Parallel wird die Grundsiche-
rung (vormals Bürgergeld) neu 
ausgerichtet. Geplant sind stren-
gere Mitwirkungspflichten, här-

tere Sanktionen und schnellere 
Integration in den Arbeitsmarkt. 
Dabei ist die Anpassung der 
Regelsätze im unteren Einkom-
mensbereich begrenzt. „Steigen 
die Lebenshaltungskosten wei-
ter, würde die Kaufkraft sinken“, 
erklärt Wicher. Er ist sicher, dass 
schärfere Regularien und Sankti-
onen der falsche Weg sind. Bes-
ser wären Begleitung der Lang-
zeitarbeitslosen, Qualifizierung 
und mehr Einsatz von Beschäf-
tigungsgesellschaften. 

Auch bei Wohngeld und Ein-
gliederungshilfe diskutiert man 
Anpassungen und Einsparungen. 
Hamburg zählt zu den teuersten 

Wohnungsmärkten Deutsch-
lands, viele arme Haushalte ste-
hen schon unter Mietdruck. 

„Wenn an mehreren Stell-
schrauben am unteren Ende 
gleichzeitig gedreht wird – bei 
der Grundsicherung, beim Wohn-
geld, im Gesundheitswesen, bei 
Pflege und Rente –, dann trifft 
das vor allem diejenigen, die 
ohnehin jeden Euro zweimal 
umdrehen müssen“, warnt Wi-
cher. „Soziale Ungleichheiten 
verschärfen sich, die Verzweif-
lung der Betroffenen wächst, 
der Glaube an die Politik geht 
verloren. Das ist eine gefährliche 
Entwicklung!“

Spar- und Reformpolitik der Bundesregierung wirkt sich auf Hamburg aus

www.sovd-hh.de

Foto: olleaugust / pixabay
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Der SoVD Hamburg bietet Rat und Unterstützung in sozialrecht-
lichen Fragen. Nehmen Sie Kontakt auf – unter Tel.: 040 / 61 16 070, 
per E-Mail: info@sovd-hh.de – oder kommen Sie vorbei!

•	 SoVD-Beratungszentrum Barmbek in der Landesgeschäftsstel-
le, Pestalozzistraße 38, 22305 Hamburg, Tel.: 040 / 61 16 070, 
Fax: 040 / 61 16 07 50, Beratungszeiten: Mo. und Di. 9–16 Uhr,  
Do. 9–18 Uhr (Unterlagen können Sie auch Mi. 9–16 und Fr. 
9–14 Uhr einreichen).

•	 SoVD-Beratungszentrum Harburg in den Räumen des Mieterver-
eins, Hölertwiete 2, 21073 Hamburg. Öffnungszeiten: Di. 9–12 Uhr. 

•	 SoVD-Beratungszentrum Altona in den Räumen des Mieterver-
eins, Neue Große Bergstraße 9 (Haspa-Haus), 22767 Hamburg, 
Öffnungszeiten: Di. und Do. 9–12 Uhr.

•	 SoVD-Beratungszentrum Eidelstedt im Kulturhaus Eidelstedt, 
Alte Elbgaustraße 12, 22523 Hamburg, Öffnungszeiten: je-
den 2. und 4. Mittwoch im Monat, 9–12 Uhr. Nächste Termine:  
8. und 22. Juli sowie 12. und 26. August.

•	 SoVD-Beratungszentrum Bergedorf im DGB-Gewerkschaftszent-
rum, Serrahnstraße 1, 21029 Hamburg, Öffnungszeit: Fr. 10–12 Uhr.

Jetzt auch online! Mit unserem Online-Assistenz-System 
SoVDigital begleiten wir Sie 24 / 7 zur passenden Sozialleistung – 
von der Anspruchsprüfung hin zum fertigen Antrag auf Wohngeld, 
Bürgergeld oder Grundsicherung und mehr. Alle Infos dazu unter: 
www.sovd-hh.de/sovdigital.

Derzeit sorgt ein vierköpfiges Team dafür, dass „der Laden läuft“, 
aber es braucht mehr. Wer also Spaß am Verkaufen hat, gerne auf-
räumt und ein- bis dreimal in der Woche einige Stunden mit Men-
schen zusammenkommen möchte, der*die kann zu den Öffnungs-
zeiten bei Cappello vorbeischauen und sich direkt vor Ort melden. 

Für den SoVD Hamburg ist klar, dass es weitergehen muss: „In 
diesem Sozialkaufhaus findet man alles, was man zum Leben 
braucht: Kleidung für Groß und Klein, Geschirr, Schmuck, Töpfe 
oder Toaster – und das zu ganz günstigen Preisen“, sagt SoVD-Lan-
deschef Klaus Wicher dazu. „Einerseits geben wir gut Erhaltenes 
weiter, das schont Umwelt und Portmonee. Andererseits helfen wir 
Menschen, die sich nicht immer alles leisten können.“ 

Unterstützen Sie die gute Sache, das freundliche Team freut sich 
auf Sie! Interessierte melden sich beim Cappello Sozialkaufhaus, 
Bornheide 76 (gelbes Haus), montags 12 bis 16 Uhr, mittwochs 10 
bis 15 Uhr und freitags 12 bis 15 Uhr, Tel.: 040 / 35 77 28 80.

Lust auf Engagement?
SoVD-Sozialkaufhaus Cappello sucht Unterstützung

Gesucht sind mehr Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren 
möchten! Ohne freiwillige Helfer*innen kommt nun mal kein Sozi-
alkaufhaus aus. Auch bei Cappello am Osdorfer Born werden noch 
helfende Hände benötigt. 

Sozialrechtsberatung

Neuer hauptamtlicher Vorstand
Ab Juli 2026 hat der Hamburger SoVD-Landesverband jetzt einen hauptamtlichen Vorstand. Mit Dr. 

Sally Peters und Mathias Mollenhauer übernehmen zwei erfahrene Führungskräfte die Verantwortung 
für die künftige Arbeit im SoVD Hamburg. Im neu gegründeten Landesverbandsrat wird der bisherige 
Landesvorsitzende Klaus Wicher den Vorsitz übernehmen.

Dr. Sally Peters wird Spreche-
rin des Vorstandes und ist unter 
anderem für die Außenkontakte 
sowie Marketing, Pressearbeit 
und Weiterentwicklung der 
sozialpolitischen Ansätze im 
SoVD Hamburg verantwortlich. 

Seit vielen Jahren beschäf-
tigt sich die Sozialpädagogin 
bereits mit so-
zialen Fragen 
und Beratung 
in schwierigen 
Lebenslagen. 
Ihre Doktorarbeit schrieb sie 
zum Thema Armut und Über-
schuldung junger Erwachsener. 
Als Schuldner- und Insolvenz-
beraterin hat sie nach dem 
Studium erlebt, wie schnell 
Menschen durch Krankheit, 
Trennung, steigende Kosten 
oder andere Krisen unter Druck 
geraten können und wie wich-
tig Unterstützung und verlässli-
che Beratung sind. 

Zuletzt leitete die heute 
37-Jährige als Geschäftsführen-
de Direktorin das gemeinnützi-
ge Institut für Finanzdienstleis-
tungen (iff), das zum Beispiel 
untersucht, warum bestimmte 
Gruppen im Finanzsystem be-
nachteiligt werden. Im Hambur-
ger Spendenparlament ist die 

Mutter zweier 
Söhne seit vier 
Jahren Mitglied 
des Präsidiums. 

„Sinnstiften-
de Aufgaben und der Einsatz 
für soziale Gerechtigkeit haben 
mich stets besonders motiviert“, 
sagt Peters. Die 
B e w e r b u n g 
beim SoVD 
Hamburg lag 
nahe. „Für mich 
ist es eine große Ehre, künftig 
Teil des Teams zu sein, weil der 
SoVD Menschen mit seiner Be-
ratung ganz konkret im Alltag 
unterstützt und zugleich sozial-
politisch eine starke Stimme für 
mehr soziale Gerechtigkeit und 
Teilhabe ist.“ 

Der weitere Vorstand, Mathi-
as Mollenhauer, wird alle Tä-
tigkeiten übernehmen, die mit 
der Verwaltung des Verbandes 
zu tun haben. Als großen und 
wichtigen Bereich leitet er 
bereits seit dem Ausscheiden 
von Karin Wöhrmann die Sozi-
alrechtsabteilung. Der 62-jäh-
rige Volljurist ist Vater zweier 

Töchter und eines Sohnes und 
schon seit drei Jahren in verant-
wortlicher Position beim SoVD 
Hamburg tätig. Vorher arbeitete 
er unter anderem als Geschäfts-
führer beim Sozialverband VdK 
Thüringen und beim Bauern-
verband Niedersachsen. 

Auf die gemeinsame Arbeit 
mit Peters freut sich Mollen-
hauer: „Meine Kollegin bringt 
frischen Wind in den SoVD 
Hamburg, da bin ich mir ganz 
sicher. Um künftig zum Beispiel 
auch mehr jüngere Menschen 
für den Verband zu begeistern, 
ist sie genau die Richtige.“ 

Auch Landes-
chef Klaus Wi-
cher freut sich 
über das neue 
Führungsteam 

und auf die Zusammenarbeit: 
„Wir wünschen Sally und Mathi-
as einen guten Start und werden 
beide tatkräftig unterstützen.“

Wichtige Personalien und veränderte Führungsstrukturen im SoVD Hamburg

Dr. Sally Peters
Foto: privat

Digitale Teilhabe umsetzen
Der Hamburger Ratschlag war zu Gast bei der Umweltsenatorin und 2. Bürgermeisterin Katharina 

Fegebank (Bündnis 90 / Die Grünen). In Vertretung für alle Mitglieder des Ratschlages übergaben 
der SoVD-Landesvorsitzende Klaus Wicher, SoVD-Landesfrauensprecherin Susanne Langhagel und 
Karsten Weitzenegger (Sustainable Development Solutions) Empfehlungen zur digitalen Teilhabe.

Es waren die Ergebnisse des 
14. Treffens des Hamburger 
Ratschlages im April im Ge-
werkschaftshaus am Besenbin-
derhof. Im Zentrum des Treffens 
hatte das Thema digitale Teil-
habe und deren Umsetzung in 
Verwaltung und Stadtgesell-
schaft gestanden. Die dabei 
entwickelten neun Empfeh-
lungen sollen dem Senat Hil-
festellung bei der Umsetzung 
der Nachhaltigkeitsziele der 
UN-Agenda 2030 geben.

Die Ergebnisse und Empfeh-
lungen gibt es als Broschüre auf 
der Website: www.sovd-hh.de/
news-service/publikationen-
ratgeber-broschueren/sozial-
staat-und-sozialpolitik. 

Empfehlungen des Hamburger Ratschlages an den Senat überreicht

V. li.: Klaus Wicher, Umweltsenatorin Katharina Fegebank, Karsten 
Weitzenegger und Susanne Langhagel mit der Broschüre zur bes-
seren digitalen Teilhabe.

Foto: Nachhaltigkeitsforum / SoVD Hamburg

Mathias Mollenhauer
Foto: Henning Schacht

Podcast: Wohnungsnot
„Zusammenrücken oder draufzahlen – Wohnungsnot in Ham-

burg“ ist das Thema des neuen SoVD-Podcasts. Dass tausende 
bezahlbare Wohnungen fehlen, ist kein Geheimnis. Wie leben 
die Menschen in der Stadt? Wo 
wird mit der Not Profit gemacht? 
Und was passiert, wenn man mit 
der Miete im Verzug ist? Im Ge-
spräch mit Klaus Wicher und 
Susanne Rahlf erklärt Dr. Rolf 
Bosse, Vorsitzender des Mieter-
vereins zu Hamburg, warum In-
dexmieten nicht besonders so-
zial und möblierte Wohnungen 
ihm ein Dorn im Auge sind. 

Alle Podcast-Folgen findet 
man unter: www.sovd-hh.de/
news-service/sovd-podcast. Dr. Rolf Bosse

Foto: Mieterverein zu Hamburg
„Einsatz für  

soziale Gerechtigkeit  
ist motivierend“

„Der SoVD unterstützt 
ganz konkret und  

ist eine starke Stimme“
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Soziales 
im Blick

Alle acht Ausgezeichneten, vorne Kerstin Römer, beim Gruppenfoto 
mit dem Ministerpräsidenten (2. v. re.).

Ministerpräsident Sven Schulze 
übergibt Kerstin Römer das 
Bundesverdienstkreuz.

Die Anwesenden erfuhren wichtige Neuigkeiten aus dem Verband.

Im Präsidium hatten Platz genommen (v. li.): Herbert Bohlmann, 
Holger Güssau, Frank Biester und Jörn Sanftleben.

Fotos: Monika Lück

Ministerpräsident Sven 
Schulze (CDU) führte in seiner 
Laudatio aus, dass Kerstin Rö-
mer diese Auszeichnung in An-
erkennung ihres verdienstvol-
len Ehrenamtes im SoVD sowie 
ihres Einsatzes für Menschen 
mit Behinderungen in Halber-
stadt und im Landkreis Harz 
verliehen werde. Als geborene 
Halberstädterin sei ihr daran 
gelegen, den Zusammenhalt zu 
stärken und die Lebensqualität 
für alle Einwohner*innen zu er-
höhen. Dieses gelinge nur mit 
Barrierefreiheit und Inklusion.

Der Landesvorstand Mittel-
deutschland gratuliert ihr ganz 
herzlich zu dieser Auszeichnung 
und wünscht ihr auch weiterhin 
Gesundheit und Schaffenskraft.

Bundesverdienstkreuz
für Kerstin Römer

Hohe Auszeichnung für SoVD-Landesvorsitzende

Sachsen-Anhalt   In einer Feierstunde am 7. Mai verlieh Minister-
präsident Sven Schulze acht verdienstvollen Persönlichkeiten in 
der Staatskanzlei Magdeburg im Namen des Bundespräsidenten 
das Bundesverdienstkreuz am Bande. Eine der Geehrten war die 
SoVD-Landesvorsitzende Mitteldeutschland, Kerstin Römer.

Finanziell stabil aufgestellt
Sachsen-Anhalt   Zur Landesvorstandssitzung des SoVD Mitteldeutschland begrüßte der 2. stellver-

tretende Landesvorsitzende Jörn Sanftleben die Vorstände und Mitglieder der Kreisverbände sowie 
die per Videoschaltung teilnehmende 1. Landesvorsitzende Kerstin Römer, Joachim Heinrich, den Vor-
sitzenden des Sozialpolitischen Ausschusses, und Marco Schick vom Landesverband Niedersachsen.

Nach der Begrüßung sprrach 
Rainer Erdmann, Geschäfts-
führer des BBW Stendal, ein 
Grußwort. Er berichtete dar-
in über die aktuelle Situation 
am Berufsbildungswerk und 
bezeichnete sie als stabil. Po-
sitiv hob er hervor, dass die An-
zahl der Plätze für geflüchtete 
Teilnehmer*innen von 12 auf 20 
erhöht werden konnte. Außer-
dem gibt es das neue Angebot 
„Trainingswohnen“. Hier beglei-
tet das BBW junge Erwachsene 
auf dem Weg in die Selbststän-
digkeit. In der zurückliegenden 
Zeit gab es einige Investitionen 
im BBW, wie die Instandhaltung 
der Gebäude und des Fuhrparks. 

Auf der Tagesordnung stan-
den außerdem die aktuelle fi-
nanzielle Situation des Landes-
verbandes, Informationen zur 
Sozialpolitik und Landesfrau-
enarbeit, die neuen Richtlinien 
des Bundesverbandes zu den 
anstehenden Kreisverbandsta-
gungen 2027 sowie eine Schu-
lung zur SoVD-App.

Landesgeschäftsführer Hol-
ger Güssau und Landesschatz-
meister Herbert Bohlmann ga-
ben einen Überblick über die 
aktuelle, sehr gute finanzielle 
Situation. Es konnten Rückla-
gen gebildet werden. Positiv 
hob Güssau hervor, dass die 
Mitgliederzahlen im Landes-
verband steigen. 

Dr. Karsten Lippmann infor-
mierte im Auftrag von Joachim 
Heinrich über die aktuelle So-
zialpolitik. Gegenwärtig gibt es 
viele Eingriffe in den Sozial-
staat. Die angestrebten Refor-
men bedeuten hauptsächlich 
Kürzungen und weitere Belas-
tungen für die Bürger*innen. 

Alle Zeichen stehen auf Sozial-
abbau.

Regelmäßig verfasst Joachim 
Heinrich Pressemitteilungen 
zu aktuellen Themen, die zum 
Beispiel die Rente oder die 
Gesundheitspolitik der Bun-
desregierung betreffen. Diese 
werden in der Verbandszeitung 
und auf der Homepage des Lan-
desverbandes veröffentlicht.

Landesfrauensprecherin Mo-
nika Lück berichtete über die 
Arbeit des Landesfrauenaus-
schusses. 2025 nahmen seien 
Mitglieder an Veranstaltungen 
wie dem Spaziergang am Inter-
nationalen Tag gegen Gewalt an 
Frauen mit anschließender Le-
sung teil oder auch an der Ein-
weihung einer Orangenen Bank 
in Magdeburg in unmittelbarer 
Nähe des Ortes, an dem 2025 
ein Mann auf offener Straße 
seine Frau getötet hatte. 2026 
fanden bisher die Mahnwache 
vor der Johanniskirche, die In-
ternationale Tanzaktion am 14. 
Februar, der Equal Pay Day, der 

Weltfrauentag, eine öffentliche 
Kundgebung zum Thema „Ge-
nug ist genug. Ohne uns Frauen 
steht alles still“ sowie die Teil-
nahme am Tag der offenen Tür 
im BBW Stendal statt.

Im Oktober vergangenen 
Jahres hat der Landesverband 
Mitteldeutschland die SoVD-
App vom Landesverband Nie-
dersachsen erworben. Marco 
Schick, Mitarbeiter der IT Nie-
dersachsen, stellte die App vor 
und erklärte bei einem Durch-
lauf wichtige Schritte zur Nut-
zung. Zudem informierte er, 
dass der SoVD Niedersachsen 
auch Online-Schulungen ange-
bietet. Im Anschluss beantwor-
tete er Fragen. 

Abschließend gab es wichti-
ge Informationen zur Verbands-
arbeit und den Richtlinien des 
Bundesverbandes zu den an-
stehenden Kreisverbandsta-
gungen. Zukünftig wird es nur 
noch Regional- und Ortsverbän-
de geben, jedoch keine Kreis-
verbände. Begründet ist dies 
unter anderem damit, dass es 
es viele kleine Kreisverbände 
gibt, die keinen Vorstand mehr 
bilden können. Zudem gibt es 
eine neue Satzung für die Glie-
derungen der rechtlich nicht 
selbstständigen Landesverbän-
de. Hierzu wird der Landesver-
band in den nächsten Wochen 
Gespräche mit den Verantwort-
lichen in den Kreisverbänden 
führen.

Nachdem für die Landesver-
bandstagung am 11. Mai der 
Delegiertenschlüssel festge-
legt wurde, endete der Tag mit 
einem Mittagessen. 

Landesvorstandssitzung mit positivem Resümee zur Situation des Landesverbandes

Fotos: Staatskanzlei Sachsen-Anhalt

Bürokratie-Melder
Die Landesregierung Thüringen bietet allen Bürger*innen 

die Möglichkeit, als zu kompliziert empfundene Verwaltungs-
vorgänge im Bürokratie-Melder anzugeben, um bürokratische 
Vorgänge zu vereinfachen. 

Die Webseite unter: https://thueringen.de/buerokratiemelder 
fordert auf: „Teilen Sie uns Ihre Vorschläge zum Abbau von 
Bürokratie mit. Insbesondere interessieren uns konkrete Vor-
schläge zur Vereinfachung oder Abschaffung von Rechtsvor-
schriften. Aber auch Erfahrungen mit langwierigen Antragsver-
fahren, unklaren Zuständigkeiten, komplizierten Formularen 
oder mangelnder Zusammenarbeit zwischen Behörden inter-
essieren uns – jeder Hinweis zählt!“

Wichtiger Hinweis: Individuelle Anliegen werden auf diesem 
Portal nicht bearbeitet!

Quelle: Landesregierung Thüringen
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Landesgeschäftsstelle
Moritzstraße 2 F, 39124 Mag-

deburg, Tel.: 0391 / 25 38 897, 
Fax: 0391 / 25 38 898. Sprech-
zeiten (nur nach telefonischer 
Vereinbarung) montags bis 
donnerstags 9–15 Uhr und frei-
tags 9–13 Uhr.

Geschäftsstelle Leipzig
Holzhäuser Straße 124,  

dritte Etage, 04299 Leipzig-
Stötteritz, barrierefreier Zugang. 
Beratungstermine nur nach  
telefonischer Vereinbarung 
über die Landesgeschäftsstel-
le in Magdeburg, Tel.: 0391 /  
25 38 897.

Sachsen
Sozialberatung

Sprechstunden siehe Thürin-
gen.

Sachsen-Anhalt
Sozialberatung

Sprechstunden siehe Landes-
geschäftsstelle in Magdeburg.

Kreisverband Altmark Ost
Werner-Seelenbinder-Stra-

ße 2–4, 39576 Stendal, Tel.: 
03931 / 54 50. Sprechstunden: 
jeden ersten und dritten Don-
nerstag im Monat, 10–12 Uhr.

Kreisverband 
Anhalt-Bitterfeld

Bitte an die Landesgeschäfts-
stelle in Magdeburg wenden.

Kreisverband
Burgenlandkreis

Selbsthilfekontaktstelle im 
Burgenlandkreis, Am Kalk-
tor 5, 06712 Zeitz. Termin-
vereinbarung mit dem Kreis-
vorsitzenden Frank Biester, 
Tel.: 034443 / 59 99 50, Fax: 
034443 / 59 99 49, E-Mail: 
blk@sovd-mitteldeutschland.
de.

Kreisverband 
Halle (Saale) / Saalkreis

Wilhelm-von-Klewitz-Straße 
11, 06132 Halle, Tel.: 0345 / 
77 48 246. Sprechzeit: diens-
tags 9–12 Uhr.

Kreisverband Halberstadt
AWO (barrierefrei), Friedens-

straße 27, 38820 Halberstadt, 
Tel.: 0151 / 57 38 92 71, E-Mail: 
sovd.hbs@gmx.de. Sprechzeit: 
mittwochs 16–18 Uhr.

Kreisverband Klötze
Straße der Jugend 6, 38486 

Klötze, Tel.: 03909 / 41 814. 
Sprechzeit: dienstags 8–12 Uhr.

Kreisverbände Magdeburg, 
Sangerhausen und Zerbst

Termine über die Landesge-
schäftsstelle in Magdeburg.

Kreisverband Mittelelbe
Lindenstraße 5, 39307 Gen- 

thin. Sprechzeit: jeden ersten 
Dienstag im Monat, 10–12 Uhr.

Bei dringenden Angelegen-
heiten kontaktieren Sie den 
Vorsitzenden Jörn Sanftleben 
unter Tel.: 0151 / 21 89 64 57 
oder Monika Lück unter Tel.: 
0162 / 47 17 156.

Kreisverband Oschersleben
Schöninger Straße 11, 39387 

Oschersleben, Tel.: 0391 / 
25 38 897. Sprechzeiten nach 
Absprache, jeden letzten Mitt-

Sprechstunden in Mitteldeutschland

woch im Quartal, 10–11.30 Uhr.

Kreisverband Quedlinburg
Café zum Freimaurer (barri-

erefrei), Heiligegeiststraße 10, 
06484 Quedlinburg. Sprech-
zeit: jeden ersten Donnerstag 
im Monat, 14–16 Uhr. 

Andere Termine und Tele-
fonberatung: 03946 / 70 61 08 
(Vorsitzender), 03946 / 34 86 
(Rentenberatung).

Kreisverband Salzwedel
Am Schulwall 1, 29410 

Salzwedel, Tel.: 03901 / 65 888. 
Sprechzeiten: dienstags 9–12 
und 14–16 Uhr.

Kreisverband Schönebeck
Otto-Kohle-Straße 23, 39218 

Schönebeck, Tel.: 03928 / 
70 20 20. Sprechzeit: dienstags 
9–12 Uhr und nach Absprache.

Kreisverband Wernigerode
Vom 1.7. bis zum 3.8. ist das 

Büro wegen Urlaub geschlos-
sen. Heltauer Platz 1, 38855 
Wernigerode. Sprechstunden: 
jeden zweiten, dritten und 

vierten Dienstag im Monat, 
16–18 Uhr, sowie nach Ver-
einbarung. Anmeldung erbe-
ten unter Tel.: 03943 / 63 26 31 
oder per E-Mail an: info@sovd- 
wernigerode.de.

Kreisverband Wanzleben
Am Markt 20, 39164 Wanz-

leben, Tel.: 039209 / 60 366. 
Sprechstunde: dienstags 
9–11.30 Uhr.

Thüringen
Sozialberatung

Magdeburger  Allee  138,  99086 
Erfurt, Tel.: 0361 / 79 07 90 07, 
Fax: 0361 / 79 07 90 06, E-Mail: 
info@sovd-thue.de. Sprech-
zeiten: jeden Montag und 
Donnerstag 10–15 Uhr, eine 
Terminvereinbarung ist erfor-
derlich.

Kreisverband 
Thüringen Mitte, West
Ortsverbände Apolda, Erfurt, 
Schmalkalden, Mühlhausen 
und Nordhausen

Sprechstunden siehe Thürin-
gen.

Grafik: sester1848 / Adobe Stock

Kreisverband QuedlinburgKreisverband Wernigerode Kreisverband Wernigerode

Kreisverband Wernigerode
Getreu dem Motto „Gemein-

sam statt einsam“ hatte der 
Kreisverband seine Mitglieder 
für den 12. Mai zu einer Bil-
dungsfahrt nach Leipzig einge-
laden. Der Himmel blieb zwar 
den ganzen Tag lang grau  und 
wolkenverhangen, aber das tat 
der guten Stimmung der Grup-
pe keinen Abbruch.

Ziel der Reise war die Pa-
noramaausstellung Antarktis in 
Leipzig. Die 360-Grad-Panora-
men des Künstlers Yadegar Asi-
si schaffen Bildweiten, die aus 

der Zweidimensionalität aus-
brechen und sich zu Kunsträu-
men monumentalen Ausma-
ßes ausweiten. Das ehemalige 
Gasometer von Leipzig bietet 
eine kreisrunde Leinwand für 
dieses Kunstwerk, welches 
weder Anfang noch Ende hat.  
Das Antarktis-Panorama zeigt 
eine Welt am Südpolarkreis, 
wo Felsen, Gletscherkanten 
und Meer aufeinandertreffen. 
Die Betrachter*innen stehen in 
der Mitte. Spezielle Musik und 
Soundeffekte sowie wechseln-
de Lichteffekte erwecken das 

Aus den Orts- und Kreisverbänden

Kunstwerk zum Leben. Mit gro-
ßem Interesse verfolgten die 
Wernigeröder*innen die wis-
senschaftlichen Ausführungen. 

Anschließend ging die Reise 
weiter zum Störmthaler See, an 
dem das Fahrgastschiff „Wach-
au“ zur Rundfahrt bereit stand. 
Danach ging es wieder zurück 
nach Wernigerode.

Das Feedback der Mitglieder 
war eindeutig: Der Ausflug hat 
ihnen super gefallen und sie 
äußerten den Wunsch, bald 
wieder eine gemeinsame Fahrt 
zu unternehmen. „Der besonde-

re Dank gilt der Organisatorin 
Ingrid Arndt vom Vorstand und 
dem Busfahrer“, fügte Kreisvor-
sitzende Birgit Jungtorius hinzu.

Kreisverband Quedlinburg
Am Tag der Gesundheit der 

Stadt Quedlinburg nahmen 
Vereine, Institutionen sowie 
der SoVD-Kreisverband mit ei-
nem Infostand teil (s. Foto, das 
Team v. li.: Ingrid Große, Gert 
Wegener, Edgar Schubert, Conny 
Rath sowie ein Gast aus Baden 
Württemberg, der sich mit dem 
Standteam austauschte. Nicht im 

Bild ist Udo Große). Am SoVD-
Stand fanden viele Gespräche 
mit Passant*innen statt. Unter 
den Besucher*innen war auch 
ein Urlauber aus Baden-Würt-
temberg, der sich – obwohl Mit-
glied im VdK – gerne  mit dem 
Standteam austauschte. Das In-
teresse war groß, aber traf im-
mer wieder auf Menschen, die 
den SoVD noch nicht kannten. 
„Daher wollen wir in Zukunft 
alles daran setzen, unseren Ver-
band bekannter zu machen“, zog 
Kreisvorsitzender Gert Wegener 
daraus seine Schlussfolgerung.



Die SoVD-Delegation konnte viele Fragen zu sozialrechtlichen Themen beantworten.

(V. li.): Gabriele Mehl und die Vorsitzende Marianne Kohlbecher 
im Austausch.

Die Zusammenkünfte stärken 
das Gemeinschaftsgefühl.

Einen besonderen Höhepunkt 
bildete der historische Rück-
blick von Vorstandsmitglied An-
negret Loycke. Mit spürbarer Be-
geisterung führte sie durch die 
Geschichte des Verbandes und 
präsentierte dazu zusammen-
getragene Fakten und Fotos.

Die Wurzeln des Sozialver-
bandes reichen weit zurück: 

Bereits 1917 wurde der Reichs-
bund der Kriegsbeschädigten, 
Kriegsteilnehmer und Kriegs-
hinterbliebenen als Vorläufer 
des SoVD gegründet, 1933 je-
doch aufgrund der politischen 
Verhältnisse wieder aufgelöst.

In Röbel entstand der Orts-
verband am 14. November 
1990 – damals noch unter 
dem Namen Reichsbund. Un-
ter einfachsten Bedingungen 
wurden ehrenamtliche Struk-
turen aufgebaut: Es fanden 
sich nicht nur Kriegsopfer und 
Hinterbliebene in dieser neuen 
Gemeinschaft zusammen, son-
dern auch Altersrentner*innen, 
Rentenanwärter*innen und an-
dere Interessierte.

Anfangs fehlten Möbel, Ma-
terialien und Infrastruktur, und 
es musste viel improvisiert wer-
den. Umso größer war der Zu-
sammenhalt – und gerade die-
ses Gemeinschaftsgefühl ließ 
die Mitgliederzahl des Ortsver-
bandes anwachsen.

Im Jahr 2000 erfolgte die 

Umbenennung zum Sozialver-
band Deutschland e. V. (SoVD) 
mit dem Zusatz „Reichsbund 
gegründet 1917“. Einen ersten 
Raum fand man im Keller der 
AWO-Kita am Mühlentor, ohne 
Technik und Telefon. Danach zog 
der Ortsverband in die Räum-
lichkeiten des Engelschen Ho-
fes um. Am 1. September 2010, 
zum 20-jährigen Bestehen, fand 
der Ortsverband neue Räum-
lichkeiten im Jugendhaus.

Nach Auflösung der Kreisver-
bände Waren und Neubranden-
burg kamen zu den Mitgliedern 
des Altkreises Röbel 192 So-
VD-Mitglieder dazu. Trotz aller 
Erfolge wurden auch Heraus-
forderungen benannt: Der Ein-
zugsbereich des Kreisverbandes 
Müritz ist deutlich gewachsen, 
wodurch das Miteinander teil-
weise unpersönlicher geworden 
ist. Eine stärkere Unterstützung 
durch die Geschäftsstelle des 
Landesverbandes wäre wün-
schenswert. Auch hier mache 
sich der Personalmangel be-

merkbar.
Aktuell zählt der SoVD 256 

Mitglieder (Stand Dezember 
2025), davon 64 im Ortsverband 
Röbel.

Mit Blick auf die im März 2027 
anstehende Vorstandswahl soll 
die Nachfolge der*des Vorsit-
zenden frühzeitig und sorgfältig 
vorbereitet werden. Wie wichtig 
dabei ein starkes Miteinander 
ist, unterstrich auch Annema-
rie Mitschke aus Vipperow, die 
2024 für ihre langjährige Mit-

Rund 20 Mitglieder und Gaste kamen kurzlich in der Begegnungsstatte am Gotthunskamp zu-
sammen, um das 35-jahrige Bestehen des SoVD zu würdigen. Die Vorsitzende Marianne Kohlbecher 
eröffnete die Veranstaltung und begrüßte die Anwesenden zu einem Nachmittag voller Erinnerungen 
und Austausch.

Wachstum durch starkes Gemeinschaftsgefühl
Vom Ortsverband Röbel zum Kreisverband Müritz: Historischer Rückblick auf 35 Jahre SoVD in der Region

gliedschaft geehrt wurde. Sie 
betonte die Bedeutung der Ge-
meinschaft: das gegenseitige 
Auffangen, Helfen und Zusam-
menhalten – gerade vor dem 
Hintergrund ihrer eigenen be-
wegten Lebensgeschichte.

Wer Anschluss, Austausch und 
verlässliche Hilfe sucht, ist im 
SoVD genau richtig – neue Mit-
glieder sind jederzeit herzlich 
willkommen. Kontakt: Jugend-
haus Röbel, Predigerstraße 12, 
Tel.: 039931 / 12 96 17.

Über Sozialthemen informiert
Am 12. Mai folgte der Kreisvorstand Rostock / Bad Doberan der Einladung einer Krebs-Selbsthilfe-

gruppe aus Rostock. Frau Lupke, die Vorsitzende der Selbsthilfegruppe, empfing die SoVDler*innen 
im Foyer der Neptunschwimmhalle bei Kaffee und Kuchen. 

Vom Kreisvorstand des SoVD 
waren Uwe Wernicke sowie Ul-
rike und Bernd Memmener bei 
dem Treffen anwesend. Von der 
Landesgeschäftsstelle, Fachbe-
reich Sozialrecht, war Doreen 
Rauch mit dabei. 

Nach kurzer Vorstellung und 

SoVD-Kreisverband Rostock / Bad Doberan besuchte Selbsthilfegruppe

„Hitze ist für viele Menschen in Mecklenburg-Vorpommern 
längst eine konkrete Belastung – zu Hause, am Arbeitsplatz und 
in der Pflege“, sagt Claudia Engel, Nachhaltigkeitskoordinatorin 
der AOK Nordost. „Besonders ältere, chronisch kranke und pflege-
bedürftige Menschen brauchen verständliche Informationen und 
verlässliche Unterstützung.“ 

Ein besonderer Fokus der AOK Nordost liegt auf Menschen, die 
Angehörige zu Hause pflegen. Über das Programm „Pflege in Fa-
milien fördern – PfiFf“ unterstützt die Gesundheitskasse pflegende 
Angehörige, Freunde und Nachbar*innen dabei, Hitzeschutz in der 
häuslichen Pflege mitzudenken. Dafür steht ein Themenblatt zum 
Hitzeschutz in deutscher und türkischer Sprache zur Verfügung.

„Hitzeschutz beginnt nicht erst im Notfall“, sagt Anne Kaeks, Lei-
terin der AOK Pflege Akademie. „Angehörige, Nachbar*innen oder 
Freunde, die Pflege übernehmen, brauchen kurze, gut verständli-
che Hinweise, um gesundheitliche Risiken frühzeitig zu erkennen 
und wirksam vorzubeugen. Genau hier setzt das PfiFf-Themenblatt 
zum Verhalten bei Hitze an.“

Die AOK empfiehlt, Hitzewarnungen des Deutschen Wetterdiens-
tes ernst zu nehmen und den Alltag entsprechend anzupassen. 
Persönliche Fragen von Versicherten beantwortet zudem das me-
dizinische Hitzetelefon von AOK-Clarimedis unter der kostenfreien 
Telefonnummer 0800 / 12 65 265. Das Hitzetelefon ist täglich rund 
um die Uhr erreichbar. 			        Quelle: AOK Nordost

Gesundheitsrisiko Hitze
AOK Nordost fordert zu mehr Aufklärung auf

Im Binnenland von Mecklenburg-Vorpommern wurden in heißen 
Jahren bis zu 19 Hitzetage mit Temperaturen über 30 Grad ge-
messen. Die  AOK Nordost weist auf die gesundheitlichen Risiken 
solcher Hitzetage hin.

Einführung beider Gruppen 
informierte Rauch die Anwe-
senden über die Patientenver-
fügung, die Vorsorgevollmacht 
und über die Betreuungsver-
fügung. Zwischendurch wur-
den Fragen gestellt, die sofort 
beantwortet werden konnten. 

Darunter waren auch spezi-
elle Fragen zum Beispiel zum 
Sterben auf Verlangen. Weitere 
Fragen betrafen die Pflege und 
warum eine Betreuungsverfü-
gung sehr wichtig ist. Es wurde 
vereinbart, in Zukunft ein wei-
teres Treffen zu organisieren.

Landesverband
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Kreisverband Greifswald: Makarenkostraße 9 b, 17491 Greifs-
wald, Tel.: 03834 / 84 04 88.

Kreisverband Güstrow: Friedrich-Engels-Straße 27, 18273 Güst-
row, Tel.: 03843 / 68 20 87.

Kreisverband Ludwigslust: Möllner Straße 30, 19230  
Hagenow, Tel.: 03883 / 51 01 75.

Kreisverband Müritz: Predigerstraße 12, 17207 Röbel, Tel.: 
039931 / 12 96 17.

Kreisverband Nordwestmecklenburg: Am Kirchplatz 5, 23936 
Grevesmühlen, Tel.: 03881 / 71 33 23.

Kreisverband Parchim: Ludwigsluster Straße 29, 19370 Parchim, 
Tel.: 03871 / 44 42 31.

Kreisverband Rostock: Henrik-Ibsen-Straße 20, 18106 Rostock, 
Tel.: 0381 / 76 96 130.

Kreisverband Rügen: Störtebeker Straße 30, 18528 Bergen /Rü-
gen, Tel.: 03838 / 20 34 81.

Kreisverband Schwerin: Mehrgenerationenhaus, 5. OG (hinter der 
Glastür rechts, erster Raum), Dreescher Markt 1, 19061 Schwerin,  
Tel.: 0385 / 20 09 03 48.

Kontakt

Rechtsberatung
Güstrow: 1.7. und 12.8., Grevesmühle: 15.7. und 19.8., Parchim: 

22.7. und 26.8. (Terminvereinbarung bitte über die Landesge-
schäftsstelle Rostock), Schwerin: 5.8. Es berät Doreen Rauch.

Bitte vereinbaren Sie Termine bei den Kreisverbänden zu den je-
weiligen Bürozeiten! Die Nummern stehen in der Rubrik „Kontakt“. 
Die Berater*innen sind auch außerhalb der Beratungszeit telefo-
nisch erreichbar; in den Kreisverbänden zu deren Öffnungszeiten 
und beim Landesverband unter Tel.: 0381 / 76 01 090, montags bis 
donnerstags 8–16 Uhr und freitags 8–12 Uhr.

Zur Vorbereitung gehörte auch 
putzen und kleinschneiden.

Nach getaner Arbeit genossen 
alle ihr selbst gekochtes Essen.

Viele Mitglieder waren gekommen, um informiert zu werden.

Die Vorsitzende Andrea Preuß- 
Borowsky moderierte.

Redner war Helmut Breitag vom 
Schweriner Seniorenbüro.

Alle Teilnehmer*innen wurden von den Gastgeberinnen des Re-
staurants „Natürlich Büttners“ sehr freundlich in Empfang genom-
men. Bei einem Gläschen Prosecco, einer kurzen Vorstellrunde und 
der Präsentation des Menüs startete die Vorbereitung der Speisen. 

Jede*r Teilnehmer*in bekam eine Aufgabe. Eine*r knetete den 
Nudelteig, ein*e andere*r war für das Dessert zuständig. Es war 
ein reges Treiben. Zwischendurch wurde probiert, eigene Rezepte 
ausgetauscht und Erfahrungen rund um die Zubereitung verschie-
dener Früchte und Zutaten geteilt. Die gemeinsame Zeit verging 
wie im Flug.

Den gelungenen Abschluss bildete das gemeinsame Essen, das 
allen Beteiligten hervorragend schmeckte. Der SoVD Greifswald 
bedankte sich herzlich bei dem Vorstand des Hauses der Begeg-
nung und freut sich schon auf das nächste Mal.

Gemeinsam mit Profis 
ein Menü gekocht

Kreisverband Greifswald beim Kochkurs

Das Haus der Begegnung in Greifswald bot den im Haus vertre-
tenen Vereinen die Möglichkeit, an einem kostenlosen Kochkurs 
mit Profiköchinnen teilzunehmen.  Am 5. Mai kamen auch sieben 
SoVD-Mitglieder in den Genuss.

„KI verstehen statt fürchten“
Zwischen Neugier und Skepsis: Kaum ein Thema bewegt derzeit so sehr wie die Künstliche In-

telligenz (KI). Ist sie eine hilfreiche Begleiter*in im Alltag – oder eine unterschätzte Gefahr? Unter 
genau dieser Fragestellung hielt der SoVD-Kreisverband Schwerin seine jüngste Veranstaltung ab.

Die Vorsitzende Andrea 
Preuß-Borowsky eröffnete den 
Abend und begrüßte neben 
den Mitgliedern auch zahlrei-
che Gäste sowie den Referenten 
Helmut Breitag vom Schweri-
ner Seniorenbüro. Als Technik-
botschafter und „Silver Surfer“ 
steht er für praxisnahe digitale 
Aufklärung – und das mit be-
sonderer Glaubwürdigkeit: So-
wohl die Vorsitzende als auch 
ihr Stellvertreter Karl-Heinz 
Müller haben ihre Ausbildung 
bei ihm absolviert.

Was dann folgte, war weit 
mehr als ein klassischer Vor-
trag. Eindrucksvoll und ver-
ständlich zeigte Breitag, wie 
tief Künstliche Intelligenz be-
reits im Alltag angekommen ist. 
Sie formuliert Texte, übersetzt 
Sprachen in Sekunden, fasst 
komplexe Inhalte verständlich 
zusammen und hilft bei ganz 
praktischen Fragen – vom pas-
senden Rezept bis zur Reisepla-
nung. Sie organisiert Termine, 
erinnert an Medikamente und 
beantwortet Fragen, die früher 
mühsam recherchiert werden 
mussten. Kurz: KI ist längst kein 
Zukunftsthema mehr, sondern 
ein Werkzeug, das bereits heute 
genutzt wird – oft, ohne dass es 
bewusst wahrgenommen wird.

Doch der Referent beließ es 
nicht bei den Chancen. Ebenso 
deutlich sprach er die Risiken 
an: täuschend echte Falschin-
formationen, undurchsichtige 
Datenverarbeitung und die 
wachsende Abhängigkeit von 
digitalen Systemen. Sein Ap-
pell: Technik verstehen, statt ihr 
blind zu vertrauen.

Dass dieser Impuls ankam, 
zeigte die anschließende Dis-
kussion. Engagiert, kritisch und 
offen tauschten sich die Teil-
nehmenden aus – ein lebendi-
ger Beweis dafür, wie sehr das 
Thema bewegt und wie groß 
der Wunsch ist, Schritt zu halten 
mit den Entwicklungen unserer 
Zeit.

Zum Abschluss lenkte Andrea 
Preuß-Borowsky den Blick be-
wusst auf konkrete Unterstüt-
zung vor Ort: Das Schweriner 
Seniorenbüro bietet zahlreiche 
Kurse rund um Smartphone, 
Laptop und auch Künstliche 
Intelligenz an – niedrigschwel-
lig, verständlich und ausdrück-
lich seniorengerecht. Niemand 
muss Berührungsängste haben, 
der Einstieg wird leicht ge-
macht.

Gleichzeitig stellte sie klar: 
Während es in Schwerin vie-
lerorts Kaffee- und Spielrunden 

als gesellige Treffpunkte gibt, 
setzt der SoVD-Kreisverband 
Schwerin bewusst einen ande-
ren Schwerpunkt. Seine Veran-
staltungen richten sich an alle, 
die sich informieren, weiterbil-
den und mit aktuellen Themen 
auseinandersetzen möchten.

Die Botschaft des Abends war 
damit eindeutig: Die Generation 
60+ will nicht stehen bleiben. 
Sie will verstehen, mitreden 
und mitgestalten. Und genau 
dafür schafft der SoVD-Kreis-
verband Schwerin den passen-
den Rahmen – mit Themen, die 
nicht nur informieren, sondern 
zum Weiterdenken anregen.

Vortrag über Künstliche Intelligenz im Kreisverband Schwerin

Die Renten in Deutsch-
land steigen zum 1. Juli um 
4,24 Prozent. Der Bundesrat 
stimmte am 12. Juni mit Un-
terstützung Mecklenburg-
Vorpommerns zu. 

„Das ist eine gute Nach-
richt für die rund 445.000 
Rentner*innen und bei uns in 
Mecklenburg-Vorpommern. 
Wer sein Leben lang gear-
beitet hat, muss im Alter 

auch eine auskömmliche Rente 
bekommen“, erklärte Minister-
präsidentin Manuela Schwesig 
(SPD). Das sei gerade in Zeiten 
steigender Preise wichtig.

„Ich habe großen Respekt vor 
allen, die nach der Friedlichen 
Revolution und der Deutschen 
Einheit unser Land unter oft 
schwierigen Bedingungen neu 
aufgebaut haben. Viele von 
Ihnen sind inzwischen im Ru-

hestand oder stehen kurz 
davor. Diese Generation hat 
Anerkennung und Respekt 
verdient“, sagte die Minister-
präsidentin weiter.

Die Landesregierung habe 
sich auf Bundesebene mit 
Erfolg dafür eingesetzt, dass 
es bis mindestens 2031 beim 
Rentenniveau von 48 Prozent 
bleibt. 		             Quelle: 

         Ministerpräsidentin  MV

Renten steigen ab Juli
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Wenn es um Gesundheit geht, 
orientieren sich Forschung, Dia-
gnostik und Therapie meistens 

noch immer am männlichen 
Körper. Dabei haben Frauen oft 
andere Symptome und Krank-

heitsverläufe – etwa bei einem 
Herzinfarkt. Die Folge: Diagno-
sen werden zu spät oder gar 

nicht gestellt. „Die sogenannte 
Gendermedizin rückt zwar zu-
nehmend in den Vordergrund, 
trotzdem fehlt es vor allem 
noch an entsprechenden Daten 
aus der Forschung“, sagt Dirk 
Swinke, Vorstandsvorsitzender 
des SoVD in Niedersachsen. Es 
müsse viel mehr Studien geben, 
die sich mit den Geschlechter-
unterschieden in der Medizin 
beschäftigen: „Nur, wenn es 
ausreichend Zahlen gibt, kön-
nen die Lücken geschlossen 
werden.“

Eine gravierende Folge der 
fehlenden Daten ist das so-
genannte „Medical Gasligh-
ting“. „Dabei werden betroffe-
ne Frauen trotz vorhandener 
Beschwerden und Symptome 
nicht ernstgenommen. Vieles 
wird mit psychosomatischen 
Ursachen abgetan“, erklärt 
Swinke. Das führe dazu, dass 
gerade Patientinnen häufig 
ohne Behandlung und Medika-

mente weggeschickt werden – 
etwa bei zyklischen Unterleibs-
schmerzen wie Endometriose. 
„Um für Frauen eine umfassen-
de medizinische Versorgung 
gewährleisten zu können, brau-
chen wir mehr Geld für die For-
schung, so dass die vorhandene 
Datenlücke geschlossen wird“, 
fordert der Vorstandsvorsitzen-
de. Zudem müsse auch medizi-
nisches Personal besser für die 
bestehenden Geschlechterun-
terschiede sensibilisiert wer-
den. Das sei schon in der Ausbil-
dung notwendig. „Es muss alles 
dafür getan werden, dass auch 
Frauen in Zukunft gleichwertig 
versorgt werden“, so Swinke ab-
schließend.

Übrigens: Der SoVD hat dazu 
eine Podcast-Folge veröffent-
licht. In „Frauen und Männer 
sind anders krank: Das müssen 
Sie dazu wissen“ erfahren Sie 
mehr zu dem Thema: https://
youtu.be/5TgqswEpFIM.

Da sich Körperbau und Stoffwechsel von Männern und Frauen unterscheiden, kann das auch Einfluss 
auf die Wirkweise von Medikamenten haben.

Foto: peopleimages.com / Adobe Stock

Frauen brauchen andere Versorgung als Männer
Nicht jeder Mensch ist gleich. Das wissen eigentlich alle. Wenn es aber um die medizinische Behandlung von Frauen und Männern geht, scheint das oft in Vergessenheit 

zu geraten. Denn: Weibliche Patient*innen zeigen bei verschiedenen Krankheiten oft andere Symptome als männliche. Diese Unterschiede werden aber noch immer zu 
selten berücksichtigt. Darauf weist der SoVD anlässlich des „Internationalen Tags der Frauengesundheit“ hin und fordert mehr Forschung und eine bessere Sensibilisie-
rung der Ärzt*innen.

Internationaler Tag der Frauengesundheit

„Bündnis starker Sozialstaat“ im Austausch mit Landespolitik
Im Dialog: Gemeinsam für mehr sozialen Zusammenhalt und einen starken Sozialstaat, der niemanden zurücklässt

Das Bündnis setzt sich ein für 
ein Rentenniveau, das den Le-
bensstandard sichert, tritt ein 
für ein entschiedenes Handeln 
gegen Kinderarmut, für bezahl-
baren Wohnraum, für existenz-
sichernde Löhne, für eine gute 
medizinische Versorgung, für 
eine verlässliche soziale Infra
struktur, für den Erhalt des 
Acht-Stunden-Arbeitstages, für 
mehr Unterstützung für junge 
Menschen ohne Ausbildung, 
für die Integration von Er-
werbslosen und für eine Blei-
beperspektive für Menschen, 
die vor Krieg, Verfolgung und 
den Folgen des Klimawandels 
geflohen sind.

Neben größeren öffentli-
chen Veranstaltungen, die die 
Bündnismitglieder gemeinsam 
organisieren, tauschen sich 
Vertreter*innen des Bündnis-
ses auch regelmäßig mit der 

Landespolitik aus und ver-
deutlichen die Forderungen 
des Bündnisses. Im Juni trafen 
sich Katharina Lorenz (SoVD in 
Niedersachsen), David Schulke 
(Caritas), Marco Brunotte (AWO),  
Lars Niggemeyer (DGB) und 
Frank Steinsiek (Lebenshilfe) 
mit dem Arbeitskreis Soziales, 
Bildung und Wissenschaft der 
Landtagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen. Es war ein kons-
truktives und intensives Ge-
spräch. Im Mittelpunkt des Aus-
tauschs stand die Frage, wie 
wir den Sozialstaat als Garant 
für eine demokratische Gesell-
schaft und gelebte Solidarität 
nachhaltig stärken können.

Dabei haben die Bünd- 
nispartner*innen ihre Forde-
rungen und Anliegen mit Nach-
druck eingebracht und deutlich 
gemacht, dass sozialer Zusam-
menhalt, Chancengerechtigkeit 

und ein verlässlicher Sozial-
staat unverzichtbare Grundla-
gen für eine starke Demokratie 
sind.

Für den 2. Oktober berei-
tet das Bündnis aktuell einen 
Kongress vor, bei dem auch 
eine Podiumsdiskussion mit 

Politiker*innen geplant ist. 
Weitere Details werden in der 
September-Ausgabe dieser 
Landesbeilage angekündigt.

Vor allem in den vergangenen Monaten wird der Sozialstaat auf unterschiedlichen Ebenen in Frage gestellt und angegriffen. Deshalb haben sich in Niedersachsen 
Gewerkschaften und Sozialverbände zum „Bündnis starker Sozialstaat“ zusammengeschlossen. Neben dem SoVD gehören dazu: die AWO Niedersachsen Landesarbeitsge-
meinschaft, der Paritätische Niedersachsen, die Diakonie in Niedersachsen, die Landesarmutskonferenz Niedersachsen, die Caritas in Niedersachsen, der Kinderschutzbund 
Niedersachsen, der SoVD, die Lebenshilfe, der Sozialverband VdK, der Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen, der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) und 
seine Mitgliedsgewerkschaften EVG, GdP, GEW, IG BAU, IGBCE, IG Metall, NGG und ver.di. Das Bündnis organisiert gemeinsam öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen – 
wie die Kundgebung „S.O.S. Sozialstaat!“ am Niedersächsischen Landtag (siehe auch Seite 10) – und führt regelmäßig Gespräche mit Politiker*innen.

Katharina Lorenz vom SoVD (vorne, 3.v.l.) mit Mitgliedern des Bündnisses und des Arbeitskreises 
Soziales der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Foto: Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Niedersachsen-Echo
Die Landesbeilage des SoVD in Niedersachsen
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Städte, Gemeinden und Landkreise prägen das Zusammenleben vor Ort und sichern zentrale Bedürfnisse wie bezahlbares Wohnen, 
verlässliche Mobilität und gut erreichbare soziale Angebote. Am 13. September wird in Niedersachsen bei der Kommunalwahl über 
die Zukunft vor Ort entschieden. Deshalb stellt der SoVD in Niedersachsen die Wahl in den Fokus seiner Kampagne „Für mehr Mitein-
ander“. Ehrenamtliche machen seit vielen Wochen mit vielfältigen Aktionen auf die Wahl aufmerksam und kommen mit Bürger*innen 
über ihre Wünsche für die Kommune ins Gespräch. Teil des Engagements ist auch eine Umfrage, deren Ergebnisse genutzt werden, um 
Forderungen an die Politik vor Ort zu verdeutlichen.

Austausch über gutes Leben und Teilhabe vor Ort
SoVD fragt: Was macht für Sie eine lebenswerte Kommune aus?

Einsparungen und spätere Zuschüsse bei Heimkosten, geringere Rentenbeiträge für pflegende 
Angehörige und strengere Maßstäbe bei der Pflegebedürftigkeit – mit einem umfangreichen Maß-
nahmenpaket soll die gesetzliche Pflegeversicherung finanziell zukunftsfest gemacht werden. 

Zahlen sollen das Pflege-
bedürftige und ihre Angehö-
rigen. „Doch ist das gerecht?“, 
fragt Heinz-Ulrich Kabrodt, 
Vorsitzender des SoVD-Kreis-
verbands Gifhorn. Er moniert 
die einseitige Belastung von 
Pflegebedürftigen und deren 
Angehörigen. 

Im Gegenzug verweist Kab-
rodt auf den jährlich erstellten 
„World Wealth Report“, eine 
Analyse des Beratungsunter-
nehmens Capgemini über pri-
vate Vermögen. Darin werden 
in Deutschland rund 1,78 Mil-
lionen Menschen der Gruppe 
der vermögenden Privatper-
sonen zugeordnet, ein Anstieg 
von 11 Prozent im Vergleich 
zu 2024. Es gibt also immer 
mehr Millionär*innen, im in-
ternationalen Vergleich liegt 
Deutschland damit auf Rang 
drei. „Natürlich müssen die So-
zialsysteme reformiert werden. 
Aber das allein auf dem Rücken 
der Pflegebedürftigen und ih-
rer Angehörigen abzuladen, 

passt nicht zusammen. Viele 
Heimbewohner haben bereits 
ihr gesamtes Erwerbsleben in 
die Sozialkassen eingezahlt, 
jetzt kommen weitere finan-
zielle Einbußen dazu,“ sagt 
Kabrodt und fügt hinzu: „Die 

Finanzierung unserer Sozial-
systeme ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und muss 
solidarisch von allen erfolgen, 
einschließlich Reichen, aber 
auch Beamten, Politikern und 
Unternehmern“.

Steigende finanzielle Belastung bei der Pflege
Gleichzeitig immer mehr vermögende Privatpersonen, kristisiert der SoVD Gifhorn

Foto: thodonal / Adobe Stock

Aus Sicht des SoVD ist die Pflege eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe.

Auf dem Stadtfest in Soltau 
waren Engagierte aus dem Vor-
stand des SoVD-Kreisverbands 
Heidekreis zwei Tage lang aktiv 
und kamen mit zahlreichen In-
teressierten ins Gespräch. SoVD- 
Aktive aus den Ortsverbänden 
Neuenkirchen und Soltau hat-
ten sich angeschlossen und un-
terstützten den Infostand des 
SoVD an beiden Tagen tatkräftig. 

In vielen Gesprächen konn-
te man deutlich erkennen, was 
die Menschen in den Kommu-
nen wirklich bewegt. Der SoVD 
wird die Rückmeldungen als 
Grundlage für den Austausch 
mit Politiker*innen vor Ort nut-
zen und mit Nachdruck klarma-
chen, was den Menschen wichtig 
ist. Hierzu bot das Stadtfest eine 
erste Gelegenheit, da auch der 
Soltauer Bürgermeister Karsten 
Brockmann den SoVD-Stand 
besuchte. Der Stand mit einem 
Glücksrad und vielen verschie-
denen Preisen und Informations-
broschüren zog auch viele junge 
Menschen an. 

Auch beim Lüneburger Stadt-
fest kamen SoVD-Aktive an ihrem 

Stand mit vielen Besucher*innen 
ins Gespräch und füllten mit ih-
nen gemeinsam die Fragebögen 
zur Kommunalwahl aus. Für die 
Region Lüneburg-Lüchow zeig-
ten die ersten Umfrageergebnis-
se, dass bezahlbarer Wohnraum 
für viele Menschen eines der 
drängendsten Themen ist. Die 
Befragten nannten außerdem 
vor allem eine gute Gesund-
heitsversorgung und Pflege vor 
Ort, verlässliche Mobilitätsange-
bote sowie attraktive öffentliche 
Angebote in den Bereichen Bil-
dung, Kultur und Freizeit. Auch 
mehr Bürgerbeteiligung spielte 
für viele eine wichtige Rolle.

„Wir möchten, dass die Men-
schen gerne Teil ihrer Kommune 
sind und die Politik sich dafür 
einsetzt, dass die Lebensbe-
dingungen für alle gut und ge-
recht sind“, sagt Margret Hennig 
vom Vorstandsteam des SoVD 
in Lüneburg-Lüchow. Mit der 
Kampagne will der SoVD soziale 
Themen stärker in den Fokus der 
Kommunalpolitik rücken und die 
Anliegen der Menschen vor Ort 
sichtbar machen.

SoVD-Engagierte im Heidekreis mit Stand-Besucher*innen.
Foto: Klaus Müller / SoVD Heidekreis

SoVD-Aktive bei der Aktion in Lüneburg.
Foto: SoVD Lüneburg-Lüchow

Neue Podcast-Folge zur Aktivrente
In der neuen Folge des SoVD- 

Podcasts „Kein Ponyhof“ klä-
ren wir die Frage: Was ist die 
Aktivrente? Anja Radike von 
der Vereinigten Lohnsteu-
erhilfe erklärt, wer davon 
profitieren kann, welche Vor-
aussetzungen gelten und wie 
Steuern sowie Sozialabgaben 
ins Spiel kommen.

Die Hosts Katharina Lorenz 
und Stefanie Jäkel diskutieren 
außerdem, ob die Aktivrente 
politisch sinnvoll ist und wel-
che Vor- oder Nachteile sie 
für verschiedene Lebenssi-

tuationen bietet. Spannende 
Praxis-Tipps, klare Begriffe 
statt Bürokratiejargon und 
eine ehrliche Einschätzung, 
wo sich der Blick auf die Zu-
kunft der Rente lohnt. Hören 
Sie jetzt rein!

„Kein Ponyhof“ ist auf allen 
gängigen Podcast-Plattfor-
men sowie im Internet unter 
www.sovd-nds.de/podcast 
abrufbar.

Dort finden Sie auch Folgen 
rund um die Themen Gesund-
heit, Behinderung, Pflege, 
Bürgergeld und Rente.

Wer profitiert – und wie sinnvoll ist sie wirklich?

Foto: Martin Bargiel / Layout: Steeeg GmbH

Einmal im Monat gibt es eine neue Folge des SoVD-Podcasts.

Sie haben eine kurze 
Frage und wollen dafür 
nicht extra ins SoVD-Bera-
tungszentrum gehen? Dann 
nutzen Sie die WhatsApp-
Sprechstunde!

Fügen Sie die Nummer 
0511 65610720 zu Ihren 
Kontakten hinzu und stel-
len Sie Ihre Frage ganz 
einfach über WhatsApp. 
Bei den regelmäßigen Ter-
minen beantworten SoVD-
Berater*innen Ihre Fragen 
rund um Rente, Pflege, 
Behinderung, Gesundheit, 
Bürgergeld sowie Patien-
tenverfügung und Vorsorge- 
vollmacht. 

Die nächsten WhatsApp-
Sprechstunden finden am 
21. Juli und 18. August, je-
weils ein Dienstag, von 15 
bis 16 Uhr statt. Zukünftige 
Termine sind auch unter 
www.sovd-nds.de abrufbar. 

Neue Termine  
im Sommer

WHATSAPP-BERATUNG

Foto: Stefanie Jäkel



Das vom SoVD-Kreisverband 
Oldenburg-Delmenhorst be-
treute Klageverfahren wurde 
zwar vom Sozialgericht mit 
Verweis auf die bindende ge-
setzliche Grundlage abgelehnt. 
Deutlich wurde aber zugleich, 
dass diese zeitgemäß angepasst 
werden sollte. Im konkreten Fall 
scheiterte die Familie vor dem 
Sozialgericht. Die Kosten für 
die Begleitung ihres schwer-
behinderten Kindes sollten nur 
für eine Person von der Kasse 
getragen werden. „In lebensbe-
drohlichen Situationen sollten 
jedoch Vater und Mutter in der 
Nähe sein. Das traditionelle 
Rollenverständnis, dass nur ein 
Elternteil dem Kind beisteht, ist 
überholt. Dabei hat Nähe auch 

medizinische Vorteile: Eine Stu-
die der Rijksuniversiteit Gronin-
gen zeigt, dass Kinder schneller 
gesund werden, wenn wichtige 
Bezugspersonen in der Nähe 
sind“, sagt Rechtsexperte Hülper.

Der Anspruch auf Kostenüber-
nahme – für Unterkunft und Ver-
pflegung – für eine Begleitper-
son regelt § 11 Absatz 3 Satz 1 
Sozialgesetzbuch V: Ein Eltern-
teil oder eine andere vertraute 
Person darf das Kind begleiten, 
wenn dies medizinisch notwen-
dig ist. Viele Krankenkassen 
übernehmen die Kosten bei 
Kindern unter neun Jahren au-
tomatisch, da die Notwendigkeit 
direkt angenommen wird. Bei 
älteren Kindern muss dies vom 
Krankenhaus bestätigt werden. 

Wichtig: Manchmal muss bereits 
vor der Aufnahme ein Antrag bei 
der Krankenkasse gestellt wer-
den. Ob die Kosten übernommen 
werden oder nicht, ist keine Ent-
scheidung des Krankenhauses. 
Für Kinder mit Behinderung gibt 
es keine Altersbeschränkung für 
die Begleitung. Der begleitende 
Elternteil hat darüber hinaus 
bei einem Verdienstausfall An-
spruch auf Krankengeld, wenn 
das versicherte Kind das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder behindert und auf Hilfe 
angewiesen ist (Kinderpflege-
krankengeld). Der Anspruch be-
steht in jedem Kalenderjahr für 
jedes Kind längstens für zehn 
Arbeitstage, für alleinerziehen-
de Versicherte 20 Arbeitstage.
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Regelung ist nicht mehr zeitgemäß
Muss ein Kind stationär im Krankenhaus bleiben, möchten es viele Eltern nicht allein lassen. Die-

ses sogenannte Rooming-In ist von gesetzlichen Krankenkassen bis zur Vollendung des neunten 
Lebensjahres zu bezahlen. Aber: Sie zahlen nur für einen Elternteil. Dr. Jörg-Christian Hülper, SoVD-
Regionalleiter Nord schildert: „Ein Fall aus Oldenburg zeigt, es ist an der Zeit, die Regelung neu zu 
fassen, sodass die Kasse die Kosten der Begleitung durch beide Elternteile trägt. Denn die sozialge-
setzliche Grundlage datiert von 1989, als das Sozialgesetzbuch eingeführt wurde. Damals gingen 
die Gesetzgeber von einem Familienbild aus, das heute anders ist.“ 

In der digitalen Vortragsreihe des SoVD Niedersachsen geht 
es am Donnerstag, 30. Juli, um das Thema „Arbeitsunfähig, 
erwerbsgemindert – was nun?“. Referent Kai Bursie informiert 
Interessierte von 16 bis 17.30 Uhr per Zoom. 

Durch Krankheit oder Unfall: Jede*r kann ganz plötzlich 
von Arbeitsunfähigkeit und Erwerbsminderung betroffen sein. 
Deshalb informiert Kai Bursie in seinem Vortrag kostenfrei 
rund um das Thema und beantwortet wichtige Fragen wie 
„Kann man durch Krankheit arm werden?“. Außerdem erfahren 
Teilnehmende unter anderem, wie es um die soziale Absiche-
rung steht, wenn man den Beruf nicht mehr ausüben kann 
sowie welche Fallstricke und Lücken Krankengeld, Arbeitslo-
sengeld und Co. mit sich bringen. Auch wie sich diese umge-
hen lassen, spricht der Referent an.

Sowohl Mitglieder als auch andere Interessierte können 
sich bis zum 27. Juli für den Online-Vortrag anmelden, indem 
sie eine E-Mail an weiterbildung@sovd-nds.de senden. Einen 
Teilnahmelink erhalten sie spätestens am Tag der Veranstal-
tung ebenfalls per E-Mail.

Arbeitsunfähigkeit und Erwerbsminderung

ONLINE-VORTRAG DES SOVD
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Kosten für die Krankenhaus-Begleitung eines Kindes bis zur Vollendung des neunten Lebensjahres 
übernehmen die Krankenkassen für nur eine Person.

Pflegegeld für häusliche Pflege
Gute Nachrichten für pflege-

bedürftige Menschen und ihre 
Angehörigen: Das Pflegegeld 
für die häusliche Pflege wird 
auch während eines Aufent-
halts im Krankenhaus oder in 
einer Reha-Einrichtung wei-
terhin gezahlt. Darauf weist 
der SoVD in Braunschweig 
hin. Mit dem Pflegegeld sol-
len die Pflegepersonen, also 
pflegende Angehörige, die 
die Betreuung und Versor-
gung übernehmen, finanziell 
unterstützt werden.

„Seit Anfang des Jahres wird 
das Pflegegeld bei stationären 
Aufenthalten wie in Kranken-
häusern oder Reha-Einrich-
tungen für bis zu 56 Tage, also 
acht Wochen, weitergezahlt. 
Zuvor waren es lediglich vier 
Wochen“, berichtet Kai Bur-
sie, Regionalleiter des SoVD 
in Braunschweig. „Damit wird 
anerkannt, dass die Pflege-
person auch während dieser 
Zeit grundsätzlich zur Pflege 
bereitsteht.“, führt Bursie aus.

Ein Krankenhausaufenthalt 
stellt für pflegebedürftige 
Menschen und ihre Angehöri-
gen oft eine große Belastung 
dar. Neben der Sorge um die 
Gesundheit stellt sich häufig 
auch die Frage nach der fi-
nanziellen Absicherung: Wird 
das Pflegegeld weiterhin ge-
zahlt? Muss etwas beantragt 

werden? Wird die Leistung 
gekürzt? Nach den aktuel-
len Regelungen bleibt das 
Pflegegeld während eines 
stationären Aufenthalts nun 
bis zu acht Wochen bestehen. 
Auch Leistungen zur sozialen 
Sicherung der Pflegeperson 
werden in dieser Zeit weiter-
gezahlt. Dazu gehören insbe-
sondere Rentenbeiträge, die 
von der Pflegekasse für pfle-
gende Angehörige abgeführt 
werden. Diese Absicherung 
ist vor allem für Angehörige 
wichtig, die ihre Erwerbstä-
tigkeit wegen der Pflege ein-
geschränkt haben.

„Sollte die pflegebedürftige 
Person nach einem Kranken-
hausaufenthalt wieder nach 
Hause zurückkehren und es 
kommt später zu einem er-
neuten stationären Aufent-
halt, wird das Pflegegeld er-
neut für bis zu acht Wochen 
weitergezahlt. Die Frist be-
ginnt dann wieder von vorne“, 
erklärt Bursie.

SoVD-Tipp: Bei stationärem Aufenthalt nun länger gesichert
Kind im Krankenhaus: Kostenübernahme für nur eine Begleitperson

Am 17. Mai 2026 verstarb

Erika Bolm
Sie war in vielfältiger Weise und über Jahrzehnte leidenschaftlich ehrenamtlich für den SoVD und früheren 
Reichsbund tätig. Bereits 1957 trat sie als Mitglied unserem Verband bei. Erika Bolm engagierte sich als zweite 
Vorsitzende im Kreisverband Salzgitter sowie als erste Vorsitzende in ihrem Ortsverband Lebenstedt. Daneben 
war sie Bürgermeisterin a.D. und seit 2018 Ehrenbürgerin der Stadt Salzgitter.

Mit Erika Bolm verliert der SoVD ein wertvolles Mitglied und eine engagierte Verbündete im Einsatz für soziale 
Themen. Wir werden ihr Wirken in dankbarer Erinnerung behalten.

In stillem Gedenken

Bernhard Sackarendt Dirk Swinke         Michael Loos 
Verbandsratsvorsitzender Vorstandsvorsitzender         Vorsitzender  
SoVD-Landesverband SoVD-Landesverband          SoVD-Kreisverband 
Niedersachsen Niedersachsen         Salzgitter

„Nach der Zeit der Tränen und der tiefen Trauer bleibt die Erinnerung.  
Die Erinnerung ist unsterblich und gibt uns Trost und Kraft.“

Foto: Rawpixel Ltd. / Adobe Stock
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Kostenfrei mobil im ÖPNV
Unter bestimmten Voraussetzungen können Menschen mit einem Schwerbehindertenausweis beim 

niedersächsischen Landesamt für Soziales, Familie und Jugend kostenlos oder vergünstigt ein Beiblatt 
mit einer Wertmarke beantragen – und damit den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) in ganz 
Deutschland für bis zu 12 Monate kostenfrei nutzen. Welche Merkzeichen dazu berechtigen und was 
darüber hinaus wichtig zu wissen ist, erklärt der SoVD. 

Mit den Merkzeichen G (Geh-
behinderung), aG (außerge-
wöhnliche Gehbehinderung) 
H (Hilflosigkeit), Bl (Blindheit) 
oder Gl (Gehörlosigkeit) im 
Schwerbehindertenausweis ha-
ben Menschen mit einer Behin-
derung die Möglichkeit, beim 
niedersächsischen Landesamt 
für Soziales, Familie und Jugend 
ein Beiblatt mit Wertmarke zu 

beantragen. Mit diesem können 
sie für sechs beziehungsweise 
12 Monate den ÖPNV in ganz 
Deutschland nutzen. „Bei den 
Merkzeichen G, aG und Gl kos-
tet diese Wertmarke für ein hal-
bes Jahr aktuell 53 Euro, für ein 
ganzes Jahr 104 Euro. Liegt das 
Merkzeichen H oder Bl vor oder 
werden Leistungen der Grund-
sicherung beziehungsweise 

Sozialhilfe bezogen, ist die 
Beantragung kostenlos“, weiß 
Katharina Lorenz vom SoVD in 
Niedersachsen.

Gut zu wissen: Geht das Geld 
bis zum 5. eines Monats beim 
Landesamt ein, gilt die Wert-
marke schon ab dem laufen-
den Monat. Erfolgt die Zahlung 
später, ist das erst zum Folge-
monat der Fall. Bei einer Fahr-
kartenkontrolle muss neben 
dem gültigen Beiblatt auch der 
Schwerbehindertenausweis 
vorgezeigt werden. Auch Hilfs-
mittel dürfen im ÖPNV kos-
tenlos mitgenommen werden. 
„Allerdings empfiehlt es sich, 
bei besonders schweren oder 
großen Hilfsmitteln wie einem 
Elektro-Rollstuhl, das jewei-
lige Verkehrsunternehmen zu 
kontaktieren und in Erfahrung 
zu bringen, ob eine Mitnahme 
tatsächlich möglich ist. Zudem 
sollte eine Fahrt am besten im 
Vorfeld angemeldet werden, um 
Komplikationen zu vermeiden“, 
rät Lorenz.
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Bestimmte Merkzeichen im Schwerbehindertenausweis berechti-
gen zum Antrag einer Wertmarke für den ÖPNV.

Schwerbehindertenausweis mit bestimmten Merkzeichen bietet Vergünstigungen

Auf der Webseite www. 
fuer-mehr-miteinander.de 
hat der SoVD-Landesverband 
Niedersachsen seine Forde-
rungen zur Kommunalwahl 
veröffentlicht. Dort kön-
nen Interessierte auch eine 
Info-Broschüre zu den poli-
tischen Themen herunterla-
den. Außerdem wird wieder 
eine Wahlhilfe-Broschüre in 
Leichter Sprache produziert. 
Diese ist ab August erhält-
lich und wird digital und 
barrierefrei auf der Internet-
seite des SoVD unter https:// 
tinyurl.com/mr3tt558 zur 
Verfügung gestellt.

SoVD-Forderungen 
und Info-Broschüren

KOMMUNALWAHL

Offene Telefonberatung zum Sozialrecht

Der SoVD in Braunschweig 
veranstaltet am Mittwoch, 
22. Juli, von 10 bis 11.30 Uhr 
eine offene Telefonberatung 
zu allen Fragen des Sozial-
rechts. Fragen rund um die 
gesetzliche Renten-, Pflege-, 
Kranken- und Unfallversi-
cherung werden beantwor-
tet. Außerdem werden die 
Themen Existenzsicherung, 
Schwerbehindertenrecht, Pa-
tientenverfügung und Vorsor-
gevollmacht behandelt. 

Interessierte können sich 
unter der Telefonnummer 
0531 2 444 192 kostenlos 
über die Themen informie-
ren. Am Telefon wird Kai Bur-
sie, Experte im Sozialrecht 
und Regionalleiter des SoVD, 

die Fragen beantworten. Bei 
stärkerem Beratungsbedarf 
können im Anschluss auch 
persönliche Gespräche, eine 
Videoberatung oder weiter-
führende Telefonate verein-
bart werden.

Anonym werden besonders 
interessante Gespräche die-
ser Beratung am Freitag,  7. 
August, von 14 bis 15 Uhr in 
der Radiosendung „SoVD-Re-
gional“ auf Okerwelle 104,6 – 
zugleich per Livestream und 
App – ausgestrahlt. So kön-
nen sich auch Interessierte, 
die während der Telefonbe-
ratung verhindert waren, in-
formieren. Die offene Telefon-
beratung findet etwa alle drei 
Monate statt.

Kostenfreies Angebot des SoVD-Kreisverbands Braunschweig 
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Der SoVD in Braunschweig bietet seine kostenfreie Telefon- 
beratung etwa alle drei Monate an.

SoVD Hannover-Stadt bei Quartiersfest 

Kronsrode ist Niedersach-
sens größtes Neubaugebiet. 
Mit Blick ins Grüne und einer 
hervorragenden Infrastruktur 
entsteht ein Quartier, das hohe 
Lebensqualität und Nachhal-
tigkeit vereint. Das Quartiers-
fest im Mai, zu dem die dortigen 
Wohnungsbaugesellschaften 
eingeladen hatten, setzte den 
Startpunkt für echtes Mitein-
ander im neuen Stadtteil mit 
Aktionen, Livemusik und vielen 
kulinarischen Angeboten.

Der SoVD-Kreisverband 
Hannover-Stadt war dort mit 
einem Infostand vertreten, um 
sich als größter Sozialverband 

in Hannover vorzustellen. Da-
bei wurden viele interessan-
te Gespräche geführt. Die 1. 
Kreisvorsitzende Ingeborg 
Saffe konnte viele Personen 
aus Politik und Organisationen 
begrüßen, etwa die stellver-
tretende Regionspräsidentin 
Petra Rudszuck (SPD), die Kan-
didatin für die Wahl zur Re-
gionspräsidentin Eva Bender 
(SPD), Peter Karst, Oberbürger-
meisterkandidat der CDU für 
die Landeshauptstadt Hanno-
ver, sowie den Geschäftsführer 
der Meravis Wohnungsbau- 
und Immobilien GmbH Mat-
thias Herter. 

Viele Besucher*innen, gute Gespräche, Besuch von der Politik
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Das Team und der Infostand des SoVD waren nicht zu übersehen. 

Erbschein bei Sozialleistungsverfahren

Einen Erbschein zu beantra-
gen, kann teuer werden. Wer 
das Dokument ausschließlich 
für Sozialleistungen braucht, 
kann sich die Gebühren je-
doch sparen.

Ein Erbschein ist ein amt-
liches Dokument, das Aus-
kunft darüber gibt, wer die 
Erbberechtigten einer ver-
storbenen Person sind und 
wie hoch die jeweiligen Erb-
anteile ausfallen. Er dient 
insbesondere dazu, sich ge-
genüber Banken, Behörden 
oder anderen Stellen als 
erbberechtigt auszuweisen – 
etwa zur Umschreibung von 
Immobilien. Beantragt werden 
kann der Erbschein bei der 
Nachlassabteilung des Amts-
gerichts oder über einen No-
tar. In der Regel ist das Verfah-
ren kostenpflichtig, Gebühren 
richten sich nach dem Wert des 
Nachlasses, was teils kosten-
intensiv sein kann. Ist der Erb-
schein aber ausschließlich für 
die Beantragung, Erbringung 
oder Erstattung einer Sozial-
leistung nötig, dann ist er laut 
Gesetz kostenlos. Darauf weist 
der SoVD in Braunschweig hin. 
„Diese Rechtsauffassung wur-

de inzwischen auch durch das 
Oberlandesgericht Hamburg 
bestätigt und weiter kon-
kretisiert“, erklärt Kai Bursie, 
Regionalleiter des SoVD in 
Braunschweig. In solchen Fäl-
len werde der Erbschein ent-
sprechend gekennzeichnet 
und direkt an die jeweilige 
Sozialbehörde geschickt. „Die 
Erbberechtigten selbst erhal-
ten das Dokument dann nicht 
ausgehändigt“, so Bursie. Vor-
aussetzung sei aber, dass der 
Erbschein nicht zusätzlich für 
andere Zwecke benötigt wer-
de und dass die Erbberech-
tigten bei der Antragsstellung 
deutlich drauf hinweisen, dass 
der Erbschein nur für Sozial-
leistungsverfahren benötigt 
wird. Erfolgt die Beantragung 
über einen Notar, können un-
abhängig davon Notarkosten 
entstehen.

Anlass für den Hinweis 
des SoVD war der Fall eines 
Mitglieds, das bei der Kran-
kenkasse der verstorbenen 
Person die Erstattung zu viel 
gezahlter Zuzahlungen bean-
tragen wollte. Die Kranken-
kasse hatte dafür die Vorlage 
eines Erbscheins verlangt.

SoVD-Tipp: Erbschein ist in bestimmten Fällen kostenlos

Abbildung: Steeeg GmbH



So stellte Dr. Michael Spör-
ke gegenüber dem WDR klar, 
dass es keine gute Idee sei, 
das Deutschlandticket für 
Bürgergeldempfänger*innen 
als Sachleistung auszugeben. 
Begründung: „Das Geld würde 
dann ja zwangsweise vom Bür-
gergeld abgezogen. Es gibt aber 
viele Menschen, die den ÖPNV 
gar nicht nutzen. Entweder, weil 
sie an ihrem Wohnort schlecht 
angebunden sind oder aber, weil 
der ÖPNV dort nicht barrierefrei 
ist. Diese Leute gucken dann 
in die „Röhre“. Spörke leitet die 

Abteilung Sozialpolitik im SoVD 
NRW.

Auch zum Stand der Barrie-
refreiheit wurde Dr. Spörke be-
fragt. Die Anfrage kam von der 
Rheinischen Post und bezog 
sich auf die Novelle der Lan-
desbauordnung. Dort gilt es aus 
Sicht des SoVD NRW zu verhin-
dern, dass Barrierefreiheit beim 
Umbau öffentlich zugänglicher 
Gebäude – Kinos, Restaurants, 
Theater etc. - in NRW künftig 
nicht mehr unbedingt mitge-
dacht werden muss. Spörke hat 
im Bauausschuss des Landtags 
eine entsprechend kritische 
Stellungnahme abgegeben und 
es besteht zumindest die Hoff-
nung, dass die Vorschrift (dass 
die Barrierefreiheit bei größeren 
Umbauten im Bestand mitbe-
dacht werden sollte) im Gesetz 
fortbestehen wird. In der kom-
menden Ausgabe von „Soziales 
im Blick“ wird es dazu aktuelle 
Informationen geben. 

Die Landesregierung will 
Vorgaben zur Barrierefreiheit 

in der Landesbauordnung kap-
pen. Konkret: die Vorschrift, dass 
die Barrierefreiheit bei größe-
ren Umbauten an bestehenden 
Gebäuden zumindest immer 
mitbedacht und wenn möglich 
auch über die Umbaupläne hi-
naus ausgeweitet werden muss. 
Der SoVD in NRW schlägt Alarm. 
„Viele Angebote des öffentlichen 
Lebens – Kinos, Restaurants, Ge-
schäfte, Freizeitanlagen, aber 
auch so wichtige Dienstleistun-
gen wie Ärzt*innen sind heute 
nicht barrierefrei erreichbar und 
nutzbar, weil sie sich in nicht 
barrierefreien Bestandsgebäu-
den befinden“, warnt er.

„Einfach mal spontan abends 
mit Freunden und Familie ins 
Kino oder Restaurant um die 
Ecke zu gehen, klappt oft nicht, 
weil um die Ecke nix barrierefrei 
ist“, schilderte Michael Spörke 
vom SoVD-Landesverband. Wer 
auf Barrierefreiheit angewiesen 
sei, habe keine freie Arzt- bzw. 
Ärztinnenauswahl. Entspre-
chend angelegte Frauenarztpra-

xen etwa seien schwer zu finden. 
„Die geplanten Änderungen in 
der Bauordnung würden diesen 
unzumutbaren Zustand weiter 
zementieren“, so Spörke.

Bei einer weiteren Anfrage 
des WDR ging es um das The-
ma Pflege und Pflegekosten. Aus 
der CDU kam der Vorschlag, dass 
man künftig doch erstmal sein 
Eigenheim verkaufen könnte, 
um die eigenen Pflegekosten 
zu begleichen, bevor die Allge-
meinheit einspringt. Von einem 
„Erbenschutzprogramm“ war 
in diesem Zusammenhang die 
Rede. Nein, das ist keine gute 

Auch in den letzten Wochen konnte der SoVD NRW sich zu mehreren heiß diskutierten Themen 
einbringen und seine Stimme erheben. Dazu waren als Fachleute mit viel Praxiserfahrung sowohl 
Dr. Michael Spörke, Leiter der Abteilung Sozialpolitik, als auch die stellvertetende Landesgeschäfts-
führerin und Sozialrechtsberaterin Greta Lutterbach besonders gefragt.

SoVD NRW als Gesprächspartner gefragt
Verband wurde in den letzten Wochen mehrmals zu aktuellen Themen in den Medien angehört

Die stellvertretende Landesgeschäftsführerin Greta Lutterbach ist 
durch ihre Beratungspraxis gern gesehener Gast im TV.
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Idee, machte Greta Lutterbach, 
stellvertretende Landesge-
schäftsführerin des SoVD NRW, 
in der Fernsehsendung „Aktu-
elle Stunde“ deutlich. Käme es 
so, müssten Immobilien unter 
Zeitdruck und damit unter Wert 
verkauft werden. Außerdem 
würden viele Menschen zuhause 
gepflegt und wo die Menschen 
selbst dann bleiben, wenn Haus 
oder Wohnung erstmal weg sind, 
sei auch nicht geklärt. Auch 
in der Straßenumfrage, die im 
WDR gezeigt wurde, sprach sich 
die Mehrheit gegen ein solches 
Vorgehen aus. Dr. Michael Spörke

Zusammen mit Anne-Dörthe 
Lorenz vom Ortsverband Dort-
mund Ost-West, Elke Heine vom 
Ortsverband Hörde und Yasmin 

Kaminski vom SBZ bastelten 
die Schülerinnen Leni, Emilia 
und Ella Karten und andere 
Kleinigkeiten und verteilten sie 

anschließend in der Fußgänger-
zone. SoVD-Flyer und eine Rose 
gab es auch noch dazu. So kam 
einiges an Spenden zusammen 
für den guten Zweck. 

Die drei Mädchen haben nach 
der Bastelarbeit und der Akti-
on in der Fußgängerzone auch 
noch einen Bericht über ihren 
Besuch beim SoVD geschrie-
ben, aus dem hervorgeht, dass 
es auch ihnen sehr viel Spaß 
gemacht hat, den Tag außerhalb 
der Schule zu verbringen. 

In diesem Jahr findet der of-
fizielle Tagwerk-Aktionstag am 
23. Juni statt. Jede Schule kann 
ihren Aktionstag aber auch an 
einem individuell gewählten 
Termin durchführen. Alle Infor-
mationen zu der Aktion finden 
sich online unter: www.aktion-
tagwerk.de.

Anfang Mai haben drei sehr sympathische Schülerinnen im Alter von 11 Jahren das Sozialrechtsbe-
ratungszentrum des SoVD in Dortmund besucht. Sie gehen auf das Theodor-Heuss-Gymnasium und 
der Ausflug zum SoVD fand im Rahmen der „Aktion Tagwerk – Dein Einsatz zeigt Wirkung“ statt. Dabei 
überlegen sich die Kinder in kleinen Gruppen oder dem ganzen Klassenverband eine kreative Aktion, 
um Spenden zu sammeln, die dann Gleichaltrigen in anderen Ländern zugutekommen. 

Selbst gemalte Karten für Spenden verteilt
Drei Schülerinnen bastelten beim SoVD Dortmund im Rahmen der „Aktion Tagwerk“

V. li.: Yasmin Kaminski vom SBZ, die Schülerinnen Leni, Emilia und  
Ella sowie Anne-Dörthe Lorenz und Elke Heine vom SoVD.

V. li.: Ella, Emilia und Leni bei den Bastelarbeiten (siehe unten).

Landesgeschäftsstelle: SoVD NRW e. V. · Erkrather Str. 343 · 40231 Düsseldorf · Tel. (0211) 38 60 30 · Fax (0211) 38 21 75
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Ortsverband Brackwede-Quelle

Ortsverband Kamen-Heeren-Werve Ortsverband Lütgendortmund

V. li.: Matthias Veit, Dr. Michael Spörke, Sabine Lobeck, Ralf 
Bockstedte und Susanne Rasche diskutierten in Essen.

Als Gesprächsteilnehmende 
eingeladen waren Susanne Ra-
sche vom Seniorenrat der Stadt 
Essen, Ralf Bockstedte, Ratsmit-
glied (CDU), Vorsitzender des In-
klusionsbeirates, Jurist, und vom 
SoVD NRW Dr. Michael Spörke, 
Leiter der Abteilung Sozialpoli-
tik und Kommunales. Moderiert 
wurde die Veranstaltung erneut 
von SoVD-Landespressespre-
cher Matthias Veit. 

Susanne Rasche machte deut-
lich, dass es eine ganze Rei-
he von attraktiven Angeboten 
gibt, gerade in den Zentren 60+. 
Wichtig sei, diese Möglichkeiten 
auch bei den Menschen, die da-
von erfahren sollten, publik zu 
machen und sie vielleicht auch 
stärker zu ermuntern, die eige-
nen vier Wände öfter zu verlas-
sen, auch und gerade, wenn es 
keine*n Partner*in mehr gibt 
und kaum noch Verwandte, die 
einen begleiten könnten. 

Auch Ralf Bockstedte hob die 

Zentren 60+ hervor und machte 
in diesem Zusammenhang Wer-
bung für das kreative Format 
„Willst du mit mir gehen?“. Das 
Ehrenamt insgesamt spiele eine 
wichtige Rolle: „Begegnung statt 
Einsamkeit, das muss das Motto 
sein“, so Bockstedte. 

Dr. Michael Spörke beton-
te, wie wichtig es ist, dass die 
Politik vor Ort die Rahmenbe-
dingungen setzt. „Die Gemein-
deordnung sollte verbindlich 
vorschreiben, dass es nicht nur 
hier und da in den Kommunen 
Inklusionsbeiräte und Behin-
dertenbeauftragte gibt, sondern 
flächendeckend.“ Das fordere 
der SoVD NRW schon lange. 
Ehrenamtliches Engagement 
sei sehr wichtig, ersetze aber 
nicht die staatliche Daseinsvor-
sorge. Dieser Trend, den er auf 
landespolitischer Ebene wahr-
nehme, müsse unbedingt ge-
stoppt werden, so Spörke weiter. 
Der Kostendruck führe zu einer 

„Debattenverschiebung erschre-
ckenden Ausmaßes“, das Recht 
auf Teilhabe dürfe nicht relati-
viert und klein geredet werden. 
Der SoVD NRW als Sprachrohr 
von kranken, pflegebedürftigen 
oder behinderten Menschen 
fordere auch – anders als er es 
schon aus den Reihen der Poli-
tik gehört habe – „keine Gold-
standards“. In vielen Bereichen 
sehe er leider, dass die Dinge 
schlechter werden statt besser, 
etwa im Bereich der schulischen 
Inklusion in NRW.. „Es ist normal, 
verschieden zu sein.“

Aus dem Publikum kam viel 
Lob für die lebhafte Diskussion 
und die klugen Gedanken. Mo-
derator Matthias Veit appellierte 
zum Schluss dafür, sich wieder 
mehr als Menschen wahrzuneh-
men. Das gelinge in der Bahn oft 
erstaunlich gut. „Wenn der Zug 
mal wieder eine Störung hat 
oder die Klimaanlage ausfällt,  
ist man ruckzuck im Gespräch! 

Da spielen die Unterschiede 
zwischen uns plötzlich keine 
so große Rolle mehr und auf 
einmal reden wir miteinander, 
statt aufs Handy zu starren.“ Das 
zeige, dass alle einen kleinen 
Beitrag leisten können, indem 
man aufmerksam und hilfsbereit 
bleibt, hinschaut, hinhört, das 

Nach dem großen Erfolg vor zwei Jahren hat sich der Ortsverband Essen Süd / Ost / West erneut 
dazu ausgetauscht, was getan werden kann und muss, um Menschen mehr Teilhabe am Leben zu 
ermöglichen und sie aus der Einsamkeit zu befreien. Organisiert wurde der kurzweilige Abend wieder 
von der Vorsitzenden Sabine Lobeck.

Jede*r kann auf andere Menschen zugehen
Erfolgreiche Zweitauflage einer Diskussion zum Thema Einsamkeit in der Essener Buchhandlung Proust

Smartphone mal weglegt, seine 
Umgebung wahrnimmt, anderen 
ein Lächeln schenkt. „Es war eine 
richtig schöne Veranstaltung. Ich 
bin richtig glücklich darüber und 
denke, wir sollten uns hier bald 
wiedersehen und das Gespräch 
fortführen“, so das Fazit der Vor-
sitzenden Sabine Lobeck.

Aus den Kreis- und Ortsverbänden
Ortsverband 
Kamen-Heeren-Werve

Auf der Jahreshauptversamm-
lung wurde ein neuer Vorstand 
gewählt: Einstimmig kamen un-
ter anderem Dietmar Griese als 
1. Vorsitzender, Karin Clausing 
als 2. Vorsitzende und Frauen-
beauftragte, Helmut Brand als 
Kassierer sowie Manfred Scholz 
als Schriftführer ins Amt. 

Ortsverband 
Brackwede-Quelle 

Am 26. April starteten 47 
Teilnehmer*innen zu einer 
sechstägige Busreise nach 
Veldenz an der Mosel. Vor Ort 
wurde die Reisegruppe von der 
Winzerfamilie Weirich herz-
lich empfangen. Es gab ein ab-
wechslungsreiches Programm 
mit Ausflügen ins französische 

Metz, luxemburgische Schen-
gen und ins Teufelsmaar in der 
Eifel. Außerdem stand die Aus-
stellung von Villeroy & Boch in 
Mettlach auf dem Programm. 
Besonders großen Anklang fand 
eine Schifffahrt auf der Saar.

Ortsverband Lütgendortmund
Am 21. Mai besuchten 48 

Mitglieder die Firma Wenatex 
in Hannover. Nach einem Be-
grüßungsfrühstück stellte Herr 
Niemeyer das familiengeführte 
Unternehmen vor, das Schlaf-
systeme herstellt. Nach den 
hilfreichen Informationen lud 
die Firma Wenatex zum Spargel-
essen auf den Spargelhof Heuer 
in Fuhrberg ein. 

Kreisverband Herne
Der 1. Kreisvorsitzende Gerd 

Griese, auch Mitglied des Beira-
tes für Belange von Menschen 
mit Behinderungen, nahm am 
5. Mai an einer Aktion anläss-
lich des „Europäischen Protest-
tages zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen“ 

teil. Zusammen mit Miriana Pa-
lermo, selbst erblindet und im 
Inklusionsbüro der Stadt Herne, 
Fachstelle für Menschen mit Be-
hinderungen, arbeitend, nahm 
er einen Podcast auf. Palermo 
hatte dazu eingeladen, sich mit 

ihr über die zahlreichen noch 
bestehenden Barrieren zu un-
terhalten.  

Im Rahmen der diesjährigen 
38. Herner Gesundheitswoche 
fand die Kernveranstaltung 
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Aus den Kreis- und Ortsverbänden

Kreisverband Herne Kreisverband Lübbecke

Kreisverband Köln Bonn Aachen

Kreisverband Herne Ortsverband Plettenberg

Kreisverband Köln Bonn Aachen

„sportlicher Aktiv-Tag“ im Kultur-
zentrum statt. Der SoVD gestal-
tete gemeinsam mit dem Senio-
renbeirat der Stadt Herne einen 
Infostand. An diesem Nachmit-
tag konnte die Kreisfrauenspre-
cherin Ruth Galla-Zobel (s. unte-
res Foto, li.) viele Gespräche mit 
Interessent*innen führen und 
Infomaterial zum SoVD und sei-
nen Angeboten verteilen.

Kreisverband Lübbecke
Ein wichtiges Zeichen der 

Solidarität: Die Frauen des 
Kreisvorstandes und der Orts-
verbände des SoVD Lübbecke 
überreichten dem Frauenhaus 
„Hexenhaus Espelkamp“ am 21. 
April eine Spende in Höhe von 
200 Euro. Susanne Sassenberg 
und Bianca Frickenschmidt 
übergaben den Betrag an die 
Bereichsleiterin Sabrina Stork 
und die Sozialpädagogin Mi-
riam Kary des Frauenhauses. 
Die Frauensprecherinnen der 
Ortsverbände hatten fleißig 
Cupcakes gebacken und die-
se gegen eine Spende bei den 
Veranstaltungen zum Equal Pay 
Day im Februar in Lübbecke und 
im März in Rahden angeboten. 

Kreisverband 
Köln-Bonn-Aachen 

Die Kundgebung zum 1. Mai in 
Köln fand unter dem Motto „Erst 
unsere Jobs, dann eure Profite“ 
statt. Der SoVD-Kreisfrauen-
ausschuss hatte auf dem Köl-
ner Heumarkt einen Infostand 
aufgebaut. Aus Hürth kamen 
die Kreisvorsitzende Maria Pop-
pinga und der stellvertreten-
de Ortsvorsitzende Wolfgang 
Eckhoff. Aus Köln-Südwest wa-
ren die Kreisfrauensprecherin 
Waltraud Brandt, die Frauen-
sprecherin Heike Schumann, 
Mechie Jakobs und Dirk Kluwig 
gekommen, um zu demonstrie-
ren und am Stand mitzuhelfen. 
Der Demonstrationszug führte 
vom DGB-Haus bis zum Heu-
markt in der Kölner Altstadt, wo 
anschließend die Kundgebung 
stattfand.  (S. Foto, v. li.: Wolfgang 
Eckhoff, Mechie Jakobs, Maria 
Poppinga, Waltraud Brandt, Sora-
ya Karimi und Dirk Kluwig.)

Die Kreisfrauen besuchten 

eine der größten Puppenbühnen 
Deutschlands, das Hänneschen-
Theater. Im Foyer standen drei 
Meter hohe Figuren von Tünnes 
und Schäl als Standfiguren, ex-
tra gefertigt zum 222 Jahrestag 
im Voyer aufgebaut (siehe Foto). 
Von dem aufgeführten Stück 
mit aktuellen Bezügen waren 
alle ergriffen. (S. Foto, v. li.: Heike 
Schumann, Simone Ewert, Inge-
borg Lanser, Mechie Jakobs und 
Waltraud Brandt.)

Kreisverband 
Märkischer Kreis

Im Restaurant der histori-
schen Schützenhalle in Lüden-
scheid trafen sich die Mitglieder 
des Kreisvorstandes zur Jahres-
hauptversammlung. Vorsitzen-
der Bernd Kaiser konnte von 
einer erfreulichen Steigerung 
der Mitgliederzahlen im Jahr 
2025 auf 2.150 Mitglieder be-
richten. Diese Entwicklung be-
ruht auf einer guten Beratung 
mit hohen Fallzahlen in der 
Geschäftsstelle in Hagen, aber 
auch auf einer intensiveren Be-

treuung der Mitglieder in den 
Ortsverbänden. Der Kreis wird 
wie in den Vorjahren die Fort-
bildung von Mitgliedern und 
ehrenamtlichen Funktionären 
mit der Finanzierung der Kosten 
fördern. Mit Blick auf die anste-
hende Kreisverbandstagung 
am 16. Oktober zeichnet sich 
ein Führungswechsel ab, wobei 
Kandidat*innen für die Nachfol-
ge bereitstehen. 

Ortsverband Plettenberg
Der SoVD hatte am 14. Mai zu 

einer kleinen Sauerlandrunde 
eingeladen, mit dem Bus ging 
es zum Möhnesee, wo die Grup-
pe ein Schiff bestieg und bei 
Kaffee und Kuchen plus sehr 
interessanten Gesprächen circa 
90 Minuten über den See fuhr, 
bevor es zufrieden zurück in die 
Heimat ging.

Ortsverband Sennestadt
Zur Jahreshauptversammlung  

kamen zahlreiche Mitglieder in 
der Kreuzkirche zusammen. Die 
1. Vorsitzende Barbara Kleff-

mann konnte krankheitsbedingt 
nicht teilnehmen, daher leitete 
Thomas Huisgen die Versamm-
lung. Er berichtete erfreut, dass 
der Ortsverband aktuell 360 
Mitglieder hat. Nach den Re-
chenschaftsberichten wurde ein 
neuer Vorstand gewählt unter 
der Leitung der 2. Kreisvorsitzen-
den Monika Ueding. Zum neuen 
1. Vorsitzenden wurde Thomas 
Huisgen gewählt. Dagmar Koop 
zur 2. Vorsitzenden und Frauen-
sprecherin, Schatzmeister bleibt 
Ortwin Schröder, Schriftführerin 
wurde Ingeborg Bruchmann. Als 
Beisitzer*in wurden Christa und 
Peter van Hekeren gewählt. (S. 
Foto, v. l.: Dagmar Koop, Thomas 
Huisgen, Ortwin Schröder, Peter 
van Hekeren, Christa van Heke-
ren, Ingeborg Bruchmann, Günter 
Wevelsiep, Karin Bracht-Müller, 
Renate Kolbe und Sieglinde Luz.)

Ortsverband Oberes Versetal
Anlässlich des Protestages zur 
Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen fand in 
Lüdenscheid eine große Ver-

anstaltung statt, an der auch 
der SoVD teilnahm. Der SoVD 
ist stimmberechtigtes Mitglied 
des Behindertenbeirates und 
stellt mit Frank Ziermann den 1. 
stellvertretenden Behinderten-
beauftragten der Stadt Lüden-
scheid. Mit einem eigenen Stand 
und vielen Helfer*innen konnte 
sich der Verband einer großen 
Zahl von Besucher*innen prä-
sentieren.

Kreisverband Märkischer Kreis Ortsverband Sennestadt

Ortsverband Oberes Versetal
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Termine der Kreis- und Ortsverbände

Ortsverband Ahle
14. Juli: Fahrt nach Hanno-

ver zur Wenatex und nach Bad 
Nenndorf zur Landesgarten-
schau; Anmeldung erforderlich.

Ortsverband Altlünen
15. Juli, 15 Uhr: Versammlung, 

Haus Wieneke, Borkerstraße 143, 
44534 Lünen. 

Ortsverband Asemissen
10. Juli, 15 Uhr: Versammlung, 

im „B 4“, Parkstraße 6, 33818 Le-
opoldshöhe. 

Ortsverband  
Bochum-Wattenscheid

Jeden 3. Donnerstag, 17 Uhr: 
Versammlung, Gaststätte Pütz, 
An der Papenburg 11, 44866 Bo-
chum.

Ortsverband Brackwede-Mitte
Jeden 2. Samstag, 10 Uhr: Tref-

fen im Nachbarschaftstreff der 
Diakonie, Uhtmannstraße 13, 
33647 Bielefeld.

Ortsverband Dortmund-Eving
Jeden 1. Montag im Monat, 16 

Uhr: Treffen, Vereinshaus St. Bar-
bara, Kappenberger Straße 2-4, 
44339 Dortmund.

Ortsverband Essen 
Süd / Ost / West

Jeden 1. Mittwoch im Monat, 
17 Uhr: Stammtisch im Café „Ex-
trablatt“, Rüttenscheider Straße 
58, 45130 Essen.

Ortsverband  
Gelsenkirchen-Altstadt

Jeden 2. Mittwoch im Monat, 

18 Uhr: Versammlung, Goldene 
Gans, Alter Markt 10, 45879 Gel-
senkirchen.

Jeden 4. Mittwoch im Monat,  
18 Uhr: Stammtisch an wech- 
selnden Orten. Info und An-
meldung unter Tel.: 0176 / 
20 94 76 81.

Aktuelle Infos und Anmeldung 
unter Tel.: 0209 / 17 16 18 19 
oder E-Mail an: berndegonbecker 
@gmx.de. 

Ortsverband Halver
15. Juli und 19. August, 14.30 

Uhr: Treffen im Bürgerzentrum, 
Mühlenstrasse 2.

Ortsverband  
Herne / Wanne-Eickel

Gruppe Wanne-Eickel: Jeden 
1. Mittwoch im Monat, 14 Uhr: 
Frauenstunde; 15 Uhr: Mitglie-
dertreffen, Flora Marzina Seni-
orenzentrum, Hauptstraße 360, 
44649 Herne. 

Gruppe Herne: Jeden 2. Diens-
tag im Monat, 16 Uhr: Treffen, 
Thomas-Morus-Haus, Widumer-
straße 23 a, 44627 Herne.

Kreisverband  
Köln-Bonn-Aachen

17. Juli, 14.30 Uhr: Frauenar-
beitskreis-Treffen, DGB-Haus, 
Hans-Böckler-Platz 9, 50672 
Köln, Parterre 1. Raum links.

Ortsverband Lübbecke
18. Juli, 15 Uhr: Sommerfest 

mit Grillen, Bingo und mehr, 
Windmühle Eilhausen.

Ortsverband Lütgendortmund
18. August: Versammlung.

Allen Geburtstagskindern und Jubilar*innen im Juli und August 
gratuliert der SoVD Nordrhein-Westfalen herzlich. Bitte haben Sie 
Verständnis dafür, dass aus Platzgründen nur besonders hohe Ge-
burtstage veröffentlicht werden können.

Herzlichen Glückwunsch

KV Bergisches Land: Jürgen Heesch (90), Alfons Richter (95),  
Louise Höhmann (97).

KV Bielefeld: Günter Hillebrand (90), Siegfried Jungnitsch (90), 
Heinz Koring (90), Elisabeth Becker (91), Luzie Diekmann (92), Karl-
Heinz Keßler (92), Inge Lehmann (92), Inge Kämmerer (93), Bernardi-
ne Klose (95), Wilfried Elbracht (96), Gerda Schambach (98), Werner 
Dörl (103).

KV Bochum-Hattingen: Marie Luise Windl (92), Irene Lehmann (93), 
Bernhard Macholz (93), Elisabeth Kotz (95), Gertrud Hartmann (103).

KV Dortmund: Waltraud Althoff (90), Gerhard Klug (90), Christel 
Schoppmann (90), Jürgen Boehnke (91), Brigitte Lange (91), Marg-
rit Domanski (92), Alma Döring (92), Marlies Zimmer (92), Anneliese 
Wenzelmann (93), Emilie Miller (94), Klaus Bundt (95), Caroline Jud-
zinski (95), Marianne Reimering (96), Josef Mitlöhner (100).

KV Düsseldorf: Wilfried Link (90), Hermann Topsch (90), Gertrud 
Butz (91), Bernhard Koch (91).
KV Westliches Ruhrgebiet / Niederrhein: Siegfried Fischer (90), Josef 
Schüring (90), Ingrid Jordan (95).

KV Essen: Dieter Christmann (90), Willfriede Fenske (90), Irmgard 
Dorka (95), Irmgard Jerebic (96), Waltraud Bödeker (103).

KV Gelsenkirchen-Bottrop: Inge Mrozek (91), Helmut Mikeska (97), 
Eleonore Herbst (98).

KV Gladbeck: Gerda Rathai (91), Helga Trepnau (93).
KV Gütersloh: Hans-Dieter Wonnemann (90), Werner Kretschmer 

(91), Gustav Steinbring (93), Renate Klar (95), Werner Schulte (95), 
Hedwig Bünte (98).

KV Hamm-Unna: Reinhold Wegner (90), Wilhelm Bruns (91), 
Helga Meyer (91), Werner Buschey (92), Irmgard Dierks (92), Heinz  
Guney (93), Willi Ortmann (93), Luise Hüsken (94), Helga Noehle (94), 
Heinrich-Wilhelm Knispel (97), Ursula Groeger (100).

KV Herford: Gerda Fleer (95), Edit Korth (96).
KV Köln-Bonn-Aachen: Albert Cronrath (91), Brigitta Kurth (91), 

Roland Schakohl (91), Johanna Christa Sinn (91), Waltraud Klüver (92), 
Karola Röhrig (92), Marie Böhm (93), Karl Wahle (93), Maria Hanf (94), 
Ingeburg Mayer (94), Inge Pickardt (95), Ilse Struß (95), Richard Mayer 
(97), Barbara Heibutzki (99).

KV Lippe: Marianne Tuck (90), Helga Steffen (91), Maria Brune (92), 
Inge Geisler (92), Wilma Strate (94), Hans Freitag (96), Hildegard Kin-
zel (97), Hildegard Nienstedt (101).

KV Lübbecke: Gerhard Döding (90), Luise Hegerfeld (90), Christa 
Marks (90), Hildegard Siebeking (90), Günter Wellpott (90), Margarete 
Grothe (91), Frieda Hellmann (91), Heinrich Hohmeier (91), Erhard 
Schmale (91), Ernst Schmidt (91), Martha Jahn (92), Gerhard Rüh-
rup (92), Ingrid Savert (92), Herbert Schulte (92), Heinz Wortmeier 
(92), Karl Collmeier (93), Anna Dresing (93), Hanna Henke (95), Liane 
Racher (95),Irmgard Schäffer (95), Günther Schröder (96), Elisabeth 
Schlusen (97), Heinz Tegeler (98).

KV Märkischer Kreis: Ursula Ullrichskötter (91), Hildegard Barthol-
dy (92), Käte Horn (97).

KV Minden: Anneliese Wiegmann (90), Eva Beckmann (91), Ingrid 
Hopf (91), Günter Remmert (91), Gerda Lindemeier (93), Erika Polder 
(93), Annemarie Rosenow (93).

KV Recklinghausen: Josef Peveling (91), Bernhard Greifenhagen 
(92), Elsbeth Gubler (95), Hubert Heselhaus (100).

KV Westfalen-Ost: Friedhelm Micke (90), Albert Aßmann (93).
KV Witten: Walter Butterweck (90), Marianne Jaensch (90), Dimitri-

us Minas (90), Hildegard Zülsdorf (90), Artur Pach (91), Ilse Klar (92), 
Siegfried Tomczak (93), Marianne Fähnrich (94), Emil Brinkhoff (99).

31. August, 11 Uhr: Kirmestreff, 
evangelische Kirche.

Ortsverband Lemgo
11. Juli, 13 Uhr: Grillen, Ech-

ternstraße 124, Kosten: 3 Euro, 
Anmeldung bis zum 7. Juli unter 
Tel.: 05261 / 18 67 46.

Ortsverband Marl
1. Juli und 5. August, 15 Uhr: 

Mittwochstreff, Pfarrheim St. Jo-
sef, Bergstraße 115, 45770 Marl.

Ortsverband Neuenrade
Jeden 1. Dienstag im Monat, 

15 Uhr: Kaffeetrinken im Café 
„Karl“, Am Stadtgarten 4, 58809 
Neuenrade.

Ortsverband Oberes Versetal
31. Juli, 15 Uhr: Infonachmit-

tag: Kripo Lüdenscheid, Referent 
Christoph Preker, Technische Si-
cherheit, Einbruch- und Eigen-
tumsschutz.

28. August, 15 Uhr: Infonach-
mittag.

Ort: Graf-von-Galen Straße 23, 
58509 Lüdenscheid.

Ortsverband Schildesche
18. Juli, 15 Uhr: Sommerfest 

mit Grillen, Bingo und Infos an 
der Remise Mühle Eilhausen. 
Kostenbeitrag für Essen und Ge-
tränke. Anmeldung bis 12. Juli 
unter Tel.: 0521 / 83 296.

Ortsverband 
Waldbröl / Siegkreis-Oderberg

8. Juli und 12. August, 15 Uhr: 
Treffen, Sitzungssaal der AWO, 
Schladerner Straße 10–12, 
51545 Waldbröl.

Hohe Verbandsjubiläen
40 Jahre: Hildegard Hen-

kenjohann, Adam Schwarze 
(Bielefeld), Hans Plitt (Bo-
chum-Hattingen), Reinhard 
Beyer (Dortmund), Brigitte 
Schröder (Gütersloh), Klaus 
Hettmanski (Hamm-Una), 
Ernst Czernek (Iserlohn-
Hagen), Heinz Zapatka, Fritz 

Sandkröger, Hildegard Bütte-
meier, Anneliese Winkelmann, 
Friedhelm Lappe, Walter Nord-
siek (Lübbecke), Wolfgang 
Schlufter, Bernadette Schröder 
(Märkischer Kreis), Siegmund 
Mieszczanin, Robert Kornetzki 
(Recklinghausen), Albert Aß-
mann (Westfalen-Ost).

45 Jahre: Brigitte Spies 
(Bergisches Land), Gerhard Nie-
wöhner (Bielefeld), Ingeborg 
Reiffert (Dortmund), Heinrich 
Sobolewski (Gelsenkirchen-
Bottrop), Franz Utenka (Glad-
beck), Heinrich Keller, Christine 
Kittel, Annegret Tata (Lübbe-
cke), Alfred Hoppe (Märkischer 

Kreis), Helga Stemmer (Minden).
50 Jahre: Reinhard Klecker 

(Dortmund), Horst Andreas 
(Düsseldorf), Bernhard Fuchs 
(Hamm-Unna), Irmgard Zschä-
bitz (Hamm-Unna), Hermann 
Peithmann (Minden).

55 Jahre: Anita Klimek (Lüb-
becke).

60 Jahre: Herbert Krüger 
(Iserlohn-Hagen), Hildegard 
Munke (Köln-Bonn-Aachen), 
Heinz Kölling (Lübbecke).
65 Jahre: Hartmut Rohmann 
(Lippe), Dieter Krentscher 
(Minden).
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Herr Bornhalm, ist die „neue 
Grundsicherung“ nur alter Wein 
in neuen Schläuchen? Oder se-
hen Sie auch Verbesserungen 
für die Menschen?

Das „Grundsicherungsgeld“ ist 
lediglich die neue Bezeichnung 
für die Geldleistung, die das bis-
herige Bürgergeld ablösen soll. 
Für die Betroffenen bedeutet 
das jedoch keine Verbesserung. 
Im Gegenteil: Der ohnehin wenig 
gehaltvolle alte Wein wird nun 
noch stärker rationiert. 

Die „Reform“ stärkt den Ver-
mittlungsvorrang – Arbeit geht 
also vor Qualifizierung –, ver-
schärft die Sanktionen bei Ter-
minversäumnissen und setzt auf 
strengere Mitwirkungspflichten.

Durch die politische Debatte 
geistern eine ganze Reihe von 
Un- und Halbwahrheiten. So 
hatte zum Beispiel Carsten Lin-
nemann (CDU) ‚behauptet, eine 
sechsstellige Zahl von Menschen 
lehnten es grundsätzlich ab, 
eine Arbeit aufzunehmen. Kein 
Arbeitsmarktexperte bestätigt 
diese Aussage.

Aber das eigentliche Motiv 
dahinter wird dennoch sichtbar: 
Leistungsbeziehende werden 
pauschal als arbeitsunwillig und 
träge dargestellt – als Menschen, 
die es sich in der sprichwörtli-
chen Hängematte bequem ge-
macht hätten. Das ist jedoch ein 

Zerrbild der Wirklichkeit und ein 
Schlag ins Gesicht all jener, die 
sich ernsthaft bemühen.

Das Bürgergeld war bereits 
im Wahlkampf zur letzten 
Bundestagswahl ein zentrales 
Thema. Einsparungen in Milli-
ardenhöhe wurden angekün-
digt, die sich am Ende als Luft-
nummer herausgestellt haben. 
Wie beurteilen Sie das?

Auch die Debatte über den 
angeblich massenhaften Miss-
brauch von Bürgergeldleistun-
gen ist vor allem eines: Stim-
mungsmache auf dem Rücken 
armer Menschen. Seit Jahren wird 
der Eindruck erzeugt, der Sozial-
staat werde in großem Stil von 
„Drückebergern“ und „Betrügern“ 
geplündert. Tatsächlich betrifft 
missbräuchlicher Leistungsbe-
zug jedoch nur einen vergleichs-
weise kleinen Personenkreis. 

Natürlich muss jeder Miss-
brauch konsequent verfolgt 
werden. Während aber beim 
Bürgergeld jeder einzelne Euro 
skandalisiert wird, bleibt die Em-
pörung über milliardenschweren 
Steuerbetrug auffallend verhal-
ten. Dies zeigen auch die Zahlen: 
Während durch missbräuchlich 
bezogene Bürgergeldleistungen 
jährlich Schäden von rund 250 
Millionen Euro entstehen, be-
laufen sich die Schätzungen für 

Steuerhinterziehung und Steuer-
betrug auf 100 bis 200 Milliar-
den Euro pro Jahr!

Rechnen Sie auch für die  
Sozialberatung des SoVD hier 
in Schleswig-Holstein mit Aus-
wirkungen?

Die geplanten Verschärfungen 
beim sogenannten „Grundsiche-
rungsgeld“ werden nicht nur die 
Betroffenen selbst unter Druck 
setzen, sondern auch die Bera-
tungsstellen massiv belasten. 
Schon jetzt ist absehbar, dass 
der Bedarf an Unterstützung 
und rechtlicher Beratung deut-
lich steigen wird.

Viele Menschen sind verunsi-
chert. Für sie geht es dabei nicht 
um abstrakte Verwaltungsvor-
schriften, sondern um existen-
zielle Fragen: Kann ich in mei-
ner Wohnung bleiben? Muss ich 
mein Erspartes aufbrauchen? 
Wie sichere ich meinen Lebens-
unterhalt? 

Künftig muss beispielsweise 
die Angemessenheit der Wohn-
kosten unmittelbar geprüft wer-
den. Allein das wird zwangsläufig 
zu mehr Konflikten mit den Be-
hörden führen – und vermutlich 
zu einer Vielzahl von Eilanträgen 
bei den Sozialgerichten.

Stichwort Sanktionen: Das 
Bundesverfassungsgericht hat 

dem Gesetzgeber aufgetra-
gen, dass das soziokulturelle 
Existenzminimum durch Sank-
tionen nicht unterschritten 
werden darf. Sehen Sie die-
sen Grundsatz durch die neue 
Grundsicherung noch gewähr-
leistet?

Auch wenn das Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil ein 
Hintertürchen offengelassen hat, 
wird dieses mit der geplanten 
Reform der Grundsicherung nun 
maximal ausgereizt. 

Ich habe erhebliche Zweifel 
daran, dass die vorgesehenen Re-
gelungen mit dem Grundgesetz 
vereinbar sind. Denn die Reform 
konstruiert Bedürftigkeit künftig 
auf eine gefährliche Weise um: 
Wer mehrfach für das Jobcenter 

Zum 1. Juli treten Neuerungen beim Bürgergeld in Kraft. Ab diesem Datum heißt die ehemals 
Hartz- IV bzw. ALG-II-genannte Leistung nun „Grundsicherungsgeld“. Über die Änderungen sprach 
Christian Schultz, Abteilung Kommunikation, mit dem SoVD-Landesvorsitzenden Alfred Bornhalm.

Was bringt das neue „Grundsicherungsgeld“?
Interview mit dem SoVD-Landesvorsitzenden zu den Auswirkungen der Bürgergeld-Reform ab Juli

Landesvorsitzender Alfred Bornhalm, hier 2024 auf einer Demo, 
kritisiert die Auswirkungen des „Grundsicherungsgeldes“.

nicht erreichbar ist oder Termine 
versäumt, soll offenbar als „nicht 
bedürftig“ gelten – mit der Fol-
ge, dass Leistungen bis auf null 
gekürzt werden können.

Dahinter steht ein Menschen-
bild, das soziale Realität bewusst 
ausblendet. Die Konsequenzen 
sind dramatisch: Mietschul-
den, Wohnungsverlust und im 
schlimmsten Fall Obdachlosig-
keit. Ein Sozialstaat, der Men-
schen in existenzieller Not die 
Lebensgrundlage entzieht, ver-
letzt aus meiner Sicht den Kern 
des verfassungsrechtlich garan-
tierten Existenzminimums. 

Die Verteidigung sozialer 
Grundrechte ist keine Nebensa-
che – sie ist eine Frage der Men-
schenwürde.

Respektable Plätze erlaufen
Mit einer starken Teamleistung hat der SoVD Schleswig-Holstein erstmals am AOK-Business.Run 

in Kiel teilgenommen. Elf Läufer*innen aus dem Hauptamt gingen für das „Team SoVD“ an den Start 
und zeigten auf der 4,5 Kilometer langen Strecke rund um Landeshaus und Kiellinie vollen Einsatz.

Bei besten Laufbedingungen 
und insgesamt 6.500 Teilneh-
menden war das Rennen in die-
sem Jahr auf zwei Tage verteilt. 
Am Donnerstag lief das Team 
in seinen auffallenden roten 
Shirts ins Ziel und erreichte 
einen respektablen 176. Team-
platz. Gesine Hiedels aus der 
Landesgeschäftsstelle verpass-
te die Top 100 der schnellsten 
Frauen nur knapp. 

Die Premiere kam bei allen 
Beteiligten so gut an, dass be-
reits jetzt feststeht: Im kom-
menden Jahr soll der SoVD 
wieder mit dabei sein.

Hauptamt des SoVD Schleswig-Holstein zum ersten Mal beim AOK-Business.Run

Sichtlich gut gelaunt: Das SoVD-Laufteam in den roten T-Shirts.

Die erste Folge ist dem Thema 
Handy und Hörgeräte gewidmet 
und ab dem 15. Juli abrufbar un-
ter: www.digitalegesandte.de. 
Michaela Korte, 2025 als SoVD-
Superheldin geehrt, berichtet 
aus langjähriger Erfahrung, 
wie Menschen mit Hörgeräten 
und Cochlea-Implantaten ihre 
Lebensqualität dank digitaler 
Technik verbessern können.

Online ohne Hürden?
Podcast der Digitalen Gesandten startet im Juli

Seit dem Beginn des Hilfsangebots im April haben die Digitalen 
Gesandten des SoVD in Dithmarschen und Kiel mehr als 150 Men-
schen im häuslichen Umfeld geholfen. Der Podcast Online ohne 
Hürden?! erzählt ab jetzt jeden Monat davon.

Michaela Korte verbindet ihr 
Smartphone mit ihren Cochlea-
Implantaten.
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Soziales 
im Blick Landesverband

Schleswig-Holstein E-Mail: info@sovd-sh.de
Internet: www.sovd-sh.de
Auskünfte: montags bis 
donnerstags von 8.00 bis 
16.00 Uhr, freitags von 
8.00 bis 12.00 Uhr

Landesgeschäftsstelle: Maria-Merian-Straße 7 · 24145 Kiel · Tel. (0431) 65 95 940 · Fax (0431) 65 95 94 99



Ortsverband Aventoft
Die Regelungen zur Rente in 

Deutschland sind komplex und 
kompliziert. Das wurde deut-
lich bei einem Infoabend mit 
Christian Schultz vom Landes-
verband. Die 50 Anwesenden-
stellten zahlreiche Detailfragen 
an den Renten-Experten, die er 
beantworten konnte, aber dar-
auf hinwies, dass meistens beim 
Rentenantrag eine individuelle 
Beratung erforderlich sei (s. Foto: 
Die 2. Vorsitzende Maren Christi-
ansen bedankt sich bei Christian 
Schultz.)

Ortsverband Quickborn-Ellerau
Gleich drei 90. Geburtstage 

gab es zu feiern. Jeder der drei 
Herren erhielt ein Glas Honig 
sowie einen Einkaufsgutschein 
(s. Foto 1, v. li.: Egon Sellenschloh 
mit Ehefrau und Vorsitzender Hei-
ke Schröder; Foto 2: Jürgen Köhn-
ke mit Ehefrau; Foto 3: Jürgen 
Hohmann mit Ehefrau).

Ortsverband Wesselburen
Die Spargelfahrt führte durch 

die Dithmarscher Landschaft mit 
blühenden Rapsfeldern. Nach 
dem Spargelbüfett an der Eider 
ging es weiter nach Eckernförde, 
wo Zeit für einen Bummel durch 
die Innenstadt und zum Hafen 
blieb. 

Ortsverband Kiel-Suchsdorf
Gertrud Steenbock beging 

ihren 100. Geburtstag. Über 
viele Jahre engagierte sie sich 
mit großem Einsatz für den 
SoVD und übernahm zahlreiche 
Aufgaben im Verband. Zu den 
Gratulant*innen gehörten der 
Landesvorsitzende Alfred Born-
halm sowie Wilfried Maringer 
und Helga Hübner für den Orts-
verband Kiel-Suchsdorf.

Ortsverband Herzhorn
Auf der Jahreshauptversamm-

lung wurde Birgit Sierck zur 2. 
Vorsitzenden und Renate Kullick 
zur Revisorin gewählt. Wieder-
gewählt wurden Schatzmeister 
Gerd Sosat, Frauensprecherin 
Karin Büssert und Beisitzer Ralf 
Reichert. Außerdem gab es ei-

nen Vortrag zum Thema Ein-
samkeit von Lisann Ziegler vom 
Gesundheitsamt des Kreises 
Steinburg (s. Foto). 

Ortsverband Hennstedt
Auf der Jahreshauptversamm-

lung wurde Hannelore Wussow 
nach vielen Jahren als Frau-
enbeauftragte verabschiedet. 
Vorsitzender Heinz Martin Bock 
dankte ihr herzlich. Als Anerken-
nung überreichte er ihr einen 
Präsentkorb. Zur Nachfolgerin 
wurde Maren Fischer gewählt 
(s. Foto, v. li.: 2. Vorsitzende Tanja 
Käseler, Hannelore Wussow und 1. 
Vorsitzender Heinz Martin Bock).

Ortsverband Oldenburg
Für viele Teilnehmende wa-

ren die Informationen neu, die 
die Polizeidirektion Lübeck 
zum Thema Betrugsmaschen 
vortrug. Im Fokus standen Te-
lefonbetrug und neue Risiken 
durch künstliche Intelligenz, 
etwa durch das Nachahmen von 
Stimmen, sowie Gefahren beim 
Geldabheben und Einkaufen.

Ortsverband Lütjenburg 
Bei einer Ehrenveranstaltung 

wurde Wolfgang Eichhorn für 
55 Jahre Mitgliedschaft aus-
gezeichnet. Vorsitzender Olaf 
Seefluth und Frauensprecherin 
Christel Seick überreichten ihm 
neben Urkunde und Ehrennadel 
auch einen Präsentkorb.

Ortsverband Göhl
53 Mitglieder trafen sich zum 

traditionellen Frühstück. Nach 
der Begrüßung und Verbands-
infos durch den Vorsitzenden 

Aus den Kreis- und Ortsverbänden

Ortsverband Aventoft Ortsverband Quickborn-Ellerau 1 OV Quickborn-Ellerau 2

Ortsverband Kiel-Suchsdorf OV Herzhorn Ortsverband Hennstedt OV Quickborn-Ellerau 3

Ortsverband NaheOrtsverband Lütjenburg

Ortsverband GöhlOrtsverband OldenburgOrtsverband Wesselburen

Horst Gorke genossen die 
Teilnehmer*innen ein reichhal-
tiges Büfett. Die Veranstaltung 
klang mit einem gemeinsamen 
Rundgang aus. 

Ortsverband Nahe
Der SoVD Nahe hat sein 

75-jähriges Bestehen gefeiert. 
Vorsitzende Marion Petersen 
begrüßte dazu zahlreiche Mit-
glieder und Gäste, darunter Hel-
mut Heins und Kirsten Grund-
mann vom SoVD-Kreisverband 
Segeberg, Regionalleiterin Anke 
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Ortsverband Garding Ortsverband Osdorf

Ortsverband Norderstedt

Ortsverband Bad Bramstedt

Ortsverband Neuenkirchen-Dithmarschen Ortsverband Appen

Ortsverband Hochdonn

Ortsverband Groß Wittensee

Ortsverband Tönning

Aus den Kreis- und Ortsverbänden

Griffel, Detlev Kircher vom Orts-
verband Seth-Stuvenborn sowie 
Bürgermeister Peter Scharbau. 
Nach einem Rückblick auf die 
Geschichte des Ortsverbandes 
standen Glückwünsche, eine 
Ehrenurkunde und Gespräche 
im Mittelpunkt. Claudia und Mi-
chael sorgten mit ihren Songs 
auf der Jubiläumsveranstaltung 
für gute Stimmung.

Ortsverband Garding
Bei einer außerordentlichen 

Mitgliederversammlung wurde 
ein neuer Vorstand gewählt. 
Unter der Leitung der Kreisvor-
sitzenden Petra Lenius-Hems-
tedt fiel die Wahl einstimmig 
auf Sigrid von Dohlen als neue 
Vorsitzende, Jacob Hansen als 
Kassenwart und Robert Lücker 
als Schriftwart. Damit konnten 
die zuvor vakanten Posten er-
folgreich neu besetzt werden.

Ortsverband Osdorf
Der SoVD beteiligte sich am 

heimischen Festumzug und war 
mit einem Pavillon auf dem 
Festplatz vertreten. Besonders 
das Glücksrad erfreute sich bei 
Jung und Alt großer Beliebtheit. 
Das Team führte viele Gesprä-
che und informierte über die 
Arbeit des Verbandes. 

Ortsverband Hochdonn
Rund 30 Mitglieder und Gäs-

te informierten sich bei einem 
Vortrag von Lea Hennig vom 
Bestattungsinstitut Krause über 
Vorsorge und Bestattungsfor-
men. Auch Fragen zu Kosten 
und Versicherungen wurden 
beantwortet, ehe sich der Vor-

stand bei Lea und Katrin Hennig 
mit Blumen für den interessan-
ten Vortrag bedankte.

Ortsverband Norderstedt
Knapp 80 Personen fanden 

sich zur Jahreshauptversamm-
lung ein. Nach der Ehrung 
langjähriger Mitglieder hörten 
die Anwesenden einen Vor-
trag der Mitarbeiterinnen des 
Sozialberatungszentrums Nor-
derstedt. Alle Kandidat*innen 
für den neuen Vorstand wurden 
einstimmig gewählt (s. Foto, v. 
li.: Irina Klingenschmidt, Mat-
thias Grandke, Brigitte Buhk, Ute 
Grandke, Thomas Greger, Heide-
marie Hotze, Angelika Taube, 
Helmut Heins vom Kreisverband 
Segeberg, Manfred Pelzel, Werner 
Buhk, Monika Pelzel und Karla 
Stritzke).

Ortsverband Tönning
Hans-Werner Freese wurde 

auf der Jahreshauptversamm-
lung als Vorsitzender, Udo Ja-
cobs als 2. Vorsitzender, Sebas-
tian Freese als Schatzmeister 
sowie Ingrid Peters als Frau-
ensprecherin und Schriftfüh-
rerin bestätigt. Geehrt wurden 
Sebastian Freese für 15, Chris-
tel Lohrke für 20 und Ingrid 
Peters für 30 Jahre ehrenamt-
liche Tätigkeit (s. Foto). Gleich-
zeitig feierte der Ortsverband 
sein 80-jähriges Bestehen und 
erinnerte an die Gründung im 
Jahr 1946 mit damals 36 Mit-
gliedern.

Ortsverband
Neuenkirchen-Dithmarschen

Auf der Mitgliederversamm-

lung wurden unter anderem 
Rosemarie Tilch für 25 Jahre, 
sowie Holger Beeck und Peter 
Wittmaack für je 30 Jahre Mit-
gliedschaft ausgezeichnet. Vor-
sitzender Thies Wellnitz freute 
sich, dass alle Vorstandspositi-
onen durch Wiederwahlen und 
neue Kandidat*innen besetzt 
werden konnten. (S. Foto, v. li., 
hinten: Dieter Schönberg, Peter 
Wittmaack, Holger Beeck, Dirk 
Jankofski und Vorsitzender Thies 
Wellnitz; vorne: Rosemarie Tilch, 
Birgit Kurkowski, Hans Walter 
Kurkowski, Daniela Jankofski und 

Kreisvorsitzende Renate Eggers.)

Ortsverband Appen
37 Mitglieder und Gäste fuh-

ren nach Sittensen zum gemein-
samen Spargelessen. Danach 
besuchten sie das Handwerker-
museum mit Wassermühle. Den 
Abschluss bildeten Kaffee und 
Kuchen mit plattdeutschen Ge-
schichten. 

Ortsverband Groß Wittensee
Beim Frühlingstreffen stand 

eine praxisnahe Defibrillator-
Übung mit Sina Rönnfeldt von 

der Feuerwehr und dem Ret-
tungsdienst Eckernförde im 
Mittelpunkt. (s. Foto: Vorsitzende 
Dagmar Matthiesen). 

Ortsverband Bad Bramstedt
Mehr als 30 Teilnehmer*innen 

fuhren ins Alte Land und nach 
Stade. Die Blütezeit war durch 
das Wetter bereits etwas fort-
geschritten, aber die Reiselei-
terin sorgte für interessante 
Einblicke in die Region und das 
Städtchen Jork. In Stade blieb 
anschließend Zeit zum gemein-
samen Essen und zur Erkun-
dung der historischen Altstadt.

Ortsverband 
Büsum

Mit einem 
neuen Whats-
A p p - K a n a l 
können sich 
die Mitglieder über Neuigkeiten, 
Veranstaltungen und Hinweise 
aus dem Verband informieren. 
Über den abgedruckten QR-Code 
tritt man dem Kanal bei. Wer die 
Glocke aktiviert, verpasst auch 
kurzfristige Infos nicht.
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Aus den Kreis- und Ortsverbänden
Ortsverband Siebenbäumen

Bei der Mitgliederversamm-
lung wurde Thomas Benecke 
einstimmig als Vorsitzender 
wiedergewählt. Ebenfalls im 
Amt bestätigt wurden unter an-
derem Hans-H. Möller, Herbert 
Witten und Monika Moll. Neu 
gewählt wurden Reiner Kühl 
und Rüdiger Groschke als Bei-
sitzer. Außerdem ehrte der Orts-
verband langjährige Mitglieder 
und engagierte Ehrenamtliche, 
darunter Willi Bohnsack für 35 
Jahre Mitgliedschaft. Ortsverband Schacht-Audorf

Ortsverband Schacht-Audorf
Der SoVD-Ortsverband 

Schacht-Audorf unterstützte 
die DLRG-Ortsgruppe Schacht-
Audorf mit einer Spende in 
Höhe von 200 Euro. Die stell-
vertretende SoVD-Vorsitzende 
Agnes Retzlaff und Schatzmeis-
terin Dorit Sievers überreichten 
den Betrag an den DLRG-Vor-
sitzenden Karsten Jungjohann 
(s. Foto) als Dank für deren en-
gagierte Jugendarbeit und den 
unermüdlichen Einsatz an der 
Badestelle am Dörpsee.

Interview

„Ehrenamt gehörte immer dazu“
Ohne ehrenamtlich Aktive wäre der SoVD in Schleswig-Holstein kaum vorstellbar. Rund 4000 Eh-

renamtliche engagieren sich landesweit in etwa 300 Ortsverbänden – so wie Helga Heins im SoVD 
Ortsverband Kattendorf-Winsen. Die gebürtige Brokdorferin ist dort seit 2019 Frauensprecherin 
und kümmert sich mit viel Herzblut um die Gemeinschaft im Dorf. Im Gespräch erzählt sie, warum 
Ehrenamt für sie schon immer selbstverständlich war, weshalb das Dorfleben manches einfacher 
macht – und wie sie selbst zum SoVD gekommen ist.

Frau Heins, warum engagie-
ren Sie sich ehrenamtlich?

Irgendwie hat man das einfach 
so gelernt. Ehrenamt gehörte bei 
uns immer dazu. Ich kenne das 
gar nicht anders. Ich bin Grün-
dungsmitglied unseres Theater-
clubs, habe mich im Sportverein 
engagiert und war Elternvertre-
terin im Kindergarten und in der 
Grundschule. Irgendwer muss es 
ja machen – und meistens sind 
es doch immer die gleichen Leute, 
die Verantwortung übernehmen.

Und wie sind Sie Frauenspre-
cherin geworden?

Da war tatsächlich mein Mann 
ausschlaggebend. Er ist selbst 
Vorsitzender bei uns im Orts-
verband und sagte irgendwann: 
„Keiner will das machen, kannst 
du das nicht übernehmen?“ Und 
ich habe gedacht: Warum eigent-
lich nicht? 2019 wurde ich dann 
gewählt.

Wie sieht Ihre Aufgabe als 
Frauensprecherin konkret aus?

Gerade am Anfang bin ich viel 
durchs Dorf gegangen und habe 
alleinstehende Frauen angespro-
chen. Ich wollte einfach signa-
lisieren: Wenn Hilfe gebraucht 
wird oder jemand mal reden 
möchte, dann bin ich da. Aber auf 
dem Dorf funktioniert vieles an-
ders als in der Stadt. Viele Men-
schen haben Familie oder Nach-
barn direkt nebenan. Man kennt 
sich hier eben.

Hat sich das Dorfleben auch 
während der Corona-Zeit be-
merkbar gemacht?

Ja, auf jeden Fall. Während der 
Lockdowns haben wir im Vor-

stand überlegt, was wir für die 
Mitglieder machen können. Dann 
kamen wir auf die Idee mit den 
„Zaungesprächen“. Wir haben 
Zettel verteilt und angeboten, 
sich draußen mit Abstand zu un-
terhalten. Einer aus dem Ort hat 
mich sogar angerufen und gesagt, 
was das doch für eine tolle Idee 
sei. Das hat mich natürlich ge-
freut.

Was bedeutet Ihnen das Eh-
renamt persönlich?

Am schönsten ist es doch, wenn 
die Leute hinterher sagen: „Das 
hat mir richtig gutgetan.“ Dieses 
Gefühl kenne ich auch vom Thea-
ter oder von Dorffesten. Wenn 
Menschen mit einem glücklichen 
Lächeln nach Hause gehen, dann 
ist das für mich der größte Lohn.

Wie sind Sie denn selbst zum 
SoVD gekommen?

Das war 2009. Ich war längere 
Zeit krankgeschrieben und meine 

Kur wurde zweimal abgelehnt. 
Mein Mann meinte dann: „Frag 
doch mal beim SoVD nach.“ Also 
bin ich eingetreten. Der dama-
lige Vorsitzende hat sich sofort 
gekümmert – und innerhalb 
von drei Wochen hatte ich einen 
Termin für die Kur. Das hat mich 
wirklich beeindruckt.

Sie sind also aus eigener Er-
fahrung überzeugt vom SoVD?

Ja, absolut. Ich habe damals di-
rekt erlebt, wie hilfreich der Ver-
band sein kann.

Wie entwickelt sich der Orts-
verband Kattendorf-Winsen?

Eigentlich ganz gut. Als mein 
Mann den Ortsverband über-
nommen hat, gab es ungefähr 
155 Mitglieder, inzwischen sind 
es rund 190. Natürlich gibt es im-
mer wieder Schwankungen, auch 
durch Sterbefälle. Aber insgesamt 
sind wir auf einem guten Weg.

Welche Angebote kommen 
bei den Mitgliedern besonders 
gut an?

Wir haben zum Beispiel einmal 
im Jahr ein gemeinsames Früh-
stück für alle. Dann natürlich die 
Spielenachmittage, die es einmal 
pro Monat gibt. Und die Klassiker: 
Weihnachtsfeier und Grillfest.

Was wünschen Sie sich für die 
Zukunft des Ehrenamts?

Dass sich weiterhin Menschen 
finden, die Verantwortung über-
nehmen. Gerade auf dem Dorf 
lebt vieles davon, dass man sich 
gegenseitig unterstützt. Und Ge-
meinschaft entsteht eben nicht 
von allein – dafür müssen Men-
schen bereit sein, etwas zu tun.

Helga Heins engagiert sich als 
Frauensprecherin im SoVD.

Nachruf
In unserem Landesverband verstarben

Ingrid Hartz,
langjährige Schriftführerin im Ortsverband Mollhagen,

Heidemarie Hentschel,
langjährige Schriftführerin im Ortsverband Elmshorn,

Therese Piepereit,
langjährige Revisorin im Ortsverband Legan-Luhnstedt,

Mechthild Selk,
langjährige Schatzmeisterin im Ortsverband Kiel-Kronsburg,

Monika Sierk,
langjährige Ehrenvorsitzende im Ortsverband Haseldorf,

Werner Talke,
langjähriger Revisor im Ortsverband Bad Bramstedt.

Wir werden den Verstorbenen immer ein ehrendes  
Gedenken bewahren.

Auszeichnungen
Für 25-jährige Funktionärstätigkeit wurde mit dem Ehrenschild 

ausgezeichnet:

Helga Hedtke,
Ortsverband Leezen.

Für 30-jährige Funktionärstätigkeit wurde mit dem Ehrenschild 
ausgezeichnet:

Helga Jensen,
Ortsverband Bredstedt.

Der Vorstand des SoVD-Landesverbandes Schleswig-Holstein 
gratuliert herzlich.

Wichtige Rufnummern
112 – Notruf für Menschen in Not. 24 Stunden, kostenlos, auch 

ohne Mobilfunknetz und bei gesperrtem Handy. 112 wählen Sie 
bei Unfällen, Bränden oder wenn Notfallsituationen eventuell le-
bensbedrohlich sind.

110 – Notruf der Polizei. Bei Gefahr, Straftaten oder einem Ver-
dacht. Wählen Sie 110 immer dann, wenn Sie sich bedroht fühlen, 
in Gefahr befinden oder die Situation gefährlich werden könnte. 

116 117 – Ärztlicher Bereitschaftsdienst. Hier erhalten Sie Hil-
fe außerhalb von Sprechzeiten und bei nicht lebensbedrohlichen 
Krankheiten, und Sie erfahren den Standort der nächsten Bereit-
schaftsdienstpraxis. 

Der Patientenombudsverein bietet Rat und Hilfe für Patient*innen:
• �für die Kreise Kiel, Rendsburg-Eckernförde, Plön, Segeberg un-

ter Tel.: 04551 / 80 34 27;
• �für die Kreise Ostholstein, Lübeck, Stormarn und Herzogtum 

Lauenburg unter Tel.: 04331 / 70 84 882;
• �für die Kreise Neumünster, Dithmarschen, Steinburg, Pinneberg 

mit Helgoland unter Tel.: 04641 / 98 73 69;
• �für die Kreise Nordfriesland, Flensburg, Schleswig-Flensburg 

unter Tel.: 04631 / 44 13 447.
Bei Fragen zur Pflege gibt es Rat unter Tel.: 04531 / 80 49 38.
Das Kindernottelefon – anonym und gebührenfrei erreichbar un-

ter Tel.: 0800 / 11 10 333 (montags bis samstags von 14 bis 20 Uhr).
Unabhängige Patientenberatung (UPD) – gebührenfrei und bun-

desweit erreichbar unter Tel.: 0800 / 01 17 722.
Das Pflegenottelefon – Pflegebedürftige, deren Angehörige so-

wie Pflegekräfte erhalten Rat und Hilfe unter Tel.: 01802 / 49 48 47.
Das Büro der Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderun-

gen, erreichbar unter Tel.: 0431 / 98 81 620.
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